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Vorbemerkung. 



Die vorliegende Abhandlung bewegt sich auf dem Gebiete 
des römischen ßechtes und tiberschreitet geflissentlich die Gren- 
zen der justinianischen Gesetzgebung nicht. Das Ziel der Arbeit 
war, für eine ßeihe bisher getrennt betrachteter Erscheinungen 
den sie verknüpfenden inneren Gesichtspunkt zu finden. Es 
ergab sich die Subsumtion ^aller dieser Erscheinungen unter 
den BegriflF des Vectigalrechtes. Der Nachweis dieses Kesul- 
tates im Einzelnen erforderte ein näheres Eingehen auf den 
historischen Entwicklungsgang der behandelten Erscheinungen, 
besonders der Grundsteuer. Der Verfasser betrachtet die Fest- 
stellung der römischen Grundlage als Ausgangspunkt für eine 
Untersuchung der weiteren geschichtlichen Entwicklung des 
Vectigalrechtes und seiner Beziehungen zu verwandten Erschei- 
nungen des deutschen Rechtes. Erst die Darlegung dieser 
Beziehungen wird die innere Berechtigung einer Vergleichung 

> 

beider Rechte in diesem Punkte prüfen lassen. 



I. Die finanziellen und wirtschaftlichen Qrundlagen. 

§1. 
Uebersicht. 

Unter den Lasten, die den Grund und Boden ergreifen, ist 
die Grundsteuer und was ihrer Analogie folgt , von der grössten 
Bedeutung. Die bisherige Behandlung hat es vielfach verschmäht, 
die rechtliche Beurtheilung mit der wirtschaftlichen zu vereini- 
gen. Der Jurist setzte den wirtschaftlichen Begriff der Grund- 
steuer stillschweigend voraus^). Nur zu leicht mussten sich 
hier moderne Anschauungen eindrängen und den Begriff der 
römischen Grundsteuer verwirren. In dem wirtschaftlichen Be- 
griff ruht aber, wenn auch nicht notwendig der rechtliche, so 
doch die Basis und der Inhalt der Forderung des Staates an 
den Steuerzahler. Die Ansichten über die geschichtliche Ent- 
wicklung des römischen Steuerwesens im Allgemeinen und der 
Grundsteuer im Besonderen gelten nun so weit auseinander, dass 
es unerlässlich erscheint, die bedeutenderen unserer Darstellung 
voranzuschicken ^). 

Als äussere geschichtliche Marksteine in der Entwicklung 
der Steuerverfassung treten folgende hervor: 

1) Die thatsächliche Aufhebung des tributum der Bürger 
nach dem Macedonischen Kriege im Jahre 587. Diese wird 
von allen Schriftstellern angenommen'). 



1) Senffert'8 Archiv, ßd. 11, 45, vgl. Zachariae, Deutsches Staats- 
und Bandesrecht 2. A. II p. 543. 

2) Eine Uebersicht der Literatur und der Quellen s. bei Danz, Lehrb. 
der Geschichte des röm. Rechts §§. 17, 34, 59. 

3) Hegewisch, Röm. Finanzen p. 131 f. Walter, röm. Rechtsgesch. 
§ 325, § 181 (3 A.) Savigny, Verm. Schriften II, p. 150 ff. Huschke, 
Censas der früheren röm. Eaiserzeit p. 71 ff. Marquardt, Römische Alter- 
thümer III, 2 p 135 l, Röm. Staatsverwaltung II p. 171 ff. Rodbertus, 
Jahrbücher fttr Nationalökonomie und Statistik (Hildebrand) Bd. IV 
p. 408. Euntze, Exkurse über röm. Recht p. 295. Vocke, Zeitschrift 
für Staatswissenschaft Bd. 15 p. 668 ff. 

Matthiass, die römische Grundsteuer und das Veotigalrecht. \ 



2 I. Die iSnanziellen and wirtschaftlichen Grundlagen. 

2) Die WiedereinftihruDg des tributum civile im Jahre 711 
unter dem CoDsnlate des Hirtius und Pansa ^). Hier gehen die 
Meinungen auseinander. Savigny hält diese Wiedereinführung 
nur für eine vorübergehende, es soll das tributum der Bürger 
nicht wieder dauernd erhoben sein, daher habe volle Steuer- 
freiheit für Italien bis Maximian bestanden ^) Dagegen halten 
Andere^) die Wiedereinführung für eine dauernde, denen ich 
mich nach den gründlichen Ausführungen von Rodbertus (s. un- 
ten) anschliesse. 

3) Der sogenannte Reichscensus und die Vermessungen 
unter Augustus. Dass von Augustus die Steuerverhältnisse des 
Reiches betreffende Einrichtungen getroffen worden sind, be- 
streitet meines Wissens Niemand *). Ueber die Tragweite der- 
selben gehen die Meinungen sehr weit auseinander. Wie sich 
ergeben wird, beziehen Einige diese Massregeln auf Einführung 
einer einheitlichen Reichssteuerverfassung, Andere auf Regelung 
der Provinzialsteuerverhältnisse. 

Savigny^) führt den Dualismus von Bürgertribut (Vermö- 
genssteuer d. i. „versteckte Grundsteuer") und Provinzialtribut 
CEopfsteuer neben Grundabgaben besonders Naturalzehuten) bis 
zum Jahre 587. Das Bürgertribut erlischt hier völlig und an 
die Stelle der alten Provinzialsteuern tritt seit Augustus eine 
gleichmässige auf Eatastrierung und Bonitierung beruhende 



1) Die Quellen s. bei Walter, § 181 Note 54, § 325, Note 44. Mar- 
quardt, r. Altert. III, 2 A. 908. Staatsverwaltung 11, p. 171 flF. 

2) Savigny, a. a. 0. II p. 96 ff., 149 flF., 185 ff. Huschke, a. a. O. 
p. 117. Marquardt, r. Altert. III, 2 p. 135 f. Staatsverwaltung II, p. 173. 
Kuntze, Exkurse p. 295. Bosse, Finanzwesen, II § 16. 

3) Walter § 181, § 325 Hegewisch, a. a. 0. p. 1346. 

4) Man vergl. i. A. Petersen im Rhein Mus. für Philolog. N. F. 
Bd. 8, p. 178 ff., Bd. 9, p. 440. Ritschi, ehendas Bd. 1, p. 481 ff. Hock. 
Rom. Geschichte Tbl. I B. p. 204 ff. Exe. 2. Kuntze, Exkurse p. 296. 

5) Die Ansicht Savlgny's ist niedergelegt in der auf p. 1. citierten 
Abhandlung (zuerst erschienen in der Zeitscbr. für Rechtswissenschaft 
Bd. VI p. 321 ff., Bd. XI p 20flf ). Vgl. die Abhandlung über den Colonat 
Verm. Schriften II p. 26 ff., 31 ff. Savigny folgen Dernburg, Pfandrecht 
p. 350 f. Kuntze, Exkurse p. 295 ff. Puchta, Instit. § 89, 122, Note e 
(R.) Vocke, a a. 0. p. 676. Schlosser, Universalhistor. Uebersicht III, 3 
p. 1 ff. unhestimmt Dnreau de la Malle, 6conomie politiqne des Romains 
I, p. 302 II, 432 ff. vgl. II, p. 437 f. 



§ 1. Uebersicht 3 

Grundsteuer in Geld (jngatio, capitatio). Zu dieser bildet die 
Naturalsteuer (auDona) eine Zusatzsteucr , die Kopfsteuer (ca- 
pitatio), die von Denen erhoben wird, die zur Grundsteuer nichts 
beitragen, eine Ergänzungssteuer ^). Die Vollendung dieser Re- 
formen fällt in die Zeit von Mark Aurel. Dieses System der 
Provinzialbesteuerung wird dann von Maximian in das bis da- 
hin steuerfreie Italien eingeführt. Savigny's Reichssteuersystem 
ist also eine im Interesse der ^Einfachheit der Verwaltung und 
gleicher Behandlung der Unterthanen" allerdings energische 
Refoimierung des Provinzialsteuersystems, in dem die Grund- 
steuer vorwiegt. 

Gleichfalls vom Dualismus des Bürgertributes und tributum 
provinciale ausgehend gelangt Walter 2) unter der Voraus- 
setzung, dass das tributum civile nur vorübergehend suspendiert 
worden sei, zu der Annahme, es habe sich das Provinzialtribut 
dem Systeme des Bürgertributs allmählich genähert; dann sei das 
letztere mit seiner Grundlage, dem Census, im ganzen Reiche 
eingeführt worden. Das Eigenthümliche der Ansicht Walter's 
liegt darin, dass die allgemeine Vermögenssteuer, die er im 
Bürgertribut sieht, nur vom Grundeigenthümer getragen worden 
sein soll, und dass neben dieser allgemeinen Vermögenssteuer 
eine Kopfsteuer geringerer Stände und Derer gesetzt wird, die 
nicht zur Grundsteuer beitragen. 

Am nächsten der Ansicht Savigny's steht die Husch ke's *). 
Derselbe schwächt nur den Dualismus der Steuerverfassung er- 
heblich ab. Nach ihm wurde von den Statthaltern in den Pro- 
vinzen sofort mit Beginn der römischen Eroberungen ein pere- 
grinischer Census eingeführt, der zwar an und für sich nichts 

« 

1) So auch schon Lipsius, exe. ad Tacit. annal. L. I.e. 31. Dubos, 
monarch. Frangoise, L I eh. 12. Schwarz, de jure italico, § 9. Vgl. 
Zacbariae von Lingenthal, m^moires de Tacad^mie de St. Petersbourg, 
tom. VI (1863) Nr. 9, p. 1 flF. Derselbe, Geschichte des griech. röm. 
Rechts 2. A. p. 1 92 fiP., welcher aber in wesentlichen Punkten von S. ab- 
weicht. 

2) a. a. 0. §§ 325, 326, 406-409 vgl. §§ 322, 180, 181. Aehnlich 
auch Hegewiscb, a. a. 0. p. 288 fiP. 

3) Census der früheren Kaiserzeit, derselbe, Census zur Zeit Jesu 
Christi (bes. p. 18) vgl. Dernburg, Pfandrecht p. 350 f. Marquardt, r. Al- 
tert. III, 2, p. 171 ff., Staatsverwaltung IL p. 157 ff. Kuntze, Exkurse 
p. 296 ff. Schultz, Staats Wissenschaft der Römer p. 60 ff. Vocke, a. a. 
0. p. 688 f. . 

1* 
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mit dem censas civilis zu thun hatte, aber durch die Statthalter 
möglichst dem römischen Ceusus gemäss gestaltet wurde. Nach 
definitiver Beseitigung des tributum civile seit 587 wird im An- 
fange der Kaiserzeit mit der ^^allmählichen Annäherung und end- 
lichen Ausgleichung von Italien und den Provinzen" auch das 
Steuersystem ein einheitliches und zwar auf streng territorialer 
Grundlage ruhendes. Formell schliesst sich dasselbe an das 
tributum civile (census), materiell an das tributum provinciale 
an. Aus dem Stipendium der Provinzen (Vermögenssteuer) 
scheidet sich wegen der Betonung des territorialen Elementes 
Grundsteuer und Kopfsteuer aus. Die letztere bildet eine Er- 
gänzung der ersteren. 

Auch Hock ^) geht von dem Dualismus der beiden Systeme 
des Btirgertributes (Vermögenssteuer) und des Provinzialtributes 
(Grundsteuer — Kopfsteuer) aus. Beide wurden von den Augu- 
steischen Massregeln ergriffen; aber nicht zu einem Reichs- 
steuersystem vereinigt. Beide wurden nach dem census erhoben, 
der Provinzialcensus blieb aber bis in das 3. Jahrhundert hinein 
vom römischen verschieden , wiewohl der letztere seinen Ein- 
fluss auf den ersteren äusserte; dieser war verbunden mit Ka- 
tastrierung and Bonitierung der Grundstücke, worauf die Mass- 
regeln unter Augustus gingen. Die Kopfsteuer, eigentlich eine 
Vermögenssteuer für Kapitalisten und berechnet nach dem Theil 
des Vermögens, der nicht zur Grundsteuer herangezogen war, 
bildet eine Ergänzung der Grundsteuer. 

Nach den vorgetragenen Meinungen tritt innerhalb des ein- 
heitlichen Reichssteuersystems der Dualismus von Grund- und 
Kopfsteuer hervor. An die Stelle dieses Dualismus setzen An- 
dere eine einheitliche Steuer, Gothofred eine Grundsteuer, 
Gibbon eine Steuer, die nur der Form nach als Kopfsteuer ma- 
teriell aber als Grundsteuer erscheint, weil sie auf ideale Steuer- 
personen , die jede einen bestimmten Theil des Grundbesitzes 
repräsentiert, gelegt ist. 

Diese älteren Ansichten haben nun vorzüglich nach volks- 
wirtschaftlicher, finanzieller und staatsrechtlicher Seite hin eine 
eingehende Prüfung durch ^odbertus 2) erfahren. Im Anschluss 



1) Römische Geschichte I. B. p. 204 ff. Excurs 2. 

2) Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik (Hildebrand) Bd. IV 
p. 341 ff., Bd. V p. 135 ff, 241 ff. Diese Abhandlungen sind Frag- 
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aD ihn unterscheiden wir folgende Perioden der Entwicklung^). 
Die erste reidht bis zur Ertheilung des allgemeinen Bürger- 
rechtes unter Caracalla. Sie ist gekennzeichnet durch den Gegen- 
satz von tributum civile (allgemeiner Vermögenssteuer) und tri- 
butum provmciale (tributum soli, Realabgabe — tributum capitis). 
Dieser Gegensatz wird durch keinen allgemeinen ßeichscensus 
vermittelt das tributum der Bürger wird nach vorübergehender 
Nichterhebung dauernd wieder eingeführt (a. 711)^). Die Mass- 
regeln des Augustus haben nur Bedeutung für das Provinzial- 
tribut und zwar ordnende nicht reformierende. Die zweite Pe- 
rio'de reicht von Caracalla bis Diocietian. Das tributum der 
Bürger erlangt die allgemeine Geltung im Reich. Die dritte 
durch Quellen am besten ausgestattete Periode umfasst die Zeit 
der christlichen Kaiser. Aus der allgemeinen Vermögenssteuer 
der vorigen Periode entwickeln sich zwei nahverwandte Steuern 
des Grund und Bodens (jugatio) und der Sklaven und des Viehes 
(capitatio) beide mit dem Character von Kapitalsteuern. Neben 
diesen existieren Steuern für das Handelskapital und das Ge- 
werbe. 

BUrger- und Provinzialtribut. 

Das römische Steuersystem war zur Zeit der Republik und 
weit bis in die Kaiserzeit hinein ein zwiefaches, je nachdem es 
den römischen Bürger oder den Provinzialen traf. Dieser Dua- 
lismus zeigt sich namentlich auch in der Verwerthung des Grund 
und Bodens als Steuerobject. 

I. Das Btirgertribut. 

Von einer Berücksichtigung des Grund und Bodens als 
Steuerobject kann erst nach Auflösung der genokratischen Ver- 
fassung, die Feldgemeinschaft mit sich führte, die Rede sein*). 



ment geblieben, iosofem als sie nur die Zeit bis Caracalla behandeln; 
hier ist aber das Qaellenmaterial mit grosser Vollständigkeit benutzt. 

1) Ebenso aber mit materieller Abweichung Schultz, Staatswissen- 
schaft der Römer p. 540 ff. 

2) So besonders auch Mommsen, Staatsrecht II, p. 337) 391 ff* 

3) Schultz« Staatswissenschaft der Itömer p, 514 f, 
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Vor der Ausscheidung des ager privatus aus diesem Verbände 
herrscht das System der rohen Kopfsteuer^). Nach der Aus- 
scheidung des ager privatus wurde die Pflicht zur Zahlung des 
Bürgertributes nach dem Grundbesitz der im römischen Eigen- 
thum stand bez. stehen konnte ^) und nach dem Verifiögensbesitz 
bemessen, der in Beziehung zur Acker Wirtschaft stand , also 
nach dem Besitz von Sklaven, Last- und Zugvieh (res mancipi) ^). 
Zu einer Zeit, wo die Bodenwirtscbaft die fast ausschliessliche 
Sphäre der Bethätigung des wirtschaftlichen Lebens bildete, 
waren diese Objecte des Census nahezu identisch mit dem ge- 
samten Vermögen des römischen Bürgers. Die Bodenwirt- 
schaftssteuer war thatsächlich eine Vermögenssteuer*). Der 
Grund und Boden war nicht als solcher dem Bürgertribut unter- 
worfen, sondern nur als Hauptbestandtheil des Vermögens an- 
* geschlagen nach seinem Kapitalwerth *). In dem Sinne einer 
allgemeinen Vermögenssteuer hat sich denn auch das Bürger- 
tribut aus der anfänglichen Beschränktheit einer Boden Wirt- 
schaft ssteuer weiter entwickelt. Je mannigfacher das Ver- 
mögen in seinen Bestaudtheilen wird, um so weiter greift die 
Steuer®). So knüpfte sich ganz folgerichtig die Verpflichtung 
zur Entrichtung der Steuer nicht mehr an das Hauptsteuerobject, 



i;| Mommsen, Rom. Gesch. I p. 183; Staatsrecht II p. B72. Rod- 
bertus, a. a. 0. IV, p. 360, Note 25. Kuntze, Exkurse p. 81 ff. Niebuhr, 
Rom. Gesch. II p. 456 ff. Schultz, Staatswissensch. der Römer p. 514 ff. 
Vocke, Zeitschr. für Staats wisseDsch. Bd. 15, p. 667 f. Bosse, Finanz- 
wesen im röm. Staate § 15. 

2) Huschke, Verfassung des Servius Tullius p. 523 f. Mommsen, 
Staatsrecht II p. 359 ff. Derselbe, Tribus p. 114, 152. Vocke, Zeitschrift 
für Staatswissensch. Bd. 15 p. 668 f. 

3) Mommsen, Staatsrecht II p. 362 ff. Puchta, Institutionen § 48,51. 
Lange, Röm. Alterthümer Bd. I p. 358 ff., 396 ff. 

4) Hegewisch, a. a. 0. p. 44 ff. Mommsen, Tribns p. 117, 152. 
Bosse, a. a. 0. § 42. 

5) Nur in diesem Sinne darf man von einer „versteckten Grund- 
steuer" reden. Das quantitative Uebergewicht des Grundbesitzes bei Ver- 
anschlagung des Gapitalwerthes des Vermögens ändert nicht die Qualität 
der Steuer. Savigny, a. a. 0. II p. 149, vgl. p. 99, 124, 203. Dernburg, 
Pfandrecht p. 350. Walter, § 180, 181. 

6) Rodbertus, a. a. 0. IV. p. 357 ff., der mit Recht p. 357 Note 16 
auf die diskretionäre Gewalt der Censoren hinweist (Liv. 39, 44). Vocke, 
a a. 0. p. 670 ff. 
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den ager privatns, sondern an das Bürgerrecht und den Ver- 
mögensbesitz. Zwei characteristisebe EigenthümlichkeiteD zeich- 
nen das System des Bürgertributes aus. Die Berücksichtigung 
des Vermögens im Gensus geschah auf die Angabe des Steuer- 
zahlers selbst (dedicatio in censum) und die Feststellung des 
Kapitalwerthes dieser Objecte erfolgte durch Selbstschätzung 
(aestimatio) unter eidlicher Bekräftigung ^). Dieser Akt ist die 
professio censualis. „Durch die Zusammenrechnung der von 
jedem Bürger deklarierten und abgeschätzten Vermögensstücke 
ergab sich für Jeden die Gesamtsumme seines steuerbaren Ver- 
mögens^)". Hervorzuheben ist ferner die völlig wandelbare 
Höhe der Steuer, die von dem jeweiligen Bedürfnisse des Staates 
abhängt 3). 

n. Das tributum soli der Provinzialen. 

Das tributum soli beruht nicht auf der Stellung des Bürgers 
zum Staat, sondern auf der Stellung des besiegten Feindes zum 
Sieger und Eroberer*). Der römische Staat verfuhr mit dem 
nach antiker Anschauung de jure in sein Eigenthum übergangenen 
Provinziallande in willkürlicher Weise. Diese Willkür fand ihr 
Mass nur in der Zweckmässigkeit. Dieser verdankt das tribu- 
tum soli seine Entstehung. An Stelle der eignen Nutzung con- 
stituierte der Staat das tributum soli der Provinzialen. Von dem 
tributum soli sind auszuscheiden alle die Abgaben, die der Staat 
zwar auch als dominus aber auf Grund eines Pachtverhältnisses 
als Pachtzinse erhebt. Es fallen darunter nur die Abgaben der- 
jenigen Inhaber von Provinzialland, denen zum wenigsten eine 



1) Der Censor konnte auch Vorlegung der HausbUcber verlangen. 
Göttling, Rom. Staatsverfassung § 115, Note 4. 

2) Walter, § 181. Mommsen, Staatsrecht II p. 363 f , 365, 375. 

3) Hegewiscb, a. a. 0. p. 294. Niebuhr, R. Gesch. II p. 454. Schultz, 
Staatswissensch. p. 529 ff. Daraus erklärt sich der Wegfall des Bürger- 
tributes seit dem Macedonischen Kriege bis zu seiner Wiedereinführung. 

4) Deshalb ist der Gegensatz von Bürgertribut und Provinzialtribut 
ein so unversöhnlicher. Alles was man für einen einheitlichen Reichs- 
census im Anfange der Kaiserzeit und zwar nach Art des römischen 
Gensus angeführt hat, beweist nur das Bestehen einheimischer peregriner 
Censuseinrichtungen in gewissen Provinzen. Dass die Römer auf diese 
ordnenden Einfluss zu gewinnen suchten, ist anzunehmen. Mommsen, 
Staatsrecht II p. 392 ff. Vocke, a. a. 0. p. 688 f. 
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possessio an demselben zugeschrieben wird, also die Abgaben 
vom ager colonicus (assignatus), redditns, oecupatorins und von 
dem Lande, das vom Staat nicht erst als Domanialland ein- 
gezogen war, sondern in den Händen der Provinzialen verblieb *). 
Das tributum soli lastet auf der Wirtschaft, es ist in jeder Form 
ein bestimmter Theil oder eine feste Quote des Ertrages des 
Grundbesitzes mit Einschluss des darin arbeitenden Kapitales'). 
Das tributum soli ist entweder direkte Ertragsquote (tributum) oder 
vectigal certum (Stipendium) *). Erstere besteht der Regel nach 
in dem Zehnten von allem Gesäeten und dem Fünften von allem 
Gepflanzten, letzteres in einer festen vom jedesmaligen Quantum 
des Eintrages unabhängigen Abgabe, die ebenfalls in Naturalien 
konstituiert sein konnte^). Die willkürliche Durchführung des 
Siegerrechtes führte nicht nur dahin, dass ein mit dem tributum 
soli belastetes Grundstück in das Pachtverhältniss übergehen 
konnte*'); sondern sie bewirkte auch den grössten Wechsel und 
die reichste Mannigfaltigkeit in der Erhebung des tributum soli 
selbst®) und war von entscheidendem Einfluss auf seine Höhe '^). 
Mit der Kaiserzeit ist das Bestreben bemerkbar, dieser Willkür 
festere Form zu geben. Die Massregeln, die man unter dem 
Augusteischen Reichscensus begreift, gehen auf Vermessung 



1) Rodbertus, a. a. 0. IV p. 363 flF., 382 flf ; V p. 250 ff. Walter, 
§ 238 ff., 252. Mommsen, R. Gesch. I p. 258, 265, 279, 292 ff., 299 ff , 441 f , 
793 f., 814, 82«; II p. 74, 80, 86, 93, 106, 379 ff.; IH p 504, 506, 538. 
Hege wisch, a. a. 0. p. 66 ff. Hock, a. a. 0. I 2. Abth. p. 204 ff. Das 
von Rodbertus aufgestellte Schema rechtfertigt sich aus den Quellen und 
der Sache selbst: Appian, bell. civ. I, 7, 8. Plutarch, Tib. Gracch. 8, 9. 
Florus III 13. Livius, epit. 58. Sicul. Flacc. (Lachm. I p. 135). Momm- 
sen, Hermes III p. 265 ff. Daftz, Lehrbuch der Gesch. des r Rechts (2. A.), 
§ 59. Puchta, Instit. § 68, 89. Marquardt, Staatsverwaltung H, p. 175 ff. 

2) Rodbertus, a. a. 0. IV p. 404 ff. 

3) Rodbertus, a. a. 0. IV p. 362, 365 Note 29, 382 Note 43. Huschke, 
Census der Kaiserz. p. 80 ff. Savigny, Verm. Schriften II p. 102 Note 1. 

4) Rodbertus, a. a. 0. IV p. 365- Marquardt, r. Altert. III, 2 Anm. 823, 
827. Walter, a. a. 0. § 96, 97, 182, 183. Vocke, a. a. p. 673 ff. 
Bosse, Finanzwesen § 42 ff. Göttling, Staatsverfassung § 136. 

5) Rodbertus, a. a. 0. IV p.364, 382 Note 43. Niebuhr, R. Gesch. 
(2. A.) I p. 160 ff. 

6) Rodbertus, a.a.O. IV p. 366. Marquardt, r. Altert. III, 2 p. 154 0: 

7) Es ist ein Schwanken b^i der Quotenbestimmung vom 4ten bis 
loten bemerkbar. 
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des Provinzialbodens. Hatte man die Morgenzabl jeder einzel- 
nen Constitution in Erfahrung gebracht, so hatte man die Summe 
ein für alle Male festgestellt, die aus der Provinzialsteuer ein- 
zunehmen war. Durch die Vermessung wurde die Möglichkeit 
geschaffen etwa noch nicht belegtes Land zum tributum soli 
heranzuziehen ^). Auch Hadrian scheint in dieser Richtung ord- 
nend eingegriffen zu haben ^). Immerhin verbleibt dem tributum 
soli der Character einer vom siegenden Staate auf die sachliche 
Wirtschaft (Grundbesitz und Kapital) des Provinzialen als Ab- 
gabe konstituierten Ertragsquote ^). Hält man daran fest, so 
erscheint gerade unter der Herrschaft dieses Systems eine Er- 
^ Weiterung der Steuerlast durch ausserordentliche Auflagen nicht 
wunderbar *). 

in. Das System des Bürgertributes und seine Gel- 
tung im Reich. 

Der Dualismus der beiden Systeme bestand über die Mass- 
regeln des Augustus hinaus fort. Die Ausdehnung des Systemes 
des tributum der Bürger auf die Provinzen beginnt mit Cara- 
calla. Diese Ausdehnung hat eine persönliche und eine sach- 
liche Grandlage, eine persönliche in der Ertheilung des Bürger- 
rechtes an die Peregrinen. Hierdurch war das staatsrechtliche 
Verhältniss, auf dem das Bürgertribut ruhte, geschaffen. Die 
sachliche Grundlage war vorbereitet durch die wachsende An- 
erkennung der possessio der Provinzialen als ein wirkliches 
Eigenthum *) , die Diokletian am Schlüsse dieser Periode durch 
Ertheilung der rei vindicatio legalisiert. Den positiven Nach- 

1) Rodbertus, a. a. IV p. 377 f.; V p. 235 ff., 241 fl\ 

2) Vita Hadriani, c. 20, c. 11: laborabat reditus quoque sollerter 
explorans, ut si alicubi qaippiam deesset, expleret. Hirschfeld, Rom. 
Verwaltungsgesch. p. 291. Mommsen, Hermes Bd. 15 p. 407 Note 3. 

3) Von einer entwickelten Steuer im finanzwissenschaftlichen Sinne 
ist abzusehen, weil es an Steuereinheit, Steuerfuss und Ermittelung der 
Steuerquelle fehlt. Vgl. v. Stein, Lebrb. der Finanzwissensch. p. 412 ff. 

4) Dahin gehört die Erhöhung de6 Fruchtzehnten und das frumen- 
tum in cellam praetoris. Walter, § 241. Marquardt, r. Alt. III, 2 p. 161. 
Staatsverwaltung II p. 183 

5) Dieses Eigenthum ist weder quiritarisches noch bonitarisches, son- 
dern eine selbständige Phase der Entwicklung zum einheitlichen domi- 
nium. Rodbertus, a. a IV p. 384 Note 44, p. 390, 391 Note 46. Seil, 
Lehre der dingl. Bechte I § 13. 
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weis der allgemeinen Geltnng des tributum civile in dieser Periode 
finde ich im Anschlnss an Rodbertus in der Darstellung, die 
Ulpian in der L. 4. D. de censib. (50, 15) giebt. Es ist die alte 
dedicatio in censum, die sich auf den gesamten Vermögens- 
besitz des Steuerpflichtigen zu erstrecken hat\), bei der nur 
quantitativ der Grundbesitz prävaliert, es ist ferner die Selbst- 
schätzung des Stellerpflichtigen (omnia ipso, qui defert, aestimet), 
die von Ulpian ausdrücklich hervorgehoben werden. Die forma 
censualis civilis wird von Ulpian selbst dadurch als das im 
ganzen Reiche geltende System bezeichnet, dass er schlechthin 
örtliche professiones in den einzelnen civitates vorschreibt. In 
diesen örtlichen Professionen müssen wir eine Modifikation der 
alten forma censualis anerkennen, die durch die Ausdehnung 
auf das Reich veranlasst war. Die Vermutung von Rodbertus 2), 
dass die Werke des Ulpian und Paulus moderne Redaktionen 
des römischen Censusrechtes gewesen und durch die neue Ord- 
nung veranlasst seien, hat daher viel für sich. Das Syt>tem des 
tributum civile bildet so einen einheitlichen Durchgangszustand 
vom Dualismus zur vollendeten Steuerverfassung der dritten 
Periode, 

§ 3. 
Die entwickelte Grundsteuer (jugatio). 

a) Einleitung. 

Die Steuerverfassung der Zeit von Diocletian bis Justinian 
ruht auf dem tributum civile^). Letzteres ergriff das gesamte 
Vermögen nach seinem Kapitalwert. Eine unterschiedliche Be- 
steuerung der verschiedenen Theile dieses Vermögens fand nicht 
statt, weil eine selbständige Abzweigung solcher Theile bisher 
nicht stattgefunden hatte. Arbeit^ Grundbesitz und Kapital und 
im letzteren wieder Fabrikations- und Handelskapital vereinig- 
ten sich und lagen ungetrennt in dem einheitlichen Haus- 

1) § 4, 5, 6, 7, 9 h. 1. L 211 D. de V. S. (50, 16); L. 6, § 5 D. de 
munerib. et honor. (.^0, 4). 

2) a. a. 0. IV p 357 Note 17; V p- 257, 264 f. 

3) Die Grundlagen der neuen Steaerverfassung stammen jedenfalls 
von Diocletian, auf diese stützt sich eine auch unter Justinian nicht völ- 
lig abgeschlossene Entwicklung. Hegewisch, a. a 0. p. 283 ff, 295 ff. 
Sphlosser, Universalbistorische Uebersicht III, 3 p. 1 ff 
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vermögen ^). Schon in der vorigen Periode hatte die Abzweigung 
des jn der persönlichen Arbeit beruhenden Vermögens und ge- 
wisser Kapitalzweige zu selbständiger Besteuerung Veranlassung 
gegeben neben der Besteuerung im tributum civile*). In dieser 
Bahn bewegt sich die Steuerverfassung dieser Periode weiter. 
Sie erfasst selbständig den Grundbesitz in der jugatio, den be- 
deutendsten Theil des antiken Kapitals, Sklaven und Vieh, in 
der capitatio ^) neben diesen das ausgeschiedene Handelscapital 
und die ausgeschiedene freie persönliche Arbeit in einzelnen selb- 
ständig gewordenen Industriezweigen. Für die folgende Erörterung 
der Natur der jugatio mag es genügen, auf zwei Momente hinzu- 
weisen, die ihr das eigene Gepräge gegeben haben, die Ge- 
bundenheit der Person und die Gebundenheit des Grund und 
Bodens. Der despotische Zwang vernichtet die bürgerliche Frei- 
heit und zwingt die Person in Corporationen und Verbände zum 
Dienste des Staates, joder er versichert sich der Person durch 
glebae adscriptio und Erblichkeit der Verbandes- und Standes- 
angehörigkeit. Gleich willkürlich missachtet der Staat die 
Schranke des privaten Eigenthums am Grund und Boden. Der 
Eigenthtimer erscheint gewissermassen als Verwalter des Staats- 
eigenthumes. Prüft man die meisten der in diesen beiden Rich- 
tungen wirkenden Massregeln auf ihren letzten Grund, so ergiebt 
sich, dass dieser vorwiegend in dem einseitigsten Steuerinteresse 
sich findet*). 

Das Wesen der jugatio lässt sich am zweckmässigsten an 
der Hand einer Darstellung des Geschäftsganges bei Ermittlung 
der Steuer klar stellen. Derselbe verläuft in zwei Hauptstadien, 

1) Rodbertus, a. a. 0. IV p. 341 flF , 426; V p. 268 ff. Kühnast, 
Untersuchung des Grundschuldbegriffes (2. A.) p. 51 f. Rodbertus, Grund- 
rententheorie p. 89, 99. 

2) Rodbertus, a. a. V p. 301 ff. 

3) Rodbertus, a. a. 0. II p. 240 f üeber die capitatio im Sinne von 
Kopfsteuer, auf die hier nicht naher eingegangen werden kann, vgl. be- 
sonders nächst der Abhandlung von Savigny, Zachariae von Lingenthal, 
M6moires de Pacad^mie de St. Petersbourg 1863 Bd. IV No. 9 p. 1 ff., 
p. 8, 12. 

4) Hegel, Gesch. der Städteverf. I p. 79. Rodbertus, a. a. 0. II 
p. 288 f.; V p. 136. Mommsen, Hermes Bd. 15 p. 410f. Savigny, Verm. 
Schriften II p. 34 f Rodbertus, a. a. 0. II p. 241. Zachariae von Lingen- 
thal, Gesch. des griech. r($m Rechts (2. A.) p. 192 ff. KUhnast, a. a. 0. 
p. 105 f. 
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Verfahren zur Feststellung des jugum (professio, taxatio) und 
Verfahren zur Festsetzung der Steuer (indictio, adscriptio). ,Den 
Niederschlag beider finden wir in den Censusregistern, 

b) Verfahren zur Feststellung des jugum. 

I. Professio, taxatio. 

Auf Zeit, Ort und Beamtenpersonal, sowie auf den äusseren 
Hergang in diesem Stadium des Verfahrens gehen wir hier nicht 
näher ein^). Nicht nur dem Namen, sondern auch der Sache 
nach knüpft die professio dieser Periode an die der vorigen an 
(L. 4 D. de censib. (50,15)). Der Sache nach ist sie aber keine 
Wertprofession mehr, sondern lediglich Angabe des Steuer- 
objectes, besonders des Flächenmasses des Grundbesitzes nach 
bestimmten Rubriken. Dieses vom Steuerpflichtigen angegebene 
Object.wird einer amtlichen Sehätzung unterzogen 2). Nirgends 
ist in den zahlreichen Constitutionen von' einer Selbstschätzung 
des Steuerpflichtigen die Rede. Allerdings wird auch nirgends 
ausdrücklich gesagt, dass sich an die professio die taxatio des 
Beamten angeschlossen hätte. Die offizielle taxatio muss aber 
aus folgenden Daten geschlossen werden: 

1) Eumen^) sagt: Habemus enim, nt dixi, et hominum 
numerum, qui delati sunt et agrorum modum, sed utrumquenequam, 
hominum segnitia terraeque perfidia. Daraus geht hervor, dass 
der Steuerpflichtige nur den modus agrorum für die jagatio und 
den numerus hominum für die capitatio angab, die taxatio aber 
nicht in seiner Hand lag. 

2) Ein weiteres zweifelloses Zeugniss für die capitatio*) 



1) Man vgl. Walter, § 322. Marquardt, r. Altert. III. 2, p. 176 ff. 
Paratitl. ad tit. C. Tb. de censu (13, 10), de censitorib. (13, 11). 

2) Marquardt, a. a. 0. III, 2. p. 180. Savigny, a. a. 0. II. p. 125, Note 1 
behauptet Selbstschätzung unter Vorbehalt der Prüfung durch die Steuer- 
behörde. Savigny spricht jedoch (p. 177) auch von Taxprinzipien. Die 
Selbstschätzung könnte so nur ganz subsidiärer Natur gewesen sein. 
Rodbertus, a. a. 0. Bd. V, p. 265- v. Stein, Finanzwissenschaft p. 419 ff. 
Hegewisch, a. a. 0. p. 292. 

3) Gratiar. act. c. 6. Vgl. c. 5: cum et agros, qui descripti fuerant, 
haberemus et Gallicani census communi formula teneremus. 

4) Ein Schluss auf die capitatio ist, wie sich unten zeigen wird, 
gestattet. 
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ist die ep. 352. (299 ed. Benedict.) des Basilius: fM/d« Stmeq 
ävdqanodoüv äyoqäp klvai %iiv dnoTi(Afi<nv, diX dg etni dUaiov, 
exactov dnoyqätpecrd^ai'' xal (jLfjTe dvvacrxelav vnoTi^^fig, fiffte 
neviag xazafpqoviicTfiq , dXld %d %&v loyitTfiav dqqeneg zqvTd' 
Vfig ndavig dq^enicteqov naqdtrxov zotg dioixovfjiivotg Hier 
scbliesst sich die adscriptio (dno^qdq>€(T&ai) an die amtliche 
taxatio (dnoxliificng) an^) 

3) In dem wichtigen Verfahren der peraeqnatio fundorum^) 
tritt die taxatio der Beamten natnrgemäss an die Stelle der 
Selbstschätzung (L. 12. C Th. de censitorib. (13, 11). L. 2. 
C. Th. de censitorib. (13, 11): „cum censum modum, quem vel 
eo vel procuratore illius absente, peraequator adposuerit etc." 
Ein Schluss auf das Verfahren vor dem censitor ist jedenfalls 
statthaft 3). 

4) In dem syrisch-römischen Rechtsbuch*) wird auf Sach- 
verständige Bezug genommen, die im Verein mit den Beamten 
thätig werden sollen. In der Inschrift von Thera^) werden die 
Personen, die die Vermessung und vermutlich auch eine Schätzung 
vorgenommen haben namentlich genannt. Es ist hervorzuheben, 
dass diese Quellen von einer Selbstschätzung gänzlich schweigen, 
wiewohl sich die erstere ausdrücklich auf eine Institution Dio- 
cletian's beruft. 

Nicht dieser Periode eigenthümlich ist die Schätzung des 
Grundbesitzes eines im Census Abwesenden®). Dieselbe war 



1) vgl. L. 12 C. I. de agricol. (11, 47). 

2) Paratitl. Jac. Gothofredi ad tit. C. Th. de censitor. (13, 11). Glück, 
comm. Tbl. 8, § 604, note 23. 

3) L. L. 14. 15. 16. C. Th. de censitor. (13, 11). Gothofred, paratitl. 
ad. tit. C. Th. de censitor. (13, 11): „erant, qui terras et possessiones 
censebant, aestitnabant, taxabant". Vgl. paratitl ad tit. C. Th. de censu 
(13, 10). 

4) ed. Bruns-Sachau syr. 121. Mommsen, Hermes in, p. 429 ff. 
übersetzt: „Tempore scriptionis iis, quibus ab imperio potestas data est, 
aratores montanes ex aliis regionibns advocant, qnorum SoxtfiaaCi^ 
Bcribunt, qnot tritici vel hordei modios terra montana reddat**. 

5) C. I. Gr. N. 8656: H anoygaff^s Aovxtavov^ i^ dnoygafp^g 
Sx^nrCxov. Vgl. Mommsen, a. a. 0. 

6) L. 5. C. Th. de censu (13, 10) L. 2. C. Th. de censit. (13, 11) 
L. 3 C. I. de censitor. (11, 57.). 
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schon in der vorigen Periode an die Stelle der strengen Be- 
handlung des incensus getreten. 

Selbst bei der professio wird sich der kontrollierende Ein- 
fluss der Beamten schärfer geltend gemacht haben. Jedenfalls 
hatten die dedicatio in censum and die Selbstschätzang das 
Moment der eidlichen Versicherung abgestreift. 

Weniger über die Existenz als über die Principien der 
taxatio herrscht Streit Die herrschende Ansicht folgt hier 
Savigny, der durch seine Darstellung die Vorstellung einer 
modernen Grundsteuereinrichtung erweckt^). Für die früheren 
Perioden ist die Unmöglichkeit einer solchen vonRodbertus^) nach- 
gewiesen, auch für diese Periode ist eine moderne Grundsteuer nicht 
zu behaupten. Eine Grundsteuerkatastrierung, wie sie Savigny 
vorschwebt^), verläuft in vier Stadien, Bonitierung des Grund 
und Bodens, Vermessung nach der Bonitierung, Schätzung des 
Wertes jeder Bonität und schliesslich Festsetzung der Steuer 
nach dem Reinertrage. 

1) Die Kategorieen des Grundbesitzes, die die L. 4 D. de 
censib. (50, 15) aufgestellt hatte, hatten allerdings dauernden 
Wert behalten. Das beweist die L. 7. C. Th. de bonis proscript. 
(9, 42)*), wenn sie auch diese nämlichen Kategorieen für einen 
ganz anderen Zweck aufstellt, und L. 1. C. Th. de censitorib. 
1 13, 11) *). In Uebereinstimmung mit der L. 4 cit. unterscheidet 
auch das syrisch -römische Rechtsbuch: Weinberg, Saatland, 
Olivenland, Gebirgsland, Weideland®). Die drei ersten dieser 
Kategorieen kehren dann auch wieder in den griechischen In- 
schriften von Thera und Astypalaea"^), die auch Sklaven, Ko- 



1) Hegewisch, a. a. 0. p. 275. Huschke, Census der Ksrzt. p. 109. 
113. 119. Rudorff, Grom. Institut. § 31 (Lachm. II, p. 229 ff.) Hock, 
Rom. Gesch. 1 p. 404 ff. Vocke, a. a. 0. p. 679 ff. 

2) a a 0. Bd. V, p. 135 ff 241 ff. 377 f. 

3) Sie geht nach ihm zurück auf die Vermessungen unter Augustns 
(a. a. 0. p. 101 f.) Marquardt, r. Alterth. III, 2, p. 178. Staatsver- 
waltung IL p 213 ff. Hock, a. a. 0. I. Abth. 2. Exe. 2. p. 405 f. scheint 
getrennte Kataster und Steuerrollen anzunehmen. 

4) i. e. L. 7. C. I. de bonis proscript. (9, 49), vgl. L. 2. C. I. de 
hon. vacant. (10, 10). 

5) i. e. L. 2 C. I. de censib. (11, 57). 

6) ed. Bruns-Sacbau syr. 121. vgl. Mommsen im Hermes, III p. 429 ff. 

7) C I. Gr. N. 8656. 8657. Es bleibt freilich immer noch zweifei- 
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Ionen und Viehstand mit aufführen. Innerhalb dieser lediglich 
nacb der Kulturart aufgestellten Kategorieen wird dann nur 
noch das Ackerland in Unterkategorieen zerlegt, nämlich Saat- 
land, ager deterioris et montani nomine und ager in TQltfj 
positus seu scriptus. Diese Kategorieen würden einer modernen 
Grundsteuerkatastrierung sicherlich nicht als Bonitätsklassen 
genügen. 

2) Vermessung und professio des Flächeninhaltes erstrecken 
sich auf diese Kategorieen. Auch darin zeigt das syrisch- 
römische Rechtsbuch das nämliche Bild, wie schon die L. 4 
cit. des Ulpian ^). Wie wenig zur Ausbildung das System ge- 
kommen, ergiebt sich aber aus den Taxvorschriften. Dieselben 
werden als von Diocletian aufgestellt und zum Ende der Kaiser- 
zeit noch in Anwendung befindlich bezeichnet. Ob sie, die zu- 
nächst nur für Syrien gelten, Allgemeingilligkeit im Reich be- 
anspruchen dürfen, bleibt dahin gestellt^). Das Verfahren wird 
in andern Provinzen vermutlich das gleiche gewesen sein, 
wenn auch die Relativzahlen andere waren. Für Syrien sind 
es diese: fünf jugera Weinberg sind gleichgesetzt einem jugum 
d. h., wie sich später ergeben wird, sie sollen auf den Kapitals- 
wert von 1000 solidi geschätzt werden. Die entsprechende 
Verhältnisszahl für Saatland ^) ist 20, für den ager deterioris 
et montani nomine 40 , für den ager in Tgltfi positus seu scrip- 
tus 60^). Die Schätzung war, abgesehen von der durch das 



haft, ob diese Kataster gerade Grundsteuerkataster waren. Mommsen, 
Hermes III, p. 429 ff. 

1) ed. Bruns-Sachau syr. 121. vgl. Anecdota Syriaca fed. Land) 
t- I. p. 153 f. Mommsen, a. a. 0. 

2) Mommsen, a. a. 0. p. 431, Note 2. Vgl. folgende Seite Note 4. 

3) Zachariae v. Lingenthal, Mcmoires de l'academie de St. Peters- 
bourg. tom. VI , N. 9. p 19 f stellt auf Grund der L. 14 C. Th. de 
navicul. (13, 5): „excusandis videlicet pro duorum milium modiorum 
luitione quinquagenis numero jugis in annonaria praestatione duntaxat 
etc.* eine Berechnung des Flächeninhaltes des aegyptischen jugum, das 
er überhaupt für eine reale Einheit hält, an, die zu dem überraschenden 
]äesultat führt, dass das jugum zwischen 66 und 25 jugera enthielt. 
Da in Aegypten Ackerland besonders in Frage kommt, so entsprächen 
dem unsre Zahlen 60—20. 

4) Beim Olivenlande wurde der Massstab nicht von der Fläche, 
sondern von der Zahl der Olivenbäume (scrobs, trunx, basis) genommen« 
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Alter der EinricfatUDg jedeDfalls herbeigefahrten thatsächlichen 
Unrichtigkeit, eine ganz rohe Kapitalwertschätzang, die indivi- 
daelle Unterschiede innerhalb der einzelnen Kategorieen nicht 
mehr berücksichtigen konnte^). Die montes vollends werden 
gar nicht jugiert; es ist keine Verhältnisszahl ftlr sie aufgestellt, 
mutmasslich^ weil sie nicht genau vermessen waren. Die 
Steuerleistung wird nach der doxifxaala der aratores festge- 
stellt. Das gleiche Verfahren tritt ein bei den agri pascui. 
Hier wird eine Abgabe von einem, zwei oder drei solidi nach 
der doxifjbaffla der Schätzer ausgeschrieben. Bei dieser Art 
der Schätzung behielt man zweckmässig die Einheit der grösseren 
Güterkomplexe bei und innerhalb derselben die der fundi, wie 
die Inschriften von Thera und Astypalaea beweisen. Hier mnsste 
sich denn auch bald eine gewisse Gontinuität entwickeln. Jeder 
fundus hatte seine von jeher bekannte katastermässige Ver- 
theilung des Bodens unter die Kategorieen, seinen kataster- 
mässigen Flächeninhalt, seine katastermässige Steuerwert- 
schätzung ^). Danach gestaltete sich das Verfahren folgender- 
massen. Der possessor gab unter jede Kategorie des Grund- 
besitzes die Anzahl der jugera, den ager pascuus und das Ge- 
birgsland an. Die Beamten kontrollierten die Angabe und setzten 
die sich von selbst nach der Vorschrift Diocletian's ergebende 
jugatio fest, nur beim ager montanus und pascuus kam es auf 
ihre und der Sachverständigen doxigAatrla an. Der Niederschlag 
dieses Verfahrens war der Grundsteuerkataster. Dieser Kataster 
sollte, wie aus dem tit. C. Th. sine censu (11, 3) hervorgeht 
stets evident gehalten sein d. h. der materielle Eigenthümer 
sollte eingetragen sein^), eine Vorschrift, die vielfach umgangen 



225 oder 450 Stämme repräsentieren ein jugum. Hier wird ebenfalls 
nur die Kategorie „in monte** ausgeschieden, C. I. Gr. 8656, 8657. 
Mommsen, a. a. 0. p. 430. 437 f. • 

1) Vgl. Savigny, a. a 0. II. p. 205, Note 1. Auf den Reinertrag 
oder das Quantum der Aussaat wird gar nicht berücksichtigt. 

2) Zachariae v. Lingentbal, Gesch. des griech. röm. R. (2 A.) p. 197. 
So entwickelten sich vermutlich aus den PersoDalfolien in den Steuer- 
registern der vorigen Periode Realregister (C. I. Gr. 8656. 8657?). 
Syr.-röm. Rechtshuch (Bruns-Sachau) arab. 109: „weil an jedem Ort 
die Steuer verlangt wird von dem Inhaber des Gutes, der es in BesitE 
hat; und sein Name steht geschrieben in der Steuerrolle.* 

3) syr.-röm. Rechtsbuch (Bruns-Sachau) arab. 109. C. I. Gr. 8656, 
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wurde. Anfänglich war eine Erneaerung in bestimmten Fristen 
erfolgt (5. lU. 15 Jahre), eine solche ist späterhin nicht nach- 
weisbar. 

II. Das jugum. 

Das Steuerobject der jugatio*) ist der Grund und Boden ^), 
die Einheit dieses Objectes das jugum, die centuria'), das 
Caput*), die sors, alles Ausdrücke, die völlig synonym gebraucht 
werden, bei denen sich aber von vornherein ein auffälliger 
Gegensatz von konkreter und abstfacter Auffassung geltend 
macht Man kann sich den Wechsel dieser Ausdrücke aus dem 
Gegensatz von professio und taxatio erklären; bei der professio 
tritt das konkrete Element, bei der taxatio das abstracte in den 
Vordergrund. Auch die Bezeichnungen professio und jugatiö 
haben neben ihrer konkreten Bedeutung die abstracte von census 
und functio. Der Wechsel rührt jedoch daher, dass man einige 
dieser Ausdrücke von der capitatio auf die jugatio herübernahm 
und herübernehmen konnte. Ein jugum beruht nun nicht auf 
dem räumlichen Bestände des Grundstückes, sondern auf dem 
Kapitalwerthe desselben, es ist „eine Portion von Grundstücken, 
deren abgeschätzter Capitalwerth 1000 solidi betrugt). Um 



8657, woselbst sich ebenfalls der possessorder ^sanorla im Anfangt ge- 
nannt findet. 

1) Auch capitatio terrena oder capitatio schlechthin genannt. Vgl. 
paratitl. I. Gothofredi ad tit. C, Th. de censu (13, 10). 

2) üeber die Flächenmasse vgl. L. 4 pr. D. de censib. (50, 15.) 
Varro, de re rustica I, 19. § 1. Syr.-röm. Recbtsb. (Bruns-Sachau). 
syr. 121. C. I. Gr. 8656. 8657. Mommsen, Hermes III, p. 429 ff. Savigny, 
a. a. 0. II. p. 201, Note 1. 

3) L. 10 C. Th. de annona (11, 1). Nov. 128. c. 1. L. 13 C. Th. 
de indulg. deb. (11, 28), villa: Nov. 128. c. 1. Zachar. v. L., a. a. 0. 
schliesst daraus auf die reale Steuerhufe (s. unten). 

4) L. 6. 7. C. Th. de tironib. (7, 13.) L. 4. C. Th. de veteran 
(7, 20) Sidon., carm. 13, v. 19. 20. üeber die Etymologie von caput 
vgl. Gothofred, comm. ad L. 2. C. Th. de censu (13, 10) Savigny, a. a. 
0. II, p. 70, Note 2. p. 175, Note 1. 

5) Savigny, a. a. 0. II p. 174 f., 201 ff. 207. Rodbertus, a. a. 0. Bd. 11 
p. 240. Marquardt, röm. Alterth. III, 2 p. 176 f. Walter § 406 Note 19. 
20. Die ideale Steuerhufe hat schon Hege wisch, a.a.O. p. 275f, der als 
jugum, caput ein Idealgut von einem bestimmten Viehstande und von 
einer bestimmten Anzahl Sklaven annimmt. Schultz, Staatswissen- 
schaft der Römer p. 617 ff. combiniert das jugum mit dem zum Dekurionat 

Matthiasfl, die römische Grundsteuer und das Vectigalrecht. 
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ein jagum zu bilden, diente bald mehr bald weniger Fläcben- 
raam je nach dem Taxwert. Das jagum bildet so nur die 
Steuereinheit, zu der das vorhandene Areal in Verhältniss ge- 
setzt wird; eine ideale Einheit, keine Realsteuerhufe ^). Bei 
einem Grundstücke, das ipit 2 juga zur jugatio herangezogen 
war, hätte man vergeblich nach jugum I oder II gesucht. Aus 
bestimmten Erscheinungen lässt sich mit grosser Sicherheit auf 
das ideale jugum schliessen. Hier ist von besonderer Wich- 
tigkeit die Beweglichkeit der Steuereinheit d. h. die wirtschaft- 
liche nicht die rechtliche, die sich in der Möglichkeit der Ab- 
wälzung und der Uebernahme der Steuerlast zeigt. 

a) Die translatio conlationis oder census. Diese translatio 
conlationis schliesst nicht nur das Privileg in sich, das tributum 
nicht innerhalb der örtlich zuständigen civitas, sondern inner* 
halb einer andern civitas wegen der dadurch bedingten Er- 
leichterung der Steuerlast (z. B. im modus, an einen und den- 
selben exactor) ^) zu zahlen ^), sondern sie ist auch eine wirk- 
liche gegen das Prinzip der örtlichen Professionen verstossende 
translatio census gewesen *). Der Steuerpflichtige liess sich in 
den Gensusregistern der einen civitas löschen und seine juga 
wurden auf sein Folium der andern civitas tibertragen. Nicht 
der Natur des jugum wegen, sondern aus Gründen der Steuer- 
erhebung wurde die translatio census verboten^ genug, dass sie 
früher anstandslos bewilligt worden war. Das Verbot scheint 
sich auch später vorzugsweise nur gegen die translatio in frau- 

erforderlichen Vermögen von 1000 eolidi. Dagegen Savigny, a. a. 0. IT, 
p. 190 flf. 

1) Reale Steuerhufen meinen Savigny, a.a.O. II, p. 70, 128 flF. 174 
Nachtrag II , p. 202 , Puchta, Instit. § 122 Note e (R.). Vocke , a. a. 0. 
p. 679 ff. Neuerdings sind sie wieder vertheidigt von Zacb. von Lingen- 
thal, m^moires de Tacadömie de St. Petersbourg, tom. VI Nr. 9 p. 14 ff. 
Kalligas, Themis Bd. IX p. 154 ff. Marquardt, r. Staatsverwaltung II p. 218 ff. 
Wenn Zachar. v. L. sagt, dass das Wort jugum auf einen Fläcbenraum 
weist, zu dessen Bewirtschaftung^ ein Joch Ochsen gehört, so beweist 
doch das syr.-röm. Rechtsbucb, dass dieser Massstab gar keine Bedeutung 
mehr hatte. 

2) L.15 C.Th. de exact (11, 7). 

3) J. Gothofred, comm. ad LL. 1—5, G. Th. ne conlat translat* 
(11, 2). paratitl. ad tit. C. Th. de annon. (11, 1) L. 19 C. Th. de erog. 
mil. annon. (7, 4). 

i) L. 1. L. 2. L. 5. G. Th. ne conlat. translat. (11, 22). 
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dem maneram gerichtet zu haben. Wäre das jugum eine reale 
Einheit eine anf der Steaerkarte sichtbare Fläche gewesen ; so 
hätten sich der translatio census wohl heftigere Bedenken ent- 
gegengestellt. 

b) Die wirtschaftliche Beweglichkeit des jagum zeigt sich 
dann weiter in der Behandlung des Steuererlasses und dem Ver- 
fahren der peraeqnatio nnd enißolrj (adjectio). Wir sehen hier 
ab von dem Erlass der bereits fälligen Stenerleistung, anf ein- 
mal oder auf längere Zeit und von dem Erlass der in der Aen- 
derung der Steuerleistung beruht^). In allen übrigen Fällen 
manifestiert sich der Steuererlass in einer Minderung der Steuer- 
einheiten ^). Hehrere Gesetze beziehen dem Wortlaut nach den 
Steuererlass direkt auf den Flächenraum der Grundstücke. So 
die L. 2. C. Th. de indulg. (11, 28) L. 13. C. Th. h. t. Nov. 
Valent. III (451)'). Es handelt sich in diesen Gesetzen um 
unkultiviertes oder von der Kultur verlassenes Land. Das Ver- 
hältniss ist folgendes. Das verlassene Land kann wohl bei der 
professio der Fläche nach in Betracht kommen, nicht aber dem 
früheren Gapitalwert nach in der taxatio. Die Zahl der juga 
in der Provinz fällt, weil der Steuerwert des Bodens fallt. 
Daher sagt die L. 2 cit., die loca deserta seien den Provinzialen 
steuerfrei übergeben (concessimus) und die chartae superfluae 
descriptionis sollen verbrannt werden ^). In der L. 13 h. t be- 
ruft sich der Kaiser auf den Inhalt amtlicher breves ^) und be- 
stimmt, dass der modus professionis dieser Erhebungen von nun 
an massgebend sein solle für die Besteuerung. Dann werden 
von ihm eine Anzahl der jugera als „in solvendo" oder „in 
praestanda fnnctione", eine andere als „in removendis^ oder „in 
conferenda functione" zugeschrieben (adscripta) bezeichnet. Das 



1) LL. 3. 5. 6. 8. 11. 14: 16 17. C. Th. de indulg. (11, 28). L. 7 h. t 
In diesen Fällen wird von den Gesetzen das caput oder jagum niemals 
erwähnt. 

2) Nicht so Savigny, a. a. 0. II, p. 127 f., 208 f. 

3) Hänel tit 33 § 2. Ueber diese Gesetze vgl. Savigny, a. a. 0. II, 
p. 208 f. 

4) Hier handelt es sich darum, die jugatio dieser loca deserta zu 
beseitigen. Eine Verbrennung der Steuerregister über die Rückstände 
(reliqua) ist davon zu trennen L. 3. G. Th. h. t. Vgl. auch ans früherer 
Zeit Beispiele bei J. Gothofred, comm. ad L. 2. G. Th. h. t. 

5) L. 13. G J de annon et trib. (10, d6). 

2* 
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kann nichts Anderes faeissen als, der possessor hatte im Gensus- 
register unter der professio den Gesamtbetrag seiner jugera 
stehen; kam es darauf an, lu taxieren d. h. die juga festzustellen 
und zu adscribieren, so kamen die jugera in auferenda functione 
nicht in Betracht, sondern nur die in solvendo. Unter ein 
jugum fielen jugera in solvendo und jugera in auferenda 
functione. Der Steuererlass des Eumen ^) hatte den gleichen 
Gharacter, nur befindet sich Eumen bei der taxatio, die obigen 
Gesetze bei der professio; denn die protessio bezeichnet Eumen 
ausdrücklich als richtig. In beiden Fällen gelangen wir zu 
einer Minderung der juga. Dieses Verfahren, wie es sich hier 
im Grossen zeigt, kam auch im Kleinen zur Anwendung^) bei 
den Einzelbesitzungen und dem territorium einer civitas. Je 
nachdem hier völlige Desertion oder nur theilweise eingetreten 
war, wurde nach Lage des Grundbesitzes durch Löschung oder 
Herabminderung der Anzahl der juga der Erlass gewährt^). 
Bei diesem Verfahren, heisst es nun ausdrücklich in der L. 3. 
G. Th. de censitor. (13, 11), soll nicht die Beschaffenheit der 
einzelnen realen Hufe, sondern das ganze territorium der civitas, 
das ganze Patrimonium des Einzelnen in Betracht gezogen wer- 
den. Mit diesen loca deserta verfuhr man übereinstimmend sO; 
dass man den alten possessor oder seinen Erben zur Ueber- 
nahme zwang, sonst fielen diese' jugera an den angrenzenden 
possessor oder auch an einen Nichtpossessor, der sie, seine 
Qualität vorausgesetzt, übernehmen konnte ^). Ausserdem konnte 
der Erwerber der fundi opimi gezwungen werden, die in der- 
selben Vermögensmasse (ex eadem substantia, ex iisdem bonis) 
mit den opimi befindlichen fundi steriles zu übernehmen. Das 



1) Gratiar. act cap 5. cap. 6 Nach Zachariae v. L. , mcmoires de 
racadömie de St. Petersbourg VI. Nr. 9. p. 1 4 flF. soll caput in der Stelle 
des Eumen „Steuer vom caput**, nicht „Steuereinheit, Steuerhufe** bedeuten. 
Dieser Sprachgebrauch ist aber sonst durchaus ungebräuchlich. Capi- 
tatio und jugatio nehmen diesen Sinn häufig an , nicht aber caput und 
jugum selbst. 

2) L.3. 12. 14. C. Th. de censitor. (13, 11) L. 4. C. J. de censit. 

(11, 57). 

3) L. 6. C. Th. de collat. donat. (11, 20). 

4) L. 7. C. J. de omni agro (11, 58). L. 12. C. Th de censitor. (13, 11). 
L. 3.C. J. de omni agro (11, 58) legt dem neuen Erwerber Gaution auf, 
wenn nicht sein sonstiger Grundbesitz genügende Sicherheit gewährte. 
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erklärt sich daraas, dass die Schätzung des Grundbesitzes 
im Census und in der peraequatio nicht nach reellen Steuer- 
hnfen, sondern unter Befolgung der Vorschriften^ wie sie das 
syr. - römische Rechtsbuch giebt, im Ganzen für jeden Steuer- 
pflichtigen geschah. Unter dieser Gesamtjngatio befanden sich 
auch die steriles fundi. Die opimi fundi sollten die steriles 
wirtschaftlich mit erhalten^). Dieses Verfahren nannte man 
inißoXri oder adjectio ^J. 

c) Nun führt man für die realen Hufen noch die Art des 
Ueberganges einer Parzelle an. L. 5. C. Th. sine censu vel 
reliq. (11, 3) und mehrere Urkunden bei Spangenberg (172, 
223, 249, 253) verordnen die sofortige Verlautbarung des Eigen- 
tumswechsels zum Zweck der Steuerumschreibung und zwar 
„pro ea parte, qua possessor fuerit effectus". Man sagt nun *), 
bei Annahme einer idealen Hufe habe Vermessung, Bonitierung, 
Wertschätzung des abgezweigten Stückes eintreten müssen, bei 
Annahme der realen Hufe dagegen habe man aus dem Flächen- 
inhalte der Parzelle ermitteln können, wie hoch im Verhältniss 
zum Ganzen der Steuerbetrag für den Theil sei, es habe die 
Angabe der Qiföte, des fundus, der die reale Steuerhufe gewesen 
sein soll^), genügt. Dass nun fundus nicht gleichbedeutend mit 
Steuerhufe ist, beweisen die griechischen Inschriften (C. J. Gr. 
8656, 8657.) in Verbindung mit dem syr.-römischen Rechtsbuch, 
wonach ein fundus mehrere juga in sich schloss, die auf die 
Fläche übertragen nach den einzelnen Kategorien von ganz 
verschiedener Grösse gewesen wären. Eine Vermessung musste 



1) L, 8. C. Th. de censitor. (13, 11). L. 9. C. J. de omni agro (11, 58). 
L.4. C. Th. de annon. (11,1). Nov. 166 Suidas v. imßoX^ L. 10. C. J. 
de omni agr. (11, 58). L. 31. C. Th. de annon. (11, 1), nov. 128. c. 8. 
Nov. 162. tit.49, 51. L. 4. C. Th. de locat. fund. (10, 3), vgl. Zachar. von 
Lingenthal, Gesch. des griech.-röm. Rechtes p. 201 ff. 

2) Zach. V. Lingenthal, m^moires etc. t. VI p. 14 ff. behauptet, dass 
die Beachtung von später eintretender Sterilität und Fertilität nur ver- 
einbar sei mit realen Hufen, während doch gerade von diesen Umstän- 
den die Höhe der Schätzung und davon die Zahl der Hufen abhängig 
war. 

3) Zachariae von L., a. a. 0. p. 14 ff. 

4) Savigny, Unzialeintheilung der römischen fundi, Verm. Schriften 
I p. 94. Der Zusammenhang der Unzialeintheilung des fundus mit der 
Grundsteuer ist als sehr zweifelhaft auch von Zachar. v. L. bezeichnet. 
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daher, wenn sie nicht schon geschehen , in beiden Fällen statt- 
finden. Nach den Vorschriften des syr. - röm. Rechtsbuches 
konnte die Bonitierung und Wertschätzung der Parzelle, wenn 
deren Mass feststand, keinerlei Schwierigkeiten bieten. Es ge- 
nügte die einfache Angabe der pars nach dem Flächenmass 
und die Angabe der Kategorie ^). 

III. Was wir bezüglich der professio, taxatio und des jugum 
bei der jugatio gesagt haben, findet seine Stütze in der Analo- 
gie der sich neben die jugatio stellenden capitatio. Beide Ea- 
pitalsteuern haben sich aus der allgemeinen Vermögenssteuer 
der vorigen Periode entwickelt. Jugatio und capitatio besitzen 
daher viele Verwandtschaft, sie sind nur Zweige einer und der- 
selben Steuer ^), Nur das Steuerobject ist verschieden ^). Von 
den Quellen werden deshalb professio und taxatio für jugatio 
und capitatio gemeinsam geregelt, die Steuereinheiten, jugum 
und Caput, gleich fixiert und die Steuerleistung nach jugatio und 
capitatio in der Regel gleicherweise ausgeschrieben. Diese völlig 
analoge Behandlung findet ihre Erklärung theils in der gemein- 
samen geschichtlichen Quelle beider Steuern, theils in dem Um- 
stände, dass sich die Objecte beider Steuern in den Händen 
derselben Personen befanden, nämlich der possessores und der 
freien Grundbesitzen Das caput ist seiner Natur nach jeden- 
falls eine ideale Einheit gewesen. Wird nun caput und jugum 
in den Quellen völlig gleichgesetzt, so sind wir gezwungen, auch 
in dem jugum eine ideale Einheit zu sehen und für beide den 



1) Auf die sich bezüglich der Güterkomplexe und einzelnen fundi 
ausbildende Continuitat ist oben (pag. 16) bereits hingewiesen. Auf die 
Nachjustinianische Zeit gehen wir hiier nicht ein. Zachar. v. Lingenthal 
a. a. 0. 

2) Rodbertus, a. a. 0. II p. 240 f. Vocke, a. a. 0. p. 681 ff. Die 
Trennung und zugleich ihre Verwandtschaft wird bewiesen durch L. 2 
C. J. de fundis rei priv. (11, 65). L. nn. C. J. de imponend. lucrat. (10, 
35). nov. Theodos. (Gothofr.) 11, 2 med. L. un. C. Th. de imponend. 
(12, 4). L. un. C. J. de Colon. Thrac. (11, 51). L.6 C. Th. de coli, do- 
nat. (11, 20). L. 23 pr. C. J. de C. J. de agricol. (11, 47) C. J. Gr. 
8656, 8657. 

3) Die Sklavensteuer, über die an sich Streit herrscht, fassen die 
Einen als Kopfsteuer (indirekte Steuer der domini) die Anderen als In- 
ventarbesteuerung bei der Grundsteuer. Die Besteuerung des Viehes 
fällt gänzlich aus dem Systeme heraus, oder unter die Inventarbe- 
steuerung. 
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Betrag von 1000 solidi anzunehmen. In der Folge führt nun 
diese Analogie beider Steuern auch zur Annahme einheitlicher 
Register, die um so natürlicher ist, als die Gesetzgebung 
bestrebt war, das. Schwanken der capitatio durch räum- 
liche Fixierung der Steuerobjecte zu beseitigen und die capitatio 
der jugatio noch mehr zu nähern. Von dem Verbot der Ver- 
änsserung der agrikolen Sklaven über die Grenzen der Provinz 
hinaus (327) schritt die Gesetzgebung (357, 367) zum Verbot 
der Veräusserung der Sklavenkolonen und der gewöhnlichen 
Ackerbausklaven vom Gut ^). Der Möglichkeit, dass sich durch 
Flucht der Sklaven die capitatio der Provinz minderte, trat sie 
durch Strafbestimmungen entgegen ^). Hinsichtlich des Vieh- 
bestandes überliess man die Regelung den wirtschaftlichen 
Verhältnissen. 

§ 4. 

c) Ver&hren zur Feststellung der Steuerleistung. 

I. Der Gesamtbetrag der vom Reich aufzubringenden 
Steuern wurde vom Kaiser alljährlich festgesetzt (indictio)^). 
Der indicierte Betrag wurde dann wahrscheinlich unter die einzel- 
nen Provinzen und von da aus unter die kleineren Distrikte ver- 
theilt*). Dieser auf einen Distrikt fallende Theil der indicierten 
Summe durch die Anzahl der im Censusregister des Distriktes 



1) L. 2. G. Th. sine censu (11, 3), comm. J. Gothofr. ad hl. Savigny, 
a. a. 0. II, p. 20, Note 3. Rodbertus, a. a. 0. II, p. 245 f. L. 3. C. Th. 
de re militari (7, 1). L 3. C. Th. de censu (13, 10) i. e. L. 2. C. J. de 
agricol. (11, 47) Rodbertus, a. a. 0. II p. 246 f. L. 7. C J. de agricol. 
(11, 47.) 

2) L. 12. C. J. de agricol. (11.47). tit. C. J. de serv. fugitivis (6,1). 

3) Savigny, a. a. 0. II p. 128 ff. Walter § 407. Rodbertus, a. a. 
0. II p. 240, Note 3. Hegewisch, a. a 0. p. 273 ff. 

4) Eumen, grat. act. c. 5. L. 4. C. J. de canon. larg. (10, 23). Nov. 
128. c. 1. L. 2. C. J. de indict. (10, 17). L. 3. L. 4. C. Th. de indict. 
(11, 5). L. nn. C. J. de annon. et cap. (1, 52). So konnte auch von 
vornherein eine Erleichterung einer Provinz stattfinden. Savigny, a. a. 0. 
n p. 129 f. Ausser der indictio konnte auch eine superindictio statt- 
finden. Tit. C. Th. de superind. (11, 6), comm. J. Gothofred. ad h. tit. 
Man befolgte das Princip der Repartition. v. Stein, Finanzwissensch. p. 
426. 431. Wagner, Pol. Oekonomie VI p. 621 f. Hegewisch, a. a. 0. p. 
274 ff., Marquardt, r. Staatsverwaltung II, p. 221, bisweilen aber auch 
das Quotitätsprincip. Vocke, a. a. 0. p. 691 f. 
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befindlichen juga nnd capita dividiert ergab dann den auf jedes 
jpgum oder caput fallenden Betragt). Dieser wurde im Register 
adscribiert (adscriptio, descriptio, partitio). Demgemäss konnte der 
Steuerdruck in einer Provinz höber sein- als in der anderen. 
Das Verhältniss von jugatio und capitatio einerseits und indictio 
und adscriptio andrerseits ist dahin zu bestimmen. lugatio und 
capitatio sind begrifflich die Aufzeichnungen der Steuerkräfte, 
Steuereinheiten, entweder nach dem Grundwert oder dem Wert 
bestimmter Mobilien bemessen, sie bilden die Grundlage für die 
Vertheilung sämmtlicher Steuern in der indictio und adscriptio^. 
Es ist daher genau genommen falsch jugatio mit „Grundsteuer^' 
und capitatio -mit „Kapitalsteuer*' zu übersetzen*). 

II. Die Betrachtung der einzelnen Steuerleistungen für sich 
und in ihrem Verhältniss zur jugatio und capitatio, die des 
Näheren hier nicht reproduciert werden kann, führt zu folgen- 
den aus den Quellen klar bewiesenen Ergebnissen. 

a) Das Eigentümliche dieses Systemes der Steuerleistungen 
im Gegensatze zum modernen liegt darin, dass der grösste Theil 
der Ausgaben des Reiches zur Deckung der Bedürfnisse der 
Städte Rom und Byzanz, des kaiserlichen Hofes, der Beamten, 
dann besonders der Armee und des öfi^entlichen Verkehres nicht 
durch Geldleistung aufgebracht wird, sondern durch direkte 
Naturallieferung und direkte persönliche Arbeit des Steuer- 
pflichtigen *). 



1) Die Vertheilung gestaltete sich in praxi natürlich nicht immer so 
einfach. 

2) Ammian, lib. 16, c. 5 : Primitus partes eas ingressus, pro capitibus 
singulis tributi nomine vicenos quinos aureos reperit flagitari; discedens 
vero septenos tantum munera universa complentes. Savigny, a. a. 0. II 
p. 143. 

3) Savigny übersetzt jugatio mit „Grundsteuer*' und setzt deshalb 
die annona als besondere Grundsteuer neben die jugatio, während die 
annona nichts als eine gemäss der jugatio adscribierte Naturalsteuer- 
leistung ist, so gut wie eine Geldsteuerleistung. Savigny, a. a. 0. II p. 
71. Marquardt, r. Altert. III, 2. p. 183. Dagegen Gothofred, paratitl. ad 
tit. C Th. de annon (11, 1), auch Walter § 408, Note 52. 

4) Mit vielen Collationen verband sich die Pflicht persönlicher Dienst- 
leistung und machte das Vermögensopfer noch lästiger, z. B. Transport 
und Zubereitung der Naturalleistung. L. 6. C. J. de annon. et trib. (10, 
16). L 8. ibid. L. 2. C. J. de excoctione et translat. (12, 39). L. 1. C. 
J. de frumento urb. Const, (11, 23). Paratitl. J. Gothofred. ad tit. C. Th. 
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b) Die GeldcoIlatioD, die Nataralcollation nnd die persön- 
lichen Dienste werden sämmtlich nach dem durch jagatio und 
capitatio geschaffenen Massstabe vertheilt^). Daraus folgt, dass 
keine einzige dieser Collationen für sich den Kamen ^.Grund- 
steuer'^ beanspruchen darf, sondern dass sämmtliche Collationen 
zusammen in Bezug auf die jugatio Grundsteuern, in Bezug auf 
die capitatio Capitalsteuern sind; ohne dass eine begrifflich neben 
der andern als Zusatzsteuer erscheint. Nur quantitativ kann 
die eine über die andere überwiegen 2), z. B. die Geldcollation 
über die Naturalcollation und umgekehrt. Ob die eine oder 
die andere Collation überwiegt, ja vielleicht alle anderen aus- 
schliesst richtet sich nach der wirtschaftlichen Beschaffenheit 
der einzelnen Steuerdistrikte. Wenn es auch im Allgemeinen 
zutreffen wird, dass das räumliche Gebiet der Geldcollation das 
umfassendste gewesen ist; so ist es doch nicht minder nach- 
weisbar und an sich natürlich, dass viele Gegenden hauptsäch- 
lich einer Naturalcollation unterworfen waren ^). Wo ferner 
eine Speciescollation auflag, können nicht alle Gegenden nach 
allen tituli *) derselben besteuert worden sein, sondern, wie es in 
der Natur der Speciesleistung liegt, nur nach denen, die ihrer 
individuellen Lage entsprach. Der Steuerdruck wäre ja uner- 
träglich gewesen, ja gewisse Collationen sind gar nicht denkbar. 
Es herrschte hier die grösste Verschiedenheit je nach der regio 
und provincia^). Bergbautreibenden Gegenden konnte man 



de annon. et trib. (11, 1) voce perferri und prosecntio. Hegewisch, a. a. 
0. p. 2dl f. 301. Die persönlichen Dienste stammen aus der Zeit der 
Provinzialsteuer als Folge der Captivität der Person und auch aus der 
Zeit des tributum der Bürger. Rodbertus, a. a. 0. IV p. 346 ff. 418 ff. 
Tacit., annal. 13, 51. Tit. D. de munerib. (50, 4). Tit. D. de vacat. et 
excusat. (50, 5). Walter, § 406 ff. 

1) Nach Savigny wären alle diese Collationen nur Zusatzsteuern zur 
Grundsteuer, d. h, zur Grundsteuer in Geld. 

2) L. 5. C. Th. de annon. (11, 1). L. 2. C.Th de immunit. (11,12) 
beweisen gerade gegen Savigny. . 

3) Vocke, a. a. 0. p. 677. Bosse, Finanzwesen 11, § 18. Zachariae 
V. L., m^moires de Paead^mie de St Petersbourg VI No. 9, p. 73 f. 

4) L. 12. C. Th. de indulg. deb. (11. 28). L. 9. L. 16. ibid. 

5) L. 6. C. Th. de conlat donat. (11, 20). J. Gothofred, comm. ad 
h. 1. Tit. C. Th. de erogat. milit. annon. (7, 4). Tit. C. J. de erogat. 
mil. ann (12, 37). L. 1. C. Th. de indict. (11, 5). Die Titelrubrik C. 
J. 11, 59: de fundis limitrophis. L. 1. ht. : Tiberianus ad possibilitatem 
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ausser der MetallcoIIation unmöglich noch eine andere nennens- 
werte Collation auferlegen^) Es ist hier ferner der Massregel 
zu gedenken, durch die gewissen Klassen der agrikolen und 
ge werbtreibenden Bevölkerung eine ganz spezielle Collation auf- 
erlegt war, nachdem man dieselben in persönliche und ding- 
liche Zwangsverbände eingeschlossen hatte, wie die navicularii 
und nach ihrem Vorbilde die porcinarii (suarii, pecuarii)^). 
Hier konnte jede andere Collation nur noch ergänzend aufer- 
legt werden. Sieht man nun noch auf den Zweck der einzel- 
nen CoUationen, so erhellt die Unhaltbarkeit der Ansicht Savigny's 
noch mehr. Gerade die Leistung der annona ist von der aller- 
grössten Bedeutung 3) und in Getreide producierenden Gegenden 
unbedingt die bedeutendste Collation gewesen. Die materielle 
Bedeutung wird von ßodbertus*) mit Recht auch ftlr das System 
der munera vindiciert und ist auch relativ für die übrigen Natu- 
ralcollationen zu behaupten. Die Berechnungen, die Savigny 
selbst und auf Andre gestützt vornimmt, müssen daher als sehr 
unzuverlässig bezeichnet werden schon wegen der bekämpften 
Ansicht, der Savigny huldigt*). 



singulorum quorumcunque locorum intuens, statuit certas possessiones, 
quae ad limitem frumenta conveherent. L. 8. L. 13. C. J. de fund. 
patrim. (11, 61). 

1) Epist. 277 (ed. Bened. HO) des Basilius. L. 23. C. Th. de annon. 
et trib. (11, 1). L. 9. C. Th. de indulg. (11, 28); tres metallorum de- 
bitores Docimeni, Proconensis et Troadensis. Ammian, Hb. 25 cap. 4. 

2) Tit. C. Th de navicul. (13, 5). Tit. C. J. de navicul. (11, 1). 
Tit. C. Th. de praed. nav. (13, 6). Tit. C. J. de praed. nav. (11, 2). 
Tit. C. Th. de nav. non excus. (13. 7). Tit. C. J. ibid. (11, 3). Tit. 
C. J de nautis Tiberinis (11. 26). L. 11. 13. 15. C. J. de pistorib. (11, 
15). Tit. C. Th. de suariis (14, 4). L. 15. C. J. de omni agro deserto 
(11, 58). Gothofred, paratitl. ad tit. C. Th. de navicul. (13,5). 

3) Das folgt schon aus der reichen Gesetzgebung. Bezeichnend ist 
die Titelrubrik 0. Th. (11, 1): „de annonis et tributis**. Die annona 
wird als die hauptsächlichste Steuerleistung hervorgehoben. 

4) a. a. II p. 245. 

5) », a. 0. II p. 137 ff. 176 ff. S. versteht Ammian, lib. 16, c. 5. 
demgemäss von Grundsteuer allein, während die munera universa, von 
denen A. spricht, entweder nur die persönlichen Steuerdienstleistungen 
sind, oder, was wahrscheinlicher ist, alle Steuerleistungen zusammen, 
wie sie nicht nur nach jugatio, sondern auch nach capitatio adscribiert 
waren. Gibbon, history vol. 3, chap. 17 p. m. 92. 93. Hegewisch, a. a. 
P. ?83 f 
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c) Ans finaDziellen, volkswirtschaftlichen nnd stenerpoli- 
tischen Gründen konnte innerhalb der einzelnen Collationen ein 
Wechsel sattfinden, eine konnte in die andere umgesetzt wer- 
den. Diese translatio collationis (nicht census) wurde stets 
durch Gesetz gewährt, niemals sollte sie willkürlich stattfinden 
dürfen. Es ist das die notwendige Folge des Katuralleistungs- 
Systems ^). 

§5. 

Resultat. 

Nennt man die in Gemässheit der jugatio auferlegte Steuer 
eine ,,Grundsteuer^S so muss man sich darüber klar sein, dass 
von einer Grundrentensteuer nicht die Rede sein kann, weil es 
an der Ermittelung der Grundrente völlig fehlt. „Grundrente 
nennen wir denjenigen Theil vom regelmässigen Reinertrage 
eines Grundstückes, welcher nach Abzug der landesüblichen 
Löhnung und Verzinsung der zur Bewirtschaftung desselben 
verwandten Arbeiten und Kapitalien übrig bleibt'* 2). Wäre die 
jugatio, besser die Steuer pro modo jugationis, nach einer er- 
mittelten Grundrente bemessen, so müsste vor Allem eine Fest- 
stellung des Rohproduktivwertes (minuendus) und der Löhnung 
und Verzinsung (subtrahendus) in's Auge gefasst sein, um den 
Rest, die Grundrente herauszustellen^). Dass dieses geschehen, 
wissen wir nicht und es ist nicht richtig, wenn Savigny voraus- 
setzt, die damalige Grundsteuer sei nach dem Reinertrage der 
Grundstücke umgelegt worden ^). Der Umstand allein, dass die 
Steuerleistung nach juga d. h. Eapitalseinheiten von 1000 solidi 
vertheilt wurde, würde ftlr sich nicht hindern, dass man Schätzung 



1) L. 8. C. Th. de annon. (11, 1). L. 5. C. Th. de canon. frum. 
urb. Rom. (14, 15). L. 1. L. 3. L. 4. L. 5. C. Th. tribut in ipsis 
speciebos inferri (11, 2). Ging eine Speciescollation in Geldleistung über, 
80 hiesB die translatio auch adaeratio. 

2) Röscher, Grundlagen der Nationalökonomie I p. 356, Note 1. 
Ran, polit. Oekonomie III § 301. I § 208. Rodbertus, a. a. 0. Bd. IV 
p. 404, 341 ff. 403 ff., Grandrententheorie p. 89. 99. 

3) Dankwardt, Studien p. 111 p. 99 will in der utilitas circa rem ipsam 
die Bodenrente sehen. Dagegen Kühnast, Untersuchung des Grundscbuld- 
begriffes p. 51 f. 

4) Ob Savigny die reine Bodenrente oder den in der Hand des 
wirtschaftenden Eigentümers verbleibenden Reinertrag meint, ist nicht 
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des Grund und Bodens und Vertheilung der Steuerleistung mit 
Bttcksicht auf die Grundrente normierte^). Auch bei der wirk- 
lichen modernen Grundrentensteuer kommt es wesentlich auf die 
Art der Schätzung des Reinertrages an, wenn sich die Steuer 
in den Grenzen der Grundrentensteuer halten solP). Dass man 
bei der Kapitalswertschätzung bestrebt gewesen wäre, einen 
richtigen Schluss vom Ertrag auf den Wert zu ziehen, kann 
man nicht nachweisen. Dass man sich aber thatsächlich nicht 
in den Grenzen der Grundrentensteuer bewegte, dafür sind wohl 
die Angaben über den unerträglichen Steuerdruck und die in- 
folgedessen eintretenden zahlreichen Desertionen und Steuer- 
erlasse der beste Beweis. 

Auch eine Ertragssteuer im Sinne einer Rohertragssteuer 
war sie weder ihrer bewussten Anlage nach noch thatsächlich. 
Das folgt zum Theil aus dem eben Gesagten. Freilich tritt bei 
den Römern der Gesichtspunkt hervor, dass die Fruchtziehung 
auch zur Zahlung der Steuer verpflichte, dass die Steuer also 
einen Theil der Früchte des Grundstückes absorbiere. Dieser 
ökonomische Gesichtspunkt wird aber fast ausschliesslich da 
herausgekehrt, wo es sich nur um die Begründung der Zahlungs- 
pflicht handelt. Am allerwenigsten ist aus dem Steuersystem 
und dessen Handhabung das Frincip ersichtlich, es dürfe die 
Steuer nur einen bestimmten Theil des Rohertrages ergreifen. 
Tüchtige Regenten werden sich aber in den Schranken einer 
Grundrentensteuer oder Rohertragssteuer gehalten haben, wie 
untüchtige masslos über diese hinausgingen. 

Die Grundsteuer dieser Periode ist eine Eapitalsteuer. Ledig- 
lich der Kapitalwert der Grundstücke wird berücksichtigt und 



klar ; es dürfte aber im gegebenen Falle der Unterschied gleichgiltig sein. 
Hegewisch, a. a. 0. p. 273. Savigny, a. a. 0. II p. 92 1 77. 202 f. 

1) Savigny, a. a. 0. II p. 177 f. 

2) Wagner, Lehrbuch der polit. Oekonomie Bd. VI p. 485. „Bei 
dem Produktiv vermögen einer Person oder Wirthschaft, welches durch 
die Steuer in seiner Gesammtheit oder in Bezug auf die einzelnen Er- 
tragsquellen umfasst werden soll, wird dann wieder von dem Werth auf 
den £rtrag geschlossen.*' p. 486: „Aber das Missliche bleibt immer der 
Schluss vom Werth auf den Ertrag, wie sich gerade beim Grundstück 
auch bei Geldkapitalien (Werthpapieren u. dgl.) am deutlichsten zeigf 
V. Stein, Lehrb. der Finanzwissenschaft p. 406 ff. 43 t ff. 443. Rodbertns, 
a. a 0. IV p. 406. 
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die Steuer ohne festen bewassteo Anhalt an Grundrente oder 
Robertrag umgelegt. Sie ist im Verbältniss zur allgemeinen 
Vermögenssteuer des tributum civile eine partielle wie die 
capitatio. Obwohl nun Savigny in seiner Grundsteuer eine 
partielle Vermögenssteuer sieht, glaubt er dennoch einen wesent- 
lichen Unterschied zwischen beiden in ihrer Form gefunden zu 
haben. Die Form ist ihm nicht der äussere, mechanische Er- 
hebungsapparat, sondern es ist die Rechtsform, der rechtliche 
Apparat. Er drückt den Unterschied dahin aus: „die Grund- 
steuer ruht auf dem Boden selbst", ,, umgekehrt ruht die Ver- 
mögenssteuer auf der Person", weil der Boden selber „weder 
Geld hat noch Hände, um Geld zu zahlen''^). Man sieht, dass 
es die Zahlungspflicht ist, die Savigny hier in den Vordergrund 
rückt. Das, was er hier „Grundsteuer" nennt, ist ein Rechts- 
begriflf^), kein wirtschaftlicher. In der Bestimmung des wirt- 
schaftlichen Begriffes ist Savigny ganz unsrer Ansicht^). 



U. Die Steuerforderung« 

§ 6. 

a) Der oivilreohtliche Verpflichtungsgrund. 

Man hat behauptet, die Sleuerforderung vom Grund und 
Boden passe nicht in das System der Obligation, obligatorischer 
Anspruch und Stoff, actio und nomen seien vorhanden, es fehle 
aber an dem civilistischen Gehalt, an der Substanz der Obli- 
gation*). Dieser Auffassung treten wir in Folgendem entgegen. 
An der Hand der geschichtlichen Entwicklung soll der Nach- 
weis geliefert werden, dass es an dem der Obligation wesent- 
lichen Verbältniss von Person zu Person nicht knmer fehlt und 
dass es da, wo es nicht ausgeprägt hervortritt, als unterliegend 
gedacht worden ist. 

1) Wir gehen vom Bürgertribut aus. Das Bürgertribut ist 



1; a. a. 0, II p. 202 f. vgl. p. 149. 199 ff. Hegewisch, a. a. 0. p. 289. 

2) Aehnlich Rodbertus, a. a 0. Bd. IV p. 380. 

3) Walter, § 406, der jedoch allgemeine Vermögenssteuer annimmt. 

4) Eühnast, Untersuchung des Grundschuldbegriffes. (2 A.) p. 70ff. 
K. redet von der Steuer der letzten Periode und fasst daher alle Gesetzes- 
stellen nur im Sinne der Compilation. 
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mit dem ciTilrechtlicheD Apparat der FordeniDgrsklage ausge- 
stattet. Das geht aas der L. 5. D. de censib. (50,15) hervor: 

Cam possessor odos expediendi negotii caasa tribotoram 
jure coDTeniretar, adversas caeteros, qaoram aeqae praedia 
tenentor ei, qai coDyeDtns est, actiones a fiseo praestantar; scilicet 
ot omnes pro modo praedioram peeoniam tribati coDferant, nee 
inatiliter aetiooes praestantor, tametsi fiseus pecaniam saam 
reeaperaverit, qnia Dominum venditomm pretinm acceptam 
videtur^). 

Actio und nomen treten scharf hervor and der Uebergang 
vom Fiskas aaf den Privaten onterliegt nicht den geringsten 
Bedenken. Schon diese scharfe Betonung erregt Zweifel gegen 
die Aaffassong, es fehle an einer Beziehung vom Einzelnen zum 
Staat, aus der actio und nomen hervorgehen. Actio and nomen 
ohne eine Substanz, aus der sie sich motivieren, sind an und 
für sich ein nonsens. Schon das energische Hervortreten des 
individuellen Elementes aber hindert es, die Substanz der actio 
aus dem superioren Uebergewichte des Staates allein zu erklären. 
Die Steuerforderung des Staates würde als ein ungerechtfertigter 
Eingriff in die Vermögenssphäre des Individuums erscheinen^ 
läge ihr nicht ein civilrechtlicher Verpflichtnngsgrund unter. 
Diesen finden wir in der professio^). Die professio zerlegt sich 
in die voraufgehende eidliche Versicherung und die dedicatio in 
censum, die wiederum in das Deklarieren des steuerpflichtigen 
Grundbesitzes, der sonstigen steuerpflichtigen Habe und in die 
Abschätzung in Geld (aestimare) durch den Steuerpflichtigen 
selbst') zerfällt. Der Schwerpunkt liegt in der Eidesleistung 
und der Selbstschätzung. Welcher civilrechtlichen Form sich 
diese professio angeschlossen haben mag, ist freilich schwer zu 
bestimmen. Jedenfalls ist durch Gellius der Verlauf der Eides- 
leistung in solenner Frage und Antwort bezeugt. Man geht des- 
halb vielleicht nicht fehl^ wenn man eine Anlehnung der professio 
an die sponsio annimmt. Man wird mir einwenden, dass es einer 
sponsiO; eines Rechtsaktes gar nicht bedurft habe, um die Pflicht 
des civis zur Steuerzahlung zu konstruieren, da diese eine all- 



i ) Dass die L. 5 cit. ursprünglich vom tributum civile bandelt, ist 
oben § 2 ausgeführt. 

2) Gellius VII, 11. vgl. IV, 3. 20. Dionysius IV, 15. Livius 43, 14. 

3) Mommsen, Staatsrecht II p. 359 ff. 
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gemeine staatsbürgerliche ist. Dem ist eDtgegenzuhalten, dass 
der staatsrechtliche Gedanke nicht nur an dieser Stelle sondern 
auch auf anderen Gebieten eben nur in den Formen des Privat- 
rechtes Leben gewinnt. Man denke an das internationale Ver- 
tragsrecht ^). Laurent 2) sagt mit Bezug auf Livius I, 38: ^On 
voit ici un des nombreux exemples de Tnpplication du droit 
priv6 des Romains ä leurs relations internationales. La formule 
de la dädifion est une stipulation contractuelle, une v^ritable 
vente". Dass die sponsio bei der professio in ihrer völligen Rein- 
heit zur Anwendung gekommen ist, soll nicht behauptet werden. 
Der Staatszweck störte auch hier die Harmonie des durchge- 
bildeten technischen Begriffes schon durch das Element der 
Controle des Gensor. Trotzdem erscheint es mir unrichtig, das 
privatrechtlich bindende Moment in der professio zu leugnen^). 
2) Noch deutlicher tritt die Thatsache, dass der staats- 
rechtliche Gedanke bei den Römern in der civilrechtlichen Form 
Existenz gewinnt, beim tributum soli hervor. Hier zeigt sich 
wiederum Annäherung des öffentlichen und privaten Vermögens- 
verkehres*), aber auch hier tritt eine Ntiancierung der tech- 
nischen privatrechtlichen Begriffe ein. Der Ausgangspunkt für 
das Forderungsrecht des Staates ist das Eigentum^) desselben 
am gesamten provinzialen Boden, dessen intensive Wirksam- 



1) Caesar, bell. Gall. II, 3; IV, 21, 22; VIII, 3. Livius, 36, 28. 45, 
4. 9, 9. 20. Gajus III, 92 flf. Plin. nat. bist. 22, 4. Vgl. Hugo Grotius 
I, 38. 

2) Histoire da droit des gens III, p. 211 ff. 

3) So Mommsen, Staatsrecht II p. 346. Die professio ist die Form, 
in der sich der Bürger dem Staate verpflichtete, die privatrechtlich ge- 
färbte VerpfiichtUDgsform des öffentlichen Verkehrs; vgl. tab. aliment 
Baebianorum bei Bruns, fontes p. 226 ff. 

4) Jhering, Geist des r. R. (3. A.) I p. 111 ff., 226 ff., 235: „Die An- 
erkennung der privatrechtlicben Rechtsfähigkeit der Fremden würde eine 
totale Scheidung des Privatrechts vom öffentlichen, eine Selbständigkeit 
beider voraussetzen.« Vgl. Rodbertus, a. a. 0. Bd. IV p. 346, 360, 381, 
384, Note 44. 

5) Gajus n, §§ 7, 21; IV, § 16. Plin. ep. X, 59 (62). Tit D. de 
captivis et postlimin. (49, 15). L. 5. § 1, L. 7. D. de acquir. rer. dorn. 
(41, 1). L. 13. D. ad. C. Jul. (48, 13). Walter, §. 72, 73. Laurent, 
histoire du droit des gens III p. 11, 29, ff. 215 ff. Müller- Jochmus, Ge- 
schichte des Völterrechtes §§ 65, 76, 77— 79. 
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keit sich im Laufe der geschichtlichen Entwicklang abschwächt^). 
Gerade der Umstand, dass hier eine fortdauernde Entwicklung 
vorliegt, macht die Reproduktion des einheitlichen Grund- 
gedankens und das Erfassen der einzelnen Rechtsformen sehr 
schwierig. Wenn aber die römischen Juristen das Recht des 
römischen Staates am Provinzialboden als ein dominium bezeich- 
nen, so kann dieses nur in seiner vollen civilistischen Schärfe 
gedacht sein im Gegensatze zu der possessio und . dem usus- 
fructus der Provinzialen ^). Man hat das Verhältniss dieser 
Gegensätze anders als durch Betonung des einfachen Wortinhal- 
tes zu bestimmen gesucht. Der dem römischen Rechte Über- 
haupt fremde Gegensatz von dominium directum und utile sollte 
sich in den Worten dominium und possessio und ususfructus fin- 
den und dieser Lehre gemäss das tributum soli ein Grundzins 
(canon) sein^). Dann verblasste man das dominium populi 
Romani zu einer publicistischen Hypothese, erfunden um die 
Steuer zu rechtfertigen^), oder man ging noch, weiter und sab 
darin, eine blosse Rechtsidee ohne historische Grundlage und 
nicht notwendig, um den Mangel des römischen Eigentumes 
und um die Steuerpüichtigkeit zu erklären^)". Beide Auf- 
fassungen widersprechen dem, was oben über das Verhältniss 
des öffentlichen Rechtes zum Privatrechte gesagt ist. Man 
griff dann zur Construktion eines völkerrechtlichen Eigentumes, 
das den Gegensatz bilden soll zum civilen*). Ein völkerrecht- 



1) Dionys. II, 16, 17. Huschke, Census der Kaiserzeit p. 36, Note 71. 
Rodbertus, a. a. 0. Bd. IV p. 361 f. 

2) GajusII, § 7. Theophilus (ad § 40 J. II, 1): ;^(>?<r*y inixagnCav 
xal nlrfgearaTTiv xaroxi^v. Frontin 36, 6. 7. (Agrimensor. Lachm. II 
S. 317.) Rudorff, Zeitschrift fUr gesch. Rechtswissensch Bd. 10 p. 120. 
Demburg, Pfandrecht p. 349. Unterholzner, Rhein. Mus. für Jurispr. Bd. I 
p. 142 flf. 

3) So Savigny, a. a. 0. I S. 43 A. 1, der jedoch seine Ansicht än- 
derte; s. ibid. II S. 104 A. 2. Dernburg, Pfandrecht p. 350. 

4) Savigny, a. a. 0. II S. 104, Note 2. Rudorflf, Grom. Instit. p. 317. 
Dagegen Rodbertus, a. a. 0. Bd. IV p. 383 ff., 384, Note 44. 

5) Schweppe, Rom. Rechtsgescb. § 144. Dagegen Rodbertus, a.a.O. 
Bd. IV p. 384, Note 44. 

6) Unterholzner, Rhein. Mus. für Jurispr. I p. 142 ff.; V p. 14 stellt 
das Recht am fundns provincialis zusammen mit dem in bonis esse unter 
den Begriff des dominium juris gentium , giebt aber selbst zu, dass der 
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liebes Eigentum exigtiert aber nieht, soDdem nur ein civiles 
Eigentam der einzelnen gentes. Das Recht am fundus provin- 
eialis, das vom Standpunkte des Römers nur possessio und usus- 
fmctus war, war vom Standpunkte des Peregrinen wirkliches 
civiles Eigentum. Schliesslich sollte possessio und ususfructus 
identisch sein mit dem in bonis esse und im Gegensatze stehen 
zum dominium ex jure Quiritium des populus Romanus ^). Man 
vergass dabei; dass das bonitarische Eigentum so gut ein römi- 
sches Eigentum ist, als das ex jure Quiritium. Sind die letzt- 
genannten beiden Ansichten auch nicht zur Erörterung der Na- 
tur des tributum soli verwendet worden , so liegt doch auf der 
Hand, dass sie für diese Frage von gleicher entscheidender Wir- 
kung sind. Das dominium entspricht vielmehr der rechtlichen 
Anschauung der Römer vollkommen. Der gesamte Provinzialboden 
steht im quiritarischen Eigentume des römischen Volkes. Ad- 
ministrative und Zweckmässigkeitsgründe führten dahin , dass 
der Staat den provinzialen Boden den Privaten, namentlich den 
früheren Besitzern , zu Besitz und Nutzniessung überliess gegen 
Leistung des ^butum soli ^). Diese staatliche concessio ^) lehnt 
sich an das precarium an, ja sie ist ursprünglich reines preca- 
rium d. h. „die Jemandem vom dominus einer Sache erteilte Er- 
laubniss, diese bis auf erfolgten Widerruf als die seinige an- 
zusehen oder als Gegenstand einer bestimmten Servitut zu be- 



Ansdrnck anrömisch ist. Dagegen auch Zimmern, Rhein. Mus. f. Jurispr. 
Bd. m p. 358. 

1) Darüber Rodbertus, a. a. 0. Bd. IV p. 389 f., bes. p. 391, N. 46. 
Seil, Lehre der dingl. Rechte I, § 13. Thibaut, Versuche (1. A.) II, p. 97. 
Arndts, Zeitschrift für Civilr. und Proz. N. F. Bd. 3 p. 267 ff.; vergl. 
p. 270, Note 46. 

2) Noch mehr büsste die Eonsequenz des Rechtsgedankens vom do- 
minium pop. Rom. beim tributum capitis ein. Man beliess dem Provin- 
zialen, der de jure Sklave war, meistens die persönliche Freiheit, belegte 
ihn aber mit dem tributum capitis, das nach Tertullian's bekanntem Aus- 
spruch (apologet c. 13) eine nota captivitatis war. Vergl. Tit. D. de 
captivis et postliminio (49, 15). Petron, Satir. 57. Cicero, in Verr. II, 
L. 3. c. 6. Huschke, Census d. Kaiserzt. p. 35 ff., 37, Note 72, p. 183. 

3) Ueber das Schwanken des Sprachgebrauches vgl. Hygin, Agri- 
mensor. (Lachm.) 197, 7 ff. Rudorff, Gromat. Instit. p. 389. Degenkolb, 
Platzrecht p. 129. 

Matthiass, die römische Orundstener und das Vectigalrecht. 3 



34 11. Die Steuerforderung. 

handeln" ^). Dieser ursprüngliche Begriff des precarium gestattet 
es durchaus, dass dem Prekaristen „einzelne kleine praestanda, 
namentlich Realabgaben bei der Verleihung von Grundstücken 
auferlegt werden d. h. der Fortbestand der conditio precarii von 
der prompten Leistung solcher Auflagen abhängig gemacht wird" ^). 
Das spricht denn auch Frontin mit klaren Worten aus. Der Pro- 
vinziale, sagt er, habe ein „possidere quasi fructus toUendi causa 
et praestandi tributi conditione" ^). Es bestand daher für den 
Staat keine Forderungsklage auf Leistung des tributum, sondern 
diese war als Bedingung der prekären possessio nnd des pre- 
kären ususfructus gesetzt. Jedoch der Begriff des precarium 
musste sich eine zweifache Modifikation gefallen lassen. 

a) Der Begriff der possessio und des ususfructus kontrastiert 
auffallend mit der thatsächlich bemerkbaren Annäherung an 
volles Privateigentum, die sich manifestiert in der Gewährung 
bestimmter Klagen, die nur dem Eigentümer zustehen, und in 
der schliesslichen Verleihung der rei vindicatio vollendet er- 
scheint. Man hat sich die Steigerung der possessio zum Privat- 
eigentum dadurch zu erklären versucht, dass man einen un- 
bedingten Verzicht des Staates auf die Einziehung des solum 
provinciale annahm. Die Nichtentrichtung des tributum soll war 
dann nicht mehr Resolutivbedingung für die possessio, sondern 
Suspensivbedingung für den Eintritt des Pfandrechtes am ge- 
samten Vermögen *). Von einem ausdrücklichen Verzicht ist 
nichts bekannt und ein stillschweigender kann in der Gewährung- 
der oben erwähnten Klagen nieht gefunden werden. Dass that- 
sächlich der Provinziale , wie ein Eigentümer dasteht^), erklärt 
sich zur Genüge daraus, dass das römische Volk kein anderes 
Interesse hatte, sein Eigentum am fundus provincialis zu be- 
haupten, als das im tributum soli gelegene. Nur wenn dieses 
Interesse verletzt wurde, reagierte es *J. So bietet sich freilich 



1) Dankwart, Jahrb. für Dogmatik Bd. 14, p. 290 ff. Degenkolb, 
Platzrecht p. 128 ff. 

2) Dankwart, a. a. 0. p. 302. 

3) 36, 6. 7. Agrimensor. (Lachm.) II, p. 317. Gajus, II, 7. Lave- 
leye, das üreigenthum (tibersetzt von Bticher) p. 515. 

4) Rudorff, Gromat. Instit. II, p. 3 16 f. 

5) Frontin, Agrimensor. (Lachm.) 36, 9—15. 98, 3. L. 9. D. de just, 
et jure (1, 1). Gajus II, 46. Seil, Lehre der dingl. Rechte I, § 13. 

6) Rodbertus, a. a. 0. Bd. IV, p. 384 Note 44, 385 ff. 
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das widerspruchsvolle Bild von Eigentum de jure und Eigen- 
tum de facto. Es ist aber daran zu erinnern, dass dieser 
Widerspruch nicht von vornherein gegeben war, sondern als das 
werdende Kesultat einer lange andauernden Entwicklung er- 
scheint, und dass diese Entwicklung durch Gewährung der rei 
vindicatio erst dann einen Abschluss erreicht, als das System 
der Provinzialbesteuerung längst verlassen war. Erst da verlor 
der Gedanke vom dominium populi Komani am fundus provin- 
Cialis mit dem praktischen Zweck alle innere Bedeutung und 
die wechselnde Kechtsanschauung, dass das jus in fundo vecti- 
gali d. b. provinciali ein wahres Eigentum sei, konnte vollends 
zum Dnrchbruch gelangen^). Eine Reaktion des Eigentums- 
rechtes des populus Romanus war nicht mehr zu befürchten^). 

b) Das precarium erscheint auf die Person des Gebers und 
des Empfängers beschränkt, endet also mit der Lebenszeit des 
Einen und des Andern, nicht so die concessio. Der Geber blieb 
allerdings stets derselbe, die concedierte possessio gieng aber 
ungehindert auf die Erben über 3). Zur Erklärung dieser That- 
sacfae mag es genügen, auf das beschränkte Interesse des römi- 
schen Staates am fundus provincialis d. i. Zahlung des tributum 
soll hinzuweisen. Jeder possessor, der das tributum soli zahlte, 
konnte dem Staat recht sein. Anfänglich mag man der ein- 
fachen Thatsache des Eintrittes des Erben in die prekäre pos- 
sessio eine Erneuerung des precarium suppeditiert haben. Weiter- 
hin wirkte dann der dauernde Zustand, die thatsächliche Uebung, 
aus der Thatsache wurde Recht. Diese Modifikation geht mit 
der Steigerung der possessio zum Eigentum Hand in Hand. 

Die Gegensätzlichkeit von Eigentum des Staates und des 
Privaten zu gleicher Zeit tritt aber noch viel krasser hervor 
beim ager assignatus und ager quaestorius *). Die Abgaben, die 
bei Assignation und Verkauf dem Beliehenen resp. Erwei'ber 

1) ünterholzner , Rhein. Museum f. Jurisprudz. T, p. 143. Gajus II, 
37. L. 12. § 2 D. de Publician. i. rem act. (6, 2). Zimmern, Rhein. Mus. 
f. Jurispr. Bd. III, p. 328 flf. ; 330, Note 49 a. 

2) Jedoch erscheint der alte Gedanke in neuer Form wieder. Vgl. 
weiter unten. 

3) Degenkolb, Platzrecbt p. 129 f. 

4) Hygin (Lachm, p. 115). Rudorff, Agrimens. II, p. 285 ff. Schwegler, 
r. Gesch. II p. 412 ff. C. J. L. I, p. 98. Marquardt, n Altert. II, p. 151. 
Heyrovsky, üeber die rechtliche Grundlage der leges contractus p. 4 f. 

3* 
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auferlegt wurden, fallen gleichfalls unter das tributum soli. Da- 
mit ist nicht gesagt, dass aller assignierter und verkaufter ager 
provincialis , der ja eben ager publicus, Domäne des römischen 
Volkes wurde, auch stets mit einem vectigal belegt war, son- 
dern nur, dass er es sein konnte ^). Man sagt in der Regel der 
ager publicus stehe im Eigentum des römiöchen Volkes auch 
dann, wenn er in Folge von Verkauf oder Assignation privatus 
heisse. Diese Bezeichnung weise nur auf den prätorischen 
Schutz 2). Im Falle des ager quaestorius soll der Käufer nur 
das habere licere, den festen Besitz mit dem Rechte der Ver- 
erbung und Veräusserung erlangt haben. Gegen diese Auffassung 
haben sich gerechte Bedenken erhoben. Man hat daran er- 
innert, dass der Staat auch in andern Fällen (praedae, bonorum 
Sectio) als Privatverkäufer auftrat und volles Eigentum über- 
trug, so wie er es selbst hatte ^), dass ferner die Quellen einen 
Gegensatz von Privateigentum und blosser possessio am ager 
publicus erkennen lassen^). Es ist daher kaum zu bezweifeln, 
dass der Verkauf des ager publicus in Italico solo auch zur 
Uebertragung des vollen civilen Eigentums verpflichtete. Der 
ager privatus war vectigalis. Auf dasselbe Resultat führt auch 
die Erzählung bei Livius 31, 13, wenn man dieselbe unbefangen 
aufnimmt^). Der Staat ist Darlehnsschuldner, die Zahlung der 
Schuld ist ihm zur Zeit unmöglich, er stellt seine Gläubiger 
sicher durch Uebergabe eines Pfandes und zwar öflfentlichen 
Landes. Das ist das nächstliegende Geschäft zwischen Staat 
und Gläubiger. Es wird aber zugleich ein zweites flir den Mo- 
ment in Aussicht genommen, cum solvere posset populus, und 
dieses schon jetzt vorbereitet, nämlich ein Verkauf des ager 



1) Vgl. mit Bücksicht auf Hygin, Agrim. (Lachm.) 131, 11. Huschke, 
Zeitschrift für vergleichende BechtswisseDSchaft Bd. I, p. 192. 

2) Rudorff, Agrimensor. p. 287. Mommsen, C. J. L. I, S. 90. 

3) Huschke, Zeitschrift für vergleichende R.-W. I, p. 191 f. und die 
dortigen Citate aus Cicero's agrarischer Bede. 

4) Livius 4, 48, 3. L. 16. D. de acq. rer. dem. (41, 1). Vgl. Huschke, 
a. a. 0. p. 191 f. Man vgl. Vitruv I, 4 i. f. 

5) Rudorff, Zeitschr. für gesch. R.-W. Bd. X p. 160, 72. Huschke, 
Krit. Jahrb. für D. R.-W. Bd. 9, p. 596. Mommsen, C. J. L. I. S. 90. 
Huschke, Zeitschr. für vergl. R.-W. 1 p. 194 f. Degenkolb, Platzrecht 
p. 129 f. 
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pnblicns; deshalb wird schon jetzt das vectigal festgesetzt und 
bestimmt, dass der bisherige Pfandschilling den Kaufpreis bil- 
den solle, wenn das Belieben der Gläubiger auf dieses zweite 
Geschäft gerichtet sein werde (si qnis pecuniam habere quam 
agmm mallet). Forderte ein Gläubiger sein Darlehn ein, so 
war der Staat zur Restitution verpflichtet^), behielt er aber den 
ager trientius tabuliusque über den Zeitpunkt der Solvenz des 
Staates, so lag darin eine Acceptation derKaufoiferte^). Nimmt 
man nun noch an, dass während des Z'ustandes der Verpfändung ^ 
der Pfandgläubiger das vectigal gar nicht entrichtete *) , so hat 
die Darstellung des Livius nicht die geringste Schwierigkeit und 
der später sich findende ager trientius tabuliusque ist ein regu- 
lärer ager quaestorius. Alle andern Erklärungen rücken das 
Verhältniss am ager trientius tabuliusque mehr oder weniger 
ausser den Bereich der Möglichkeit juristischer Construktion *). 
Wie erklärt sich nun das dem im vollen Privateigentume stehen- 
den ager quaestorius auferlegte vectigal ? Der Staat wollte zwar 
volles Privateigentum übertragen, als Bedingung dieses Eigen- 
tums wurde aber die Zahlung des vectigal gesetzt, gerade wie 
oben als Bedingung der possessio^). Blieb die Zahlung aus, 



1) Das «restitneret*, welches allerdings auf ein definitives anfäng- 
liches Hingeben weist, erklärt sich zur Gentige, wenn man an das fida- 
ciarische Pfand denkt. Vgl. Degenkolb, Platzrecht p. 129 f. 

2) Dass dieselbe acceptiert wurde, zeigt das Ackergesetz vom Jahre 643, 
V. 31 ff* Vgl. Huschke, Zeitschrift für vergl. R.-W. I, p. 194 f. 

3) Anders Degenkolb, Platzrecht p. 129, der neben dem Pfand- 
schilling einen jährlichen Nominalzins als Rekognitionsgebühr annimmt. 

4) Degenkolb, Platzrecht p. 129 spricht deshalb auch anlässlich der 
trientabula von „hybriden Geschäftsformen", „deren juristische Einordnung 
zweifelhaft oder deren formelle Gestalt mit ihrer praktischen Bedeutung 
in Widerspruch erscheint^^ Die Schwierigkeiten rühren daher, dass man 
in dem zusammengedrängten Referat des Livius ein einheitliches defini- 
tives Geschäft und nicht deren zwei, eine definitive Pfandbestellung und 
einen proponierten Verkauf sah. Ganz ungeheuerlich erscheint die Con- 
struktion von Huschke, Zeitschrift für vergl. R.-W. I, p. 194 f. : Datio in 
sointnm durch Mancipation der agri mit dinglichem Rückverkaufsrecht 
der Gläubiger. Eine datio in solutum ist deshalb nicht anzunehmen, 
weil ja der Staat weiter als Schuldner erscheint, (cum solvere posset 
popnlus). 

5) Anders Degenkolb, Platzrecht p. 129. Er nimmt an, der Staat 
habe sich beim Verkauf des ager das Eigentum direkt vorbehalten. 
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so trat und nur für diesen Fall das Eigentam des Staates ein. 
Das vectigal wurde in der lex mancipii auferlegt. Prinzipiell 
ist ein derartiges vectigal auch nicht ausgeschlossen beim ager 
assignatus. Nachweisbar ist ein solches nicht; denn die Assig- 
nationen des Gracchus begründeten kein Privateigentum ^). Ganz 
anders konstruiert Huschke 2) den Begriff dieses vectigal. Es ist 
ihm das Mittelglied zwischen dem vectigal, welches für die blosse 
Benutzung von Grundstücken des Staates erhoben wird (Weiden, 
Hafen) und dem vectigal von Freilassungen, testamentarischen 
Erbschaften und Legaten und von in der Auktion gekauften 
Privatsachen. „Dabei war das vectigal immer noch ein Ausfluss 
des Staatseigentums an dem verkauften Boden, welches sieb 
vom Privateigentum eben dadurch unterschied, dass es in seinem 
Grunde, dem imperium, die erwerbende Person mit erfasste und 
so ein beständiges Vectigal durch die lex mancipii (nuneupatio) 
ebenso als eine Reallast aufgelegt werden konnte, wie eine bloss 
die Sache als solche ergreifende Servitut von Seiten eines man- 
cipierenden Privateigentümers." Huschke beruft sich auf die L.7. 
pr. D. de public. (39, 4) und auf die Trennung von öffentlichem 
und privatem Eecht; das vectigal sei nur im Verhältniss von 
Staat und Stadt zu Privaten angewendet worden. Der letzte 
Grund der Construktion ist also das imperium. Dem Vectigal- 
recht fehlt so ein civilistisch- struktives Prinzip. Wir kommen 
hierauf weiter unten zurück. 

Die Analogie des vectigalen ager quaestorius in Italico solo 
ist aber verwendbar für den in fundo provinciali. Der ager 
publicus in Italien steht ebenso im Eigentume des römischen 
Volkes, wie der ager provincialis. Durch Verkauf und Assigna- 
tion wird aiyh aus dem provinziellen ager publicus ein ager 
privatus ^). Dieses Privateigentum war aber nicht das civile 
Eigentum der Römer, sondern das jus in fundo provinciali. 
Hier fiel das prekäre der possessio und des ususfructus von 
vornherein fort, nur die Bedingung der Zahlung des vectigal 



1) Rudorflf, R. Reohtsgesoh. I, § 16. Mommsen, C. J. L. I. p. 88. 
Degenkolb, Platzrecht p. 128 f. Anders Huschke, Zeitschrift für vergl. 
R.-W. L p. 196. 

2) Zeitschrift für vergl. R.-W. I. p. 192 f. 

3) Lex agrar. 4. 9. 66; vergl. Huschke, Zeitschr. für vergl. R.-W. 
Bd. I, p. 191. 
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blieb bestehen. An diesen ager qaaestorius in den Provinzen 
knüpfte sich vermntlieh zuerst der ausgedehntere Klagenschutz 
und die Auffassung als wirkliches Eigentum. Das dem ager 
quaestorius in den Provinzen auferlegte vectigal war aber zwei- 
fellos das regelmässig dem ager provincialis aufliegende tribu- 
tum soli. 

Mehrere Qnellenstellen in der Justinianischen Gompilation 

scheinen unsere Gonstruktion des Verhältnisses zu bestätigen; 

mit annähernder Sicherheit ist sie in der L. 7. D. de publi- 

canis et vectigalibus (39, 4) bezeugt. Die vielbesprochene L. 7. 

cit lautet: 

imperatores Antoninus et Verus rescripserunt in vectigalibus 

ipsa praedia non personas con veniri ; et ideo possessores etiam 

praeteriti temporis vectigal solvere debere; eoque exemplo 

actionem si ignoraverint, habituros^). 

Als Teil der justinianischen Gompilation ist die L. 7. auch fttr 
die Steuerverhältpisse der letzten Periode zu berücksichtigen^). 
Ursprünglich bezieht sie sich auf das tributum soli ^), weil sie von 
possessores spricht. Für das jus in fundo vectigali der Städte und 
die Emphyteuse*) würde eher der Ausdruck conductores am 
Platze sein. Nach der L. 7 cit. ist eine Klage auf Zahlung des 
tributum soli ausgeschlossen, weil eben die Zahlung die con- 
ditio der possessio ist ^). Diese Bedingung zu Erfüllen, liegt im 
freien Ermessen des possessor. Zahlt er nicht, so ist seine pos- 
sessio gegen die lex contractus, concessionis und der Staat 
macht sein Recht auf das vectigal mit der Eigentumsklage gel- 
tend. Der L. 7. liegt der Fall zum Grunde, dass der frühere 
possessor den fundus an einen Andern übertragen hat, nachdem 
er bereits das tributum soli nicht entrichtet hatte. Das einzige 
Zwangsmittel, das der Staat gegen den nichtzahlenden possessor 

1) Ueber die EmeDdation des Textes in den Worten „eoque ex- 
emplo** vgl. Emmerich, Zeitschrift für Civilrecht und Proz. N. F. Bd. 19, 
p. 473 f. 

2) Eühnast, Untersuchung des Grundschnldbegriifes p. 70 f. 

3) RudorflF, Gromat. Institut, p. 317. Note 231. 

4) Dernburg, Pfandrecht p. 349, Note 1. Mann, Keallasten § 10. 
Schütze, Krit. Vierteljahrschrift. Bd. 12, p. 134. 

5) Gegen den zuerst Beliehenen hat der Staat natürlich auch die 
persönliche Klage aus dem Beleihungsgeschäft. Der Beliehene war 
verpflichtet durch Accept der vom Staat aufgestellten lex. Heyrovsky, 
a. a. 0. p. 1 ff. 
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hatte, war die rei viDdicatio, da die Bediogong der Bechtsans- 
fibnDg deficient geworden war. Da der alte possessor also za 
UDrecbt (contra legem eoncessionis) besass, so konnte er anch 
Tolle possessio nicht tibertragen. Der Fiskus kann daher seine 
Vindikation anch gegen den neuen Erwerber richten. Weil aber 
das einzige Interesse des Fiskus in der Zahlung der Steuer 
liegt, so gestattet er, was an sich billig ist, dem neuen Elrwerber 
die Vindikation abzuwehren durch Zählung de^ tributnm d. h. 
durch nachträgliche Erf&llung der Bedingung ex persona seines 
Auetors ^). Von einer persönlichen Verpflichtung ist so wenig 
die Rede^ als von einer auf der Sache ruhenden Last. Die 
L. 7. würde im ersten Falle geradezu einen Widerspruch in sich 
enthalten, wenn sie zunächst jede persönliche Verpflichtung 
ausschliesst und daraus (et ideo) wieder eine persönliche Ver- 
haftung folgert. Nicht minder klar liegt die Regressfrage. Der 
Regress des neuen Erwerbers wird abhängig gemacht von der 
Kenntniss der conditio possessionis im speziellen Falle von der 
Eenntniss des Umstandes, dass das tributum soli bereits rtick- 
ständig die Bedingung also deficient' ist. Hat er diesen Um- 
stand gekannt oder musste er ihn kennen, auch das liegt in 
dem ,,si ignoraverint", so treflfen ihn die Konsequenzen, die er 
bei Abschluss des Geschäftes hätte in Rechnung ziehen können 
oder müssen 2).* Im andern Falle der Nichtkenntniss regressiert 
er sich an seinen Auetor. Art und Umfang des Regresses be- 
stimmen sich nach dem unterliegenden Geschäft 3). Hierher ge- 



1) Eine unrichtige Vorstellung erweckt der Zusatz sub poena com- 
missi zu solvere debere bei Dernburg, Pfandrecht p. 349, Note 1. Ein 
commissum d. h. Verwirkung des Eigentums, hier* der possessio zu 
Gunsten des Fiskus als Strafe liegt nicht vor. Vgl. Runde, Leibzucht 
IL §49. A. E., Glück, Commentar Bd. 8, §604 Note 21, Duncker, Real- 
lasten p. 166 ff. 

2) Vgl. L. 41. D. de act. emt. vend. (19, 1): In venditione super 
annua pensitatione pro aquae ductu infra domum Romae consdtutam, 
nihil commemoratum est; deceptus ob eam rem ex empto actionem ha- 
bebit, itaque si conveniatur ob pretium ex vendito, ratio improvisi oneris 
habetur. Vgl. die im Text citierte L. 39. § 5. D. de legat. I. 

3) Schon deshalb ist es unrichtig, wenn Mann, Reallasten § 10. p. 82. 
in dem Schlusssatz eoque exemplo etc. eine actio negotiorum gestornm 
sieht. Der neue Erwerber, der die rückständigen tributa zahlt, führt 
aber überhaupt nicht fremde, sondern eigne Geschäfte. Vgl. Schütze, 
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hört nun der geschichtlichen VerkDüpfuDg nach auch die L. 39. 
§ 5. D. de legat. et fideicomm. I: 
heres cogitnr legati praedii solvere vectigal praeteritnni; vel 
tribntam vel Solarium vel cloacarium vel pro aquae forma. 
Unter dem tributnm ist zweifellos das tributum soli zu 
verstehen, das ja eben den Gbaracter eines vectigal, einer 
Realabgabe, hat. Es wird die Frage, ob der Erbe oder 
der Legatar die Rückstände zu zahlen habe, zu Ungunsten 
des Erben entschieden. Der Schwerpunkt der Entscheidung 
liegt in dem Willen des Erblassers, der mutmasslich dahin 
geht, dass dem Legatar das praedium nicht mit Lasten zu- 
kommen solle, die der Erbe zur Zeit, als er im Besitze war, 
hätte zahlen müssen. Wird der Legatar vom Fiskus mit der 
Vindikation bedroht und zahlt er die Rückstände oder zahlt er 
sie nicht und die Vindikation tritt ein, so hat er den Regress 
an den Erben (heres cogitur solvere). Nicht so unzweideutig 
sind die Beziehungen der L. 36. D. de jure fisci (49, 14) anf 
das tributum soli. Auch die L. 36 cit. würde zu dem Ergebniss 
führen, dass der Fiskus kraft seines Eigentums vindiciert, dann 
eine Veräusserung vornimmt, unter Neukonstituierung des tribu- 
tnm soli für den Erwerber, der auch die Rückstände übernimmt. 
Zahlung des tributum ist dann wieder die conditio der weiteren 
possessio ^). 

Durch die bisherigen Ausführungen ist nun wohl der Nach- 
weis geliefert, dass der bisherige possessor durch die Veräus- 
serung seiner possessio von der Zahlungspflicbt befreit wird 
oder richtiger, dass er dem Staate nichts mehr zu zahlen braucht, 
um sich im Besitze zu erhalten; dass dagegen die Zahlung des 
tributum soli gänzlich dem Singularsuccessor anheimföllt nicht 



Kritische Vierteljahrschrift. Bd. 12. p. 134. L. 1. § 1. D. de act. emt. vend. 
(19, 1). L.41. ibid. 

1) Mit unsrer Construktion deckt sich in vielen Punkten die Auffas- 
sung Mann's hinsichtlich der Beallasten (Untersuchungen über den Begriff 
der Reallasten im gemeinen Recht bes. p. 19 ff. Zustimmend Schütze in der 
Krit. Vierteljahrschr. Bd. 12, p. 126 f. Dagegen Roth, ibid. p. 490 f.). 
Mann führt aus , dass es kein Recht auf Leistungen giebt , der Zwang 
zur Leistung liege darin, dass dem Besitzer das Grundstück entzogen 
werde, wenii er nicht leiste. Der Berechtigte habe ein Recht am belaste- 
ten Grundstück, welches dann geltend gemacht werde, wenn die Lasten 
nicht abgetragen würden. 
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allein hinsichtlich der Rückstände, wegen deren er sich regres- 
sieren mag, sondern auch wegen der weiteren Leistungen und 
unter gleicher Folge der Nichtzahlung, dafür ist der Beweis 
bisher nicht geliefert. Dass die oben citierten Gesetze diesen 
Satz impiicite auch enthalten, ist nicht fraglich. Die juristische 
Construktion erregte aber grosse Bedenken. Wie ist es zu ver- 
mitteln, dass ohne Dazwischenkunft eines neuen Beleihungsaktes 
der Singularsuccessor die Leistung des vectigal auf sich nimmt? 
Sobald man eine persönliche Verpflichtung des possessor zur 
Zahlung annimmt, erscheint dieser Vorgang im höchsten Grade 
anomal. Vom Standpunkt des römischen Rechtes wird die 
Anomalie auch nicht dadurch beseitigt, dass man eine Reallast 
konstatiert, d. h. die persönliche Verpflichtung direkt an das 
Grundstück knüpft, wie Huschke (s. oben) will. Die Herein- 
ziehung der Analogie der Servitut ist an und für sich nicht 
glücklich; denn eine Servitut, die in faciendo consistit wie die 
servitus oneris ferendi muss sich selbst zunächst legitimieren ^). 
Huschke sucht deshalb auch nach einer andern Vermittlung und 
findet diese in dem imperium. Dieses imperium, der Grund des 
Staatseigentums, erfasst auch die erwerbende Person mit, die 
Verpflichtung zur Zahlung wird aufoctroyiert^). Damit ist dem 
Verhältniss vom Staat zum possessor der Character einer auf 
einem Rechtsgeschäfte beruhenden Beziehung so ziemlich ge- 
nommen. Die concessio, die venditio des ager quaestorius sind 
doch aber Geschäfte zwischen Staat und Privaten. Wir sind 
davon ausgegangen, dass es eine Forderungsklage und eine di- 
rekte Verpflichtung zur Zahlung des vectigal nicht giebt, dass 
es vielmehr die römische Anschauung ist, dass die Zahlung des 
vectigal die Bedingung der Ausübung des Rechtes selbst bildet. 
Nur der kann sich im Rechte erhalten, der diese als Bedingung 
gesetzte Verpflichtung anerkennt. In diesem Sinne wird die 
Verpflichtung zur Tributzahlüng als ein accessorium des Rechtes 
selbst gedacht, und so erklärt sich die Verhaftung des Singular- 
*successor, deren völlig korrekte Skizzierung wir in den Worten 
der L. 7 cit. haben: in vectigalibus ipsa praedia non personas 

1) Fasst man, worüber Huschke sich nicht klar entscheidet, die 
Reallast als dingliches Recht, so ergiebt sich der weitere Widerspruch 
eines jus in re an eigner Sache. 

2) Vgl. Zachariae v. Lingenthal in den Leipzig. Erit. Jahrbüchern 
für D.R.W. Bd. 20. p. 649. 
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conveoiri. Der unsrer Coostruktion adäquate Ausdruck zur Be- 
zeichnaog des ganzen RechtsverbältDisses ist von Frontin ge- 
braucht: possidere quasi fructus tollendi causa et praestandi 
tributi conditione. 

3) Bürger- und Provinzialtribut gehen hinsichtlich ihrer 
rechtlichen Structur auch darin aufeinander, dass die Forderung 
auf das erstere gesichert ist durch ein Generalpfandrecht am 
gesamten Vermögen des Steuerpflichtigen, während beim tri- 
butnm soli natHrgemäss ein Pfandrecht keinen Platz finden kann. 
Das Generalpfandrecht am gesamten Vermögen ist bezeugt in 
der L. 1. C. J. in quibus causis (8, 15) und L. 1. C. J. si propter 
publicas pensiones (4, 46). Auch L. 5. § 2. D. de censibus (50, 15) 
erwähnt einen Verkauf jure pignoris wegen Nichtzahlung des 
tributum ^). Diese Gesetze handeln unsrer Auffassung nach 
vom Bttrgertribut und sind als Belege auch für das Rechtsver- 
hältniss bezüglich der jugatio und capitatio in die Compilation 
geflossen *). Wie und wann dieses Generalpfandrecht entstanden, 
ist nur zu vermuten. Sehr unwahrscheinlich erscheint mir die 
Annahme von Dernburg, das Generalpfandrecht habe sich aus 
der Amtspraxis der Fiskalbeamten ^ die sich wegen des dem 
Provinzialen aufgelegten Stipendium (Vermögenssteuer auf Grund- 
lage des census) an die gesamte bei der dedicatio angegebene 
Habe gehalten hätten, gebildet. Diese Praxis sei von den Ju- 
risten auf einen juristischen Ausdruck zurückgeführt worden. 
Da das Stipendium in seiner Grundlage, dem census, der im 
Civiltribnt liegenden allgemeinen Vermögenssteuer, nachgebildet 



1) Dass sich die GeltendmachaDg des Pfan<lVechtes hier gegen den 
fundus richtet, steht der Annahme des Generalpfandrechies nicht ent- 
gegen. Vgl. Dernburg, Pfandrecht p. 349, Notel. Auch ist auf Grund 
der L. 5. § 2. cit nicht etwa auf General - und Spezialpfandrecht zu 
schliessen. Vgl. Bachofen, Pfandrecht p. 256 f. 

2) Andere müssen der oben skizzierten Ansicht von Hnschke über 
die Entwicklung der Steuerverfassung folgend die besondere historische 
Verknüpfung der citierten Gesetze leugnen. So spricht zwar Dernburg, 
Pfandrecht p. 346 f. vom tributum soli (Grundsteuer) und tributum ca- 
pitis (Kopfsteuer), er meint aber das System der jugatio und capitatio, 
weil er der Ansicht ist,, dass sich im Anfang der Kaiserzeit bereits 
eine einheitliche Steuerverfassung ausbildet. Vgl. i. A. p. 291 flf. Bach- 
ofen, Pfandrecht p. 254 ff. Huschke, Zeitschr. für Civilrecht und Prozess 
N. F. Bd. 20. p. 207 ff. Scheurl, Krit. Vierteljahrschr. II, p. 483f. 
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sein soll, so ]»t es schon nach Dernbarg's Voranssetznngen wahr- 
scheinlicher ^ dass sich das Pfandrecht beim Ciyiltribat selbst 
ansgebildet hat Mutmasslich wnrde derjenige, der sich der 
Zahlang entzog, gerade so behandelt wie der incensas. Das 
Generalpfandrecht würde dann nichts als eine Abschwächnng 
der strengen Exekationsgmndsätze sein. Jedenfalls ist man 
yersncht, anzunehmen, dass die Entstehung des Generalpfandes 
in eine frühere Zeit fällt als die Caracalla's ^). 

Es bedarf keines Nachweises, dass in die Construction des 
Rechtsverhältnisses, die wir hinsichtlich des tributum soli auf- 
gestellt haben, ein Pfandrecht nicht hineinpasst. Man hat aber 
das Kechtsverhältniss als Forderung mit Pfandsicherheit an der 
possessio und am übrigen Vermögen konstruieren wollen 2), 
jedoch liegt hier immer die Ansicht unter, die Provinzialsteuer 
des tributum soli sei bereits die Grundsteuer der späteren Zeit. 
Demgemäss interpretierte man denn auch die L. 7. D. de public. 
(39, 4) und verstand das „conveniri" von der Geltendmachung des 
Pfandrechtes^). Die Widerlegung dieser Ansicht namentlich 
der RudorflPs ist zum grossen Teil bereits im Vorhergehenden 
enthalten, teils kann sie erst später »geschehen. Gegen die 
Annahme des Generalpfandrechtes sei nur bemerkt, dass aus 
Gajus IV, 29*) ein solches nur für die Publikanen folgt, nicht 
für den Fiskus ^). Dieses Generalpfandrecht der Publikanen 
kollidiert auch in keiner Weise mit dem Eigentumsrecht des 
Fiskus. Es ist durch die lex censoria als billiges Aequivalent 
für die schwere Verhaftung der Publikanen eingeführt*). 



1) Vgl. Bachofen, Pfandrecht p. 256 ff. Nach ihm ist unser General- 
pfandrecht die . letzte Spitze der Entwicklung, deren Anfänge in der Ver- 
haftung des praes und manceps liegen. Vgl. Seite 43, Note 1. 

2) Rudorff, Gromat. Instit. p. 3l6f. Eichhorn, Deutsches Pr.Recht 
§ 166, Note d. Glück, Comm. Bd. 19, p. 64 f. Vgl. Meibom, Bekker's und 
Muther*s Jahrb. IV, p. 457, Note 31. Demburg, Pfandrecht p. 349 f. 

3) Dagegen Bachofen, Pfandrecht p.257, Note 10. 

4) Cicero, in Verr. II. 3, 11. 

5) Die von Rudorff, a. a. 0. noch herangezogene L. 1. C. J. de ca- 
piend. et distrahend. (10, 21). handelt von der späteren jugatio. 

6) Man las früher bei Gaj.4,28: „lege praediatoria** jetzt nach Stu- 
demund „lege censoria**, womit also die lex concessionis gemeint ist. Vgl. 
Heyrovsky, a. a. 0. p. 53 f Kariowa, Rom. Civilprozess, p. 215. versteht 
unter dieser lex censoria einen Volksschluss, wie Mommsen , Stadtrechte 
p. 474. A. 44. dasselbe bezüglich der lex praediatoria angenommen hatte. 
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4) Das Steuersystem der letzten Periode knüpft an das Sy- 
stem des Bttrgertributes auch in der rechtlichen Normierung an. 
Der rechtliche Apparat setzt sich aus Forderung und General- 
pfand zusammen. Das Fundament der Forderungsklage ist 
auch hier die professio des Steuerpflichtigen. Freilich fehlen 
der professio dieser Zeit die eidliche Bekräftigung und die 
Selbstschätzung, trotzdem ist zu behaupten, dass man in der 
professio nicht nur eine Ordnungsvorschrift, sondern einen ob- 
ligierenden Rechtsakt sah ^). So sagt die L. ö. C. Th. sine censu 
vel reliquis (11, 3): 

Quisquis alienae rei quoquo modo dominium consequitur statim 
pro ea parte^ qua possessor fuerit effectus, censualibus paginis 
nomen suum postulet adnotari ac se spondeat soluturum ^). 
Wie weiter unten gezeigt werden soll, enthalten die 
L. 2. C. Th. sine censu (11, 3) und die L. 2. C. J. de anno- 
nis et trib.(10, 16) keinen allgemeinen Rechtssatz, sondern 
ein Rechtsprinzip, das der Gesetzgebung zum Grunde liegt. 
Die Forderung aus der jugatio ist gesichert durch ein Gene- 
ralpfand wie die Forderung aus dem Btirgertribut, während 
man nach der Natur der jugatio an eii> Spezialpfandrecht am 
Grundstück denken könnte. Die oben citierten Belege sind kraft 
ihrer Stellung in der Compilation ebenfalls hierher zu beziehen. 
Selbständig für diese Periode ist das Generalpfandrecht nach- 
gewiesen in der L. 1. C. J. de capiend. et distrah. (10, 21). 
Sie redet allgemein vom Verkaufe der res, eorum, qui fiscalibus 
debitis per contumaciam satisfacere differunt^). Dann heisst es 
in der L. 2. C. J. de exactorib. trib. ( 10, 19 ) : ad res omnem- 
que substantiam exactor accedat und im Eingänge der L. 3. C. 
J. si propter public, pensit. (4, 46) : 
si quis fundum, vel mancipium aliamve rem ob cessationem 
tributorum, vel etiam ob vestium auri argentique debitum, quae 
annua exactione solvuntur, occupata convento debitore et 



1) Dagegen ohne genügenden Grund Kühnast, üntersachang des 
Grundschuldbegriffes (2. A.) p. 71 f.. 

2) L. 3. C. Th. h. t. „translata professio censualis." An vielen Stellen 
des G. Tb. und J. G. wird dann die Uebemahme der Steuerlast mit dem 
Ausdrucke „agnoscere'* bezeichnet. 

3) L.2. ibid.: „capfio pignorum." Vgl. L. 5. G. J. de fide et jure 
hast. (10, 3). L. 7. G. J. quae res pignori (8, 17). L. 7. 16. G. Th. de ex- 
actionib. (11, 7). L. 4. C. Th. ibid. L. 7. a J. de exactorib. (10, 19). 
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apad jadicem interpellatione celebrata, cam 8olatio cessaverit 
sab basta distracta comparaverit perpetaam emptionis accipiat 
firmitatem ^). 

Dieses Generalpfandrecht ist zugleich ein privilegiertes, wie 
aas L. 1. C. J. si propter pablic. (4, 46) hervorgeht *). 

Diese Gmodlage der rechtlichen Normieraog ist nan aber 
keineswegs gewahrt geblieben. Es wird sich im Folgenden 
zeigen, dass man vielfach von derselben abwich. 

§7. 

b) Die persönliche Verpflichtnng und die ding^liche Sicherheit. 

I. Die persönliche Verpflichtung. 

Wir haben hier zwei Fragen zu beantworten. Haftet der 
Erwerber ftlr die Rückstände und geht nach Erwerb die künf- 
tige Steuerlast auf den Nachfolger über? In beiden Fällen ist 
zu prüfen, ob der alte Eigentümer völlig befreit wird *). 

Der Standpunkt des früheren Rechtes ist folgender. Der 
frühere Eigentümer haftet dem Fiskus für die Zahlung der 
Rückstände bis zum Erwerbsakt schlechthin^), für die Zahlung 



1) L 2. ibid. L. 2. C. Th. de distrahend. pignor. (11, 9). 

2) Dieses Privilegiam ist jedoch streitig. Vgl. Windscheid, §246, A. 1. 

3) Für die DarstelluDg des älteren Rechtes fehlt es allerdings an 
selbständigem Qaellenmaterial fast ganz, sie beruht auf Rückschlüssen 
aus dem späteren Eingreifen der Gesetzgebung. 

4) £s sind nicht Lasten der Sache, sondern persönliche Schulden 
des Veräusserers. Von einer Last der Sache kann man nur in Ökono- 
mischer Beziehung reden oder, wenn man das Generalpfandrecht im Sinne 
hat. Vgl. L. 14. D. de pactis (2, 14) „onus tributi praedii pignerati.*' 
Will man die L. 36. D. de jure fisci (49, 14) vom Bürgertribut verstehen, 
so würde dem responsum Papinian's der Fall zu Grunde zu legen sein, 
dass der kraft des Pfandrechtes verkaufende Fiskus die üebernahme der 
reliqua als Eaufsbedingung aufgestellt hat. So auch Rudor£f, Gromat. In- 
stit. p. 317. Note 231, obwohl er die L.36. vom Provinzialtribut resp. von der 
jugatio versteht. Andere sehen darin eine Singularität beim Verkauf 
durch den Fiskus. So Ortloff, Grandriss § 233, Note 2, dagegen L. 6. 
C. J. de tide et jure hastae (10, 3). Duncker, Reallasten p 168. — Ihe- 
ring, dogmat. Jahrb. X, p. 449 f. nimmt an , dass der Fiskus als Eigen- 
tümer distrahiert, er fasst die Steuer ebenfalls als Last der Sache und 
erklärt dann den Nichteintritt der sonst notwendigen Confusion, weil 
der Fiskus Gläubiger und Schuldner in einer Person ist, und das Wieder- 
aufleben der Verpflichtung im Käufer. 
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der künftigen Steaer haftet er, solange er in Bezag aaf das 
Object die professio vorgenommen hat, solange er also im 
Gensasregister mit der alten professio eingetragen ist. Dieser 
regelmässige Zustand wurde aber geändert: 

1) Dnreb den Eintritt des neuen Census. Die Haftung ftür 
die reliqna bis zum Erwerbsakte änderte sich zwar nicht, der 
bisherige Eigentümer wurde aber von nun an von der künf- 
tigen Steuerlast frei, weil der neue Eigentümer das Object in 
der professio angab. 

2) Durch sofortige Emendation des Census d. h. eine Aen- 
derung der professio ausserhalb der Censusperiode. Diese Mög- 
lichkeit scheint erst durch L. 2. L. 4, § 1, § 9, § 10. D. de 
censib. (50, 15) im Interesse der Parteien eingeführt zu sein*). 
An der Haftung für die Rückstände bis zum Erwerbsakte wurde 
aach in diesem Falle nichts geändert, nur die künftige Steuerlast 
wurde kraft der in der Emendation liegenden neuen professio 
sofort auf den neuen Erwerber übertragen. 

3) Durch vertragsmässiges Uebereinkommen und zwar in 
doppelter Richtung. Der regelmässige Census und die sofortige 
Emendation des Census beliessen die Verhaftung für die Rück- 
stände immer noch bei dem alten Eigentümer. Sowohl im In- 
teresse der Parteien als des Aerars konnte es sein, dass der 
neue Erwerber auch die Rückstände übernahm. Das Interesse 
des alten Eigentümers liegt auf- der Hand. Für den neuen 
Erwerber konnten die Rückstände verhängnissvoll werden, weil 
das Object, namentlich also das praedium, für diese verhaftet 
blieb kraft des Pfandrechtes. Er war der Gefahr der Pfand- 
klage ausgesetzt, die er nur durch Anbieten der Rückstände 
abwehren konnte ^), am sich dann zu regressieren. Im Interesse 
des Fiskus war es aber zweifellos, dass der neue Erwerber auch 
die Rückstände auf sich nahm, schon aus Zweckmässigkeits- 



1) Yorbedingang waren die örtlichen professiones , die eben aach 
späteren Ursprunges sind. 

2) Windscheid, § 235. c. d. N. 5. 6. Vgl. L. 5. § 2. D. de censibus 
(50, 15) : „nee aadietar legatarias contradicens ob tribata praeteriti tem- 
poris, quod heres solvendo sit et is, qui tribatis recipiendis praepositus 
fuerat**. d. h. der Legatar hat keine exceptio excassionis personalis, auch 
dann nicht, wenn er beweist, dass der persönlich Verpflichtete (heres, 
susceptor) solvendo ist. L. 39. §5. D. de legat. I. Nov. 4. c. 2. Keller, 
Pandekten g 209. Duncker, Reallasten p. 169 f. 
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ein Eigentamsrecht voraus. Wie verhält sich vor allen 
Dingen dieses Eigentum des Fiskus zu dem des Käufers oder 
des alio titulo legitimo Eigentümer gewordenen, der noch aus- 
drücklieh dem prior dominus entgegengestellt wird? 

b) L. 4. C. Th. de praed. navicul. (13, 6): Naviculariae 
facultates navicular^..corpori reddantur, si bona rite retinentes 
subire eorum onera' holint, quorum possessione fruuntur. 

L. 6. ibid.: Fundi — reddantur dominis actione in rem et 
persecutione concessa ^) , nisi maluerint hi , ad quos res per- 
venerint, onus agnoscere, cui erat ille obnoxius, cujus nomine 
vindicatio competit evictionis ^) ac melioratae rei perceptorum- 
que fructuum inspectione habita. 

L. 8. C. Th. de suariis (14, 4) : Hi vero, qui praedia obnoxia 
corpori vel ex empto vel ex donato vel ex quolibet titulo tenent, 
pro rata publicum munus agnoscant, aut possessionibus cedant. 

Das corpus vindiciert die Grundstücke, wenn der Erwerber 
nicht die functio navicularia anerkennt und auf sich nimmt. 
Diese Vindikation scheint sich aber wesentlich von der zu 
Gunsten der curia unterschieden zu haben. Das corpus vindi- 
ciert von dem Erwerber unter Berücksichtigung des gezahlten 
Kaufpreises, der Meliorationen des Grundstückes und der fructus 
percepti, d. h. das corpus ersetzt den Kaufpreis und die auf- 
gewendeten Kosten für Meliorationen nach Abzug der fructus 
percepti. Durch diese Bestimmung gewinnt die Vindikation der 
Corpora den Charakter eines dinglichen Näherrechts ^) , dessen 
Eintritt von der Bedingung abhängig ist, dass der neue Erwer- 
ber nicht die Steuerlast agnosciert. Auch hier das gleiche Pro- 
blem: wie erklärt sich dieses das Eigentum vernichtende Näher- 
recht, dessen nächste Veranlassung allerdings in der subsidiären 
Haftung der corporati zu suchen ist? Dass dem dinglichen 
Rechte des corpus ein volles Eigentumsrecht des neuen Erwer- 
bers gegenübersteht, daran ist nach L. 1. L. 4. L. 6. L. 7. L. 8. 
C. Th. de praed. navicul. (13, 6) nicht zu zweifeln*). Beide 



1) L. 178. D. de V. 0. (50, 16). 

2) So Gothofred statt evectionis. 

3) Für dieses Näherrecht fehlt es nicht an analogen Erscheinungen, 
die sich ebenfalls zunächst aus dem Steuerwesen erklären lassen. Vgl. 
Zachariä v. Lingenthal, Geschichte des griech.-röm. R. (2. A.) §. 59. 

4) Der Bechtszustand scheint jedoch geschwankt zu haben. Vgl. 
L. 2. ibid. 
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Vindikationen treten aber in Widerspmcb zn dem m. E. erwie- 
senen Satze, dass derjenige, der als neuer Erwerber die Steuer- 
last nicht agnosciert, als agnoscierend betrachtet wird und im 
Nichtzahlungsfalle der Fiskus von dem ihm zustehenden Pfand- 
rechte Gebrauch macht 

in. Die prinzipiellen Grundlagen. 

Um alle sub I. und II. dargestellten Modifikationen, die 
zum Teil bisher entweder gar nicht erkannt oder doch ignoriert 
waren, auf eine gemeinsame Grundlage zurttekzuftihren , kann 
es nicht genügen auf das publicistische Element zu verweisen. 
Wir haben, wie ich glaube mit vollem Rechte, diesen Weg, zur 
Construktion der Zablungspflicht des Grundeigentümers zu ge- 
langen, ftlr das frühere Recht verworfen. Es bedürfte daher, 
wollten wir ihn hier betreten, erst des Nachweises, dass das 
neue System mit allen früheren Traditionen gebrochen hätte. 
£s soll aber gerade gezeigt werden, dass die Modifikationen 
des neuen Systems ihren Ursprung einer Verquickung der 
früheren getrennten Systeme verdanken, und dass nur so die 
oben angedeuteten Widersprüche sich erklären lassen. Zu einer 
vollkommenen einheitlichen Durchbildung ist eben das neue 
System bis zum Schiasse der Justinianeischen Gesetzgebung nicht 
gelangt 

a) IMe Rechtsgrundsätze, die für das System des Bürger- 
tributes galten, haben sich erhalten in der Auffassung der pro- 
fessio als eines Rechtsaktes, durch den sich der Einzelne dem 
Staate zur Zahlung verpflichtet. Auch die Nichtentlastung des 
alten Eigentümers, soweit sie sich auf die reliqua bezieht, würde 
diesen Rechtsgrundsätzen entsprechen. 

b) Alle anderen Erscheinungen erklären sich nur aus dem 
Gedanken des Staatseigentums am gesamten Territorium des 
Staates, der nur eine Fortsetzung oder Wiedergeburt des Ge- 
dankens eines dominium populi Romani am Provinzialboden 
genannt werden kann. Damit stossen wir auf den Grundgedan- 
ken der rechtlichen Normierung des tributum soli. Dass die 
despotische Regierung der Kaiser an diesen Gedanken anknüpfte, 
kann nicht Wunder nehmen. Wie sich der Kaiser zum Herrn 
der Person gemacht und den Zustand persönlicher bürger- 
licher Freiheit zur Sklaverei herabgedrückt hatte, so gerierte 
er sich als Herr des Territoriums und fand von diesem Stand- 
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punkte aus die Neugestaltung des Steuerwesens in rechtlicher 
Beziehung. Wiewohl dieses Staatseigentum am Territorium 
jeder civilrechtlichen Spitze entbehrte, so wird man den behaup- 
teten Zusammenhang mit dem dominium populi Romani nicht 
leugnen können, zumal die Consequenzen übereinstimmen. Auch 
daran darf man mit Bücksicht auf diese Consequenzen keinen 
Anstoss nehmen, dass dieser Gedanke nirgends mit ganzer Prä- 
cision ausgesprochen ist. Angedeutet findet er sich in dem so 
oft erwähnten ^^fiskalischen Interesse'^ genügend. Sehen wir auf 
die steuerpolitischen Massregeln, die der Staat ergriff, so findet 
das Gesagte volle Bestätigung. Der Staat schaltete in der That 
wie ein Eigentümer. Will man nun in dem jeder civilrecht- 
lichen Grundlage entbehrenden dominium des Staates am Terri- 
torium eine publicistische Grundlage erkennen, so ist dagegen 
freilich nichts zu erinnern, immerhin aber ist festzuhalten, dass 
auch die Consequenzen jenes alten civilen dominium wieder zur 
Geltung gekommen waren und somit der staatsrechtliche Ge- 
danke wiederum auf die civilrechtliche Formel gebracht war. 
Aus dem Eigentumsgedanken erklärt sich die Haftung des neuen 
Erwerbers für die reliqua, die Vindikation zu Gunsten der Cu- 
rialen und die zum Näherrecht abgeschwächte Vindikation der 
corporati. 

c) Die Vereinigung der Consequenzen beider Systeme liegt 
in Folgendem. Der Staat ist als Eigentümer des Territoriums 
das verleihende Sübject, von dem jeder sein privates Eigentum 
herleitet. Als Bedingung der Verleihung setzt aber der Staat, 
dass der Eigentümer sich ihm zur Zahlung der Grundsteuer 
verpflichte nicht nur der künftigen, sondern auch der reliqua. 
Daher heisst es: sine censu vel reliquis fundum comparari non 
posse. In der Folge der verweigerten oder sonst unterbliebenen 
Verpflichtung zeigt sich ein Widerspruch der Consequenzen bei- 
der Systeme. Es soll entweder die Verpflichtung als geschehen 
fingiert werden und der Forderung tritt die Pfandsicherheit bei 
(tributum civile), oder es tritt Vindikation oder Näherrecht ein 
(tributum soli). Dieser Widerspruch löst sich dahin, dass die 
Vindikation und das Näherrecht nur eine beschränkte Anwen- 
dung hatten, deren Grenzen allerdings für die erstere nicht klar 
erkennbar sind. Weder aus dem einen noch aus dem andern 
System für sich erklärt sich aber die Haftung des alten Eigen- 
tümers für die künftige Steuerschuld, sondern aus der Vereini- 
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gang. Weil das Eigentum des Privaten als ein Tom Staat 
gegen die Verpflichtnng zur Stenerzahlang Terliebenes erscheint, 
so macht der Staat den alten Eigenttimer haftbar, wenn er 
sein Steaerinteresse dadnrch zu schädigen droht, dass er an 
einen non satis idonens weiter verSossert Ans der Verqnicknng 
beider Systeme erklärt sich zur Genfige die Aufnahme der ans 
ihnen herstammenden Gesetze, speziell derer, die Ton der Haf- 
tung des neuen Elrwerbers ftür die Bflekstände handeln und den 
Anspruch des Staates direkt auf das Grundstück gerichtet er- 
scheinen lassen (in vectigalibus ipsa praedia conveniri). Die 
Tendenz der justinianischen Gesetzgebung ging jedenfalls auf 
weitere Ausdehnung der Vindikation, sie blieb aber bei dem 
Dualismus stehen. 

§8. 
Die Verpflichtung des NichteigentDmers. 

Es ist hier zu unterscheiden zwischen Personen, die dem 
Fiskus fBr Entrichtung der Steuer haften und solchen, die sie 
nur dem Eigentümer gegenüber als dinglich oder obligatorisch 
Berechtigte übernehmen müssen oder können. 

I. Dem Fiskus gegenüber haften subsidiär: 

1) Die mit der Steuererhebung betrauten Beamten der Curia 
und der Provinz auf Grund ihres Amtsauftrages. L. 5. §. 2. D. de 
censib. (50, 15). L. 7. C. J. de exactorib. (10, 19). Nov. 128, c 5. c 8. 

2) Die innerhalb eines Gemeinde- oder Provinzialkatasters 
stehenden Personen als Conjngalen. Der Ausfall beim Einzelnen 
wurde von den Uebrigen erfordert. L. 1. L. 5. G. J. de omni 
agro deserto (11, 58). Nov. 128. c. 5. c. 8- L. 2. i. f. C. J- de 
debitor. civitat. (11, 32) ^). 

3) Die corporati. Das corpus haftet nicht auf Grund eines 
dem corpus zastebenden Eigentumsrechtes, sondern vermöge 
des steuerlichen Zwangsverbandes, ähnlich den Conjngalen. 
Der Beweis für die Haftbarkeit des corpus liegt in der L. 1. 
C. Tb. de suariis (14, 4): 

Itaque dignoscant facultates proprias suariorum esse obnoxias 



1) Vocke, Zeitschrift für Staatswissenscbaft Bd. 15, p. 701 ff. Zacha- 
riae Y. Lingentbal, Geschichte des griech.-römischen Bechts p. 197. 206 
(2. A*) 
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maneri , ac de daobus alteram eligant aut retineant bona y qaae 
suariae functioni districtasnnt^.ipsiqae saario teneantnr obseqnio 
aut idoneos quos volent; nominent qui necessitati idem satisfaciant 
IL Andere Personen haben dem Eigentümer gegenüber 
die Verpflichtung zur Uebernahme der Steuerlast. Der innere 
Grund dieser Verpflichtung liegt in der ökonomischen Erwägung, 
dass derjenige, der die Frttchte der Sache geniesst; auch die 
durch die Sache veranlassten Lasten zu tragen hat Diese Ver- 
pflichtung ist aber nur mit einer unmittelbaren Beziehung te 
Verpflichteten zur Sache ^ mit einem dinglichen Rechte an der- 
selben verbunden. Aus diesem Grunde sind dem Eigentümer 
zur Uebernahme der Steuerlast verpflichtet: 

a) Der Emphyteuta und Superfiziar ^). Es folgt das aus 
L. 2. C. J. de jure emphyteut. (4, 66). Wenn nach den Quellen 
häufig die emphyteutae der fundi patrimoniales und rei privatae 
von den fiskalischen Beamten auf Zahlung der Steuer belangt 
werden^), so ist das als eine Ausnahme zu betrachten, die auf 
der Stellung des Kaisers als dominus fundi beruht. Bei fiska- 
lischen Grundstücken ist die' Ausnahme nur eine scheinbare. 
Der Fiskus fordert hier in doppelter Person als Staat und als 
dominus fundi. Auch bei dem Verhältniss des städtischen 
Emphyteuta zur Stadt tritt die Eigenschaft der letzteren als do- 
mina nicht besonders hervor, da die Curia zugleich mit der 
Beitreibung der Steuer betraut ist. 

b) Der Usufructuar ^) und der üsuar, letzterer nur dann 
und soweit neben dem Rechte des Usus dem Eigentümer ein 
Fruchtgenuss nicht mehr verbleibt*). Der Fiskus kann auch 
hier weder den usufructuarius noch den usuarius belangen^). 
Die Quellen erörtern die Verpflichtung des usufructuarius auch 
nur im Verhältniss zum dominus und zwar an dem Spezialfälle 
des ususfructus legatus. L. 52 D. de usufruct. et quemadmod. (7, 1) : 



1) Die Verpflichtung dem Fiskus gegenüber behauptet Vocke, Zeit- 
schrift f. Staatswissensch. Bd. lÖ, p. 701. 

2) L. 1. C I. de .collat. fand, fiscal. (11 , 73) , L. 3. C. L de fundis 
patrim. et saltuensibus (11, 61), tit. C. I. de f und. rei privat* et saltuensib. 
(11, 65), nov. 147, cap. 1. 

3) L. 7. § 2. L. 27. § 3. L. 52. D. de usufructu (7, 1). L. 28. D. de 
usu et usufr. leg. (33, 2). 

4) L. 18. D. de asu et habitatione (7, 8). 

5) Anders Vocke, Zeitschrift für Staatswissensch. Bd. 15 p. 704« 
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Usnfractu relicto, si tribata ejos rei praestantar, ea nsafinctoa- 
riam praestare debere^dabium non est: nisi speeialiter nomine fidei- 
commissi testatori placuisse probetur, haec qaoqae ab berede dari. 

Der entscbeidende Gesiebtspankt liegt nicht sowohl in 
dem Yerhältniss von dominus nnd nsafractaarius ttberhaupty 
als in dem Willen des Testators. Es ist anzunehmen, dass 
der Testator . von dem gewöhnlichen Yerhältniss zwischen 
Eigentümer und Nutzniesser nicht bat abweichen wollen. Des- 
halb 49agt L. 52 cit. , dass der heres verlangen könne, dass der 
Usnfmctuar ihm die tributa prästiere. Auch in den Fällen, wo 
die Quellen von einem ^^onera agnoscere'' des Usufructaars re- 
den ^) y kann der Ausdruck nicht auf eine etwa durch profbssio 
begründete Verpflichtung dem Fiskus gegenüber gehen. Darin 
wäre ein Widerspruch gegen die Natur der professio gelegen, 
die sich auf das Eigentumsrecht stützt. Nur der Eigentümer 
kann verlangen, dass Usufructuar und Usuar die Steuer zahle. 
Dabei können die Parteien weiter bestimmen, dass die Verpflich- 
teten die Steuer nicht erst an den Eigentümer, sondern an den 
Fiskus diijekt zahlen sollen. Der Usufructuar und Usuar wer- 
den dadurch Zahlnngemandatare des dominus. 

Irrtümlicherweise hat man auch vom Pfandgläubiger be- 
hauptet, dass er zur Zahlung der Steuer nicht nur dem Eigen- 
tümer, sondern sogar dem Fiskus gegenüber verpflichtet sei. 
Man stützt sich auf L. 32. D. de pactis (2, 14) : 

Inter debitorem et creditorem convenerat, ut creditor onus 
tribnti praedii pignorati non agnosceret, sed ejus solvendi neces- 
sitas debitorem spectaret; talem conventionem, quantum ad fisci 
rationem, non esse servandam respondi. Pactis enim privatorum 
formam juris fiscalis convelli hon placuit, 

und auf L. 52 ibid.: 

Pactum^ ut si quas summas propter tributiones praedii pignori 
nexi factas creditor solvisset, a debitore reciperet, et ut tributa 
ejusdem praedii debitor penderet, justum ideoque servandum est. 

Oberflächlich betrachtet sagen diese Gesetze allerdings, dass 
der creditor dem Fiskus gegenüber zur Steuerzahlung verpflichtet 



1) L. 7. §2. D. deusufr. et quemadm. (7, 1), vgl. L. 42.D. de pactis 
(2, 14). Weder die L. 3. C. Th. sine censu (11, 3) noch die L. 2. C. L 
de annona et trib. (10, 16) behandeln die Verpflichtung des Usufruetuars 
sondern des Eigentümers und betonen den ökonomischen Gesichtspunkt 
der Steuerpflicht, der auch beim Usufructuar zutrifft 
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ist, und dass ein entgegenstehendes Parteiübereinkommen nnr 
unter den Parteien wirksam ist^). Diese Interpretation steht 
aber in entschiedenem Widerspruch mit der forma juris fiscalis, 
nach der nur das Eigentum zur professio verpflichtet, sie ist 
ans inneren Gründen unhaltbar, da ja dem Pfandgläubiger die 
Früchte nicht, wie andern dinglich Berechtigten gleich dem Ei- 
gentümer zufallen, sondern als Ersatz und in Anrechnung auf 
ohnehin begründete Ansprüche. Es erscheint im höchsten Grade 
unbillig dem Pfandgläubiger die Steuerlast des Grundstückes 
aufzuerlegen, aus dem er kraft des Pfandrechtes nicht den ge- 
ringsten Fruchtgenuss zieht und selbst wenn das der Fall wäre, 
80 Wäre es doch angemessen, ihn gleich dem Usuar nur im Ver- 
hältniss des Fruchtgenusses zu belasten. 

Nun nennt ausserdem die L. 52 cit. das pactum, das den 
debitor zum Ersatz der gezahlten und zur Uebemahme der wei- 
teren Steuern verpflichten soll, ein pactum justum. Also erkennt 
die L. 52. den entgegengesetzten Zustand als einen ungerechten 
an. M. E. erklärt sich der Widerspruch aus dem fiskalischen 
Pfandprivilegium. Dieses Pfandprivilegiums wegen »lag es im 
Interesse des gewöhnlichen Gläubigers, dass die Steuer regel- 
mässig gezahlt werde. Geschah das nicht, so konnte er sich 
im Besitze des Pfandes C^on einem Besitzpfande reden beide 
Gesetze) nur dadurch erhalten, dass er die schuldige Steuer 
zahlte. Diese pacta der LL. 42. u. 52 citt. sollen den creditor 
vor dieser Eventualität bewahren und ihm^ wenn der debitor 
seiner Verbindlichkeit nicht nachkommt, den Begress wegen der 
aufgewendeten Steuer sichern ^). Dieses pactum kann freilich 
der creditor nicht dem Fiskus entgegen halten, der sein Pfand- 
recht geltend macht. Den von der L. 42. gebrauchteif Ausdruck 
„onus agnosceret" dürfen wir daher nur in dem allgemeineren Sinne 
von „Steuer zahlen" nehmen. Die Richtigkeit dieser Interpre- 
tation wird noch mehr ausser Zweifel gestellt, wenn wir an die 
auf den Grundsätzen des Provinzialtributes beruhende Vindika- 
tion denken. In der Vorstellung der letzten Periode ist wie un- 



1) Dernburg, Pfandrecht p. 353 f. 

2) Freilich ist in diesem Falle der Gesichtspunkt der negotiorum 
gestio an sich durchschlagend, wenn auch der Pfandgläubiger in eigenem 
Interesse thatig wurde. Daher nennt auch die L. 52. das pactum ein 
justum, immerhin stellte das pactum die Regressfrage ganz ausser Zwei- 
fel. Wmdscheid %. 431, Note 12. 
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ter dem Systeme des tributum soli das Eigentum als ein ver- 
liehenes zu betrachten, Zahlung der Steuer resp. Eingehung 
der Verpflichtung dahin ist Bedingung des Rechtes. Mit dieser 
Hassgabe kann der Eigentumer auch nur verpßinden und will 
der Pfandgläubiger sein Pfandrecht geltend machen, so muas 
er den die Steuer fordernden Fiskus befriedigen oder das 
Grundstück an diesen herausgeben. Er zahlt also nicht auf 
Grund einer Verpflichtung, sondern nur um ein stärkeres Recht 
im eignen Interesse abzuwehren. 

Weder dem Fiskus noch dem Eigentümer auf Grund ihres 
Verhältnisses zur Sache zur Steuerzahlung verpflichtet sind die 
obligatorisch Berechtigten z. B. der Mieter oder Pächter^). 
Das schliesst natürlich iiicht aus, dass ein besonderer Vertrag 
unter diesen Personen und dem Eigentümer die Zahlungspflicht 
begründe, die der Fiskus natürlich nicht für sich geltend machen 
kann^). Diese vertragsmässige Einigung war namentlich mög- 
lich zwischen dominus und colonus^). War es nicht auf Be- 
drückung des colonus abgesehen, so war dem Vertrage gemäss 
der canon fixiert und der colonus zahlte einen Teil des canon, 
indem er die Steuer entrichtete^). Dem Fiskus, der mit dem 
Zahlungsmodus wohl zufrieden war, haftete lediglich der domi- 
nus^). Mit diesen durch Vertrag zur Zahlung der Steuer aus 
eigenen Mitteln verbundenen Personen sind nicht die in den 
Quellen ebenfalls genannten actores oder procuratores zu ver- 
wechseln, die im Auftrage des dominus auf Grund eines Man- 
dates oder Dienstmiete Verhältnisses als Verwalter aus dem 
Vermögen des dominus oder für den dominus zahlen®). 

Es ist nun noch die Frage aufzuwerfen, ob die oben ge- 



1) L. un. § 3. D. de via publica et si (43, 10). 

2) L. 52. pr. D. de act. emt. (19, 1). Mommsen, Hermes Band 15, 
p. 407. Vocke, Zeitschrift fUr Staatswissensch. Bd. 15, p. 704. 

3) D. h. PächtercoloD. £s gibt auch Colonen mit eigenem Grand- 
besitz. L. 14. C. Th. de annon. et trib. (11, 1) i. e. L. 4. C. I. de agri- 
col. (11, 47). 

4) fiodbertus, Jahrbücher für Nationalökonomie u. Statistik (Hildebr.) 
Bd. II p. 245. Anders Savigny, Verm. Sehr. II p. 80 flF, 82, Note 1. 

5) L.20. §3. C. I. de agric. (11, 47), vgl. Savigny, a. a. 0. p. 79f. 
mit p. 26 ff. Mommsen, Hermes Bd. 15, p. 407. 

6) L.25. C. Th. de annon. et trib. (11, 1), comm. J. Gothofred. ad 
h. L und die dort citierte Stelle des Symmachos ep. 87. Üb. 5. 
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nannten Personen (Emphytenta, Saperficiar, Usufmctnar, Usnar) 
bereits lege dem Eigentümer gegenüber verpflichtet sind^ oder 
ob ein besonderer obligatorischer Verpflichtungsakt hinzutreten 
mnsste. Beim Usnfructnarias ist nach römischer Anffassimg 
von einer gesetzlichen Verpflichtung nicht die Eede^). Der 
Usafructuar verspricht, wie alle persönlichen Leistungen seiner« 
seitS; auch die Steuerzahlung durch Stipulation, die dann dife 
Grundlage der cautio bildet. Diese Stipulation kann der domi- 
nus vom usufructuarius verlangen'). Wir haben freilich kein 
Zeugniss einer Stipulation gerade in Beziehung auf die Zahlung 
der Steuerlast, ein Hinweis liegt aber in der compendiosen For- 
mulierung der L. 1. §3. D. ususfr. quemadmod. (7, 9): cavere 
antem defoet viri boni arbitratu perceptum iri nsumfructum, hoc 
est non deterioremse causam ususfr uctus facturum, caeteraque 
facturum, quae in re sua faceret. 

Bezüglich der emphyteusis spricht die L. 2. C. J. de jure 
emphyt. (4, 66) ebenfalls von pactiones in emphytenticis instra- 
mentis conscriptae, jedoch scheint sich hier wie bei der Super- 
ficies die Anschauung für die gesetzliche Verpflichtung eher ent- 
wickelt zu haben; denn die pactiones der L. 2. betrefifen Ab- 
weichungen von den Naturalien der emphyteusis^). 

m. Verhaltniss der Grundsteuer zu den weiteren 

römischen Orundlasten. 

* 

§9. 
a) Canon und solarium. 

Aus dem gleichen finanziellen Interesse wie die Steuerge- 
setzgebung der Kaiser entspringt die umfassende gesetzliche' 
Regelung, die das Institut der Emphyteuse erfuhr. Der Fiskus, 
der Kaiser selbst und die Kirche , weniger die Städte und die 
Privaten waren an dieser Gesetzgebung wesentlich interessirt. 



1) Windscheid §204, Note 1. Aus den dort citierten Gesetzesstell^i 
erhellt, dass in vielen Fällen die Auffassung bereits zur Anerkennung 
einer gesetzlichen Verpflichtang des Usufructuars zu bestimmten Leistun- 
gen hinneigt. 

2) L. 1. § 18. D. ut legat. seu fideicom. (36, 3). Windscheid, a. a. 0. 
§ 204, Note 1. L. 4. § 1. D. de usufruct. ear. rer, (7, 5). 

3) MarezoU, Zeitschr. für Givibr. und Proz. A. F. Bd. 2, p. 366 f. . 
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Es ist nnn wunderbar m sehen , dass die Steuergesetzgebung 
auffällige Beziehungen zu der gesetzliehen Regelung des emphy- 
teutischen Beehtsverhältnisses sowohl in wirtschaftlicher als 
rechtlicher Beziehung zeigt. In wirtschaftlicher Beziehung ist 
besonders hervorzuheben, dass das Verfahren der peraequatio 
fundorupi, wie wir es oben geschildert, durch denselben Beam- 
ten auch bezüglich des emphyteutischen Canon stattfand ^). Aus- 
gedehnte Anwendung fand auch das Institut der adjectio 
iiTußoJJi) mit derselben Massgabe, dass der Erwerb der opimi 
fundi und der steriles ex iisdem bonis, ex eadem substantia er- 
folgt war 2). Wie dort das Bestreben hervortritt, einen zahlungs- 
fähigen possessor festzuhalten, so hier den conductor idoneus, 
von dem man sich nötigenfalls fideiussores stellen liess, der 
sich jedenfalls über die Vermögens Verhältnisse auszuweisen 
hatte') (subsignatio facultatium). 

Ebenso ergeben sich zweifellose Analogieen in rechtlicher 
Richtung. 

1) Becht und Verpflichtung aus der im ersten Beleihungs- 
akte getroffenen Festsetzung des vectigal (canbn) sollen, ohne 
dass es einer erneuten Festsetzung bedürfte, auf den neu eintre- 
tenden Eigentümer und Emphyteuta übergehen. Damit ist das 
Problem hier geradeso bjezeichnet, wie oben bezüglich des tri- 
butum soll. Auch hier hat man sich zur Lösung der Frage auf 
den publicistiscfaen Charakter des Canon berufen, die Emphy- 
teuse sei ursprünglich nur an öffentlichen Ländereien bestellt 
worden ^). Daher habe der Canon den Charakter der öffentlichen 
Abgabe, der Grundsteuer des Grundbesitzers ähnlich, beibehalten) 
auch nachdem das Institut auf das private Verkehrsgebiet ver- 
pflanzt worden sei. Richtig an dieser Ansicht ist die Erkenntniss 



1) L. 7. G. Th. de locat. fund. (10, 3): emphyteutici juris praedia 
ita locari praecipimos , nt cessante illustris privatorum comitis jussione, 
qnanta sors in aliis functionibus fuerit sublevata, tanta etiam in pensione 
dematur. Darauf wird im Folgenden auf den peraequator generaUs hin- 
gewiesen. L. 5. C. Th. de censitor. (13, 11). 

2) L. 31. C. Th. de annon. (11 , 1). L. 4. C. Th. de locat. fand. 
(10, 3). L. 2. C. I. de omni agro des. (11, 58). 

3) L. 7. C. Th. de locat. fand. (10, 3). L. 5. C. Th. de censitorib 
(13, 11), comm. Jac. Gothofredi ad hl.. 

4) Zachariae v. Lingenthal, Leipz. Erit. Jahrb. für deutsche B.-W* 
Bd. 20, p. 649. , ' 
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der begrifflichen Gleichheit der Grundsteuer und des Canon, ver- 
werflich ist das Hineinziehen des öfifentlichreehtlichen Elementes. 
Andere erklfiren den Canon, wie oben das tribntum, fQr eine 
Beallast; wobei dann noch über die Natur der Beallast, nament- 
lich ob sie dingliches oder Forderungsrecht ist, gestritten wird ^). 
An diese Auffassung lehnt sich Windscheid *) an, der ^e Obli- 
gation auf Entrichtung der jährlichen Abgabe einerseits mit 
dem emphyteutischen Rechte, und andrerseits mit dem Eigen- 
tum verbunden erachtet. Die Anomalie ist vom Standpunkt 
des römischen Rechtes nicht dadurch beseitigt, dass man auf 
die obligatorischen Verpflichtungen verweist, die mit dem Pfand- 
recht verbunden auch auf den Singularsuccessor in das Pfand- 
recht übergehen. Das Pfandrecht verleiht bestimmte Befugnisse 1 
an der Ffandsache. Das Beobachten dieser begrenzten Befug- 
nisse legt dem Pfandinhaber negative und positive Verpflich- 
tungen in Betreff der Pfandsache auf*). Die Uebernahme solcher 
Verpflichtung hat nicht den Charakter einer selbständigen Gegen- 
leistung, wie ihn der Canon an sich trägt, der nach der richtigen 
Anschauung nicht einmal zu den essentialia der Empbyteuse 
gehört*). Den richtigen Ausgangspunkt zur Lösung derFra^e 
geben m. E. die Quellen selbst. Die L. 39. § 5. D. de leg. L 
redet allgemein vom vectigal 5) im Sinne einer Abgabe, die der 
Eigentümer von seiner Sache bezieht, die im Genüsse oder 
Besitz eines Andern steht. Unter den beispielsweise angeführten 
vectigalia steht der Canon freilich nicht, er gehört aber ent- 
schieden in diese Kategorie, wie die Analogie des solarinm be- 
weist^). Ausdrücklich hervorgehoben wird hier das tributum; 



1) Brinz, Fand. p. 287 f. Windscheid § 220, Note 5. Sintenis, Civü- 
recht §56, Note 7. Wächter, Programme der Leipz. Jurist. - Fäkal. 1866 
Progr. 2, p. 10, vgl. Note 6. 

2) § 220, Note 3. 

3) Windscheid, § 233 c. 

4) Arndts, Weiske's Bechtslexikon III. p. 884. Dagegen Windscheid 
§ 220, Note 4. Für das solarium behauptet die begrififliche Notwendig- 
keit Degenkolb, Platzrecht p. 112 f. Dagegen Mandry, Erit. Y.-J.-Schrift 
Bd. J2 p. 511 ff. 

5) Dernburg, Pfandrecht I. p. 349, Note 1. versteht fälschlich unter 
dem vectigal direkt den Canon ; der sprachliche Zusammenhang gestattet 
nur die Annahme eines generellen Sinnes des vectigal. 

6) Wächter, Abhandlungen der Leipz. Juristenfakultät L p. 97 hält 
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worunter wir oben das tributam soli erkennen za müssen glaub- 
ten. Ganz ähnlich wiederholt sich die Zusammenstellung des 
tributum soli mit dem Solarium in der L. 7. § 2. D. de nsufructu 
(7, 1). Diejenigen Schriftsteller, die eine persönliche Verpflich- 
tung des Emphytenta als solchen annehmen, interpretieren die 
L. 39. §5 cit. 1. dahin: ,,der Erbe muss die genannten Abgaben 
dem Vermächtnissnehmer, welcher seinerseits dem Gläubiger zu 
ihrer Entrichtung verpflichtet ist, ersetzen'*. Weil diese Inter- 
pretation notwendig sei für öffentliche Abgaben, so folge sie 
daraus als richtig auch für den Canon ^). Wir haben oben in 
Betreff des tributum eine andere Interpretation geltend gemacht 
und halten dieselbe auch hier imAnschluss an Wächter (siehe 
p. 64, N. 6.) für das emphyteutische vectigal für richtig. Demge- 
mäss kann der Eigentümer nur denjenigen mit einer persön- 
lichen Klage belangen, der ihm als Emphyteuta das vectigal 
versprochen hat. Die Entrichtung des canon konnte aber zu- 
gleich als Bedingung der Ausübung des Rechtes gedacht wer- 
den und deshalb konnte der Eigentümer und sein Singular- 
successor von jedem, der das Recht ausüben wollte, die Zahlung 
verlangen ^). Auch die Gegner der Wächter'schen Ansicht ge- 
ben dem dominus dieses Recht ^) neben der auch gegen den 
Singularsuccessor gerichteten Klage. Während nun aber die 
Quellen nicht ein einziges Beispiel der Klage überhaupt erwäh- 
nen, ist dieses Recht des dominus allerdings bezeugt; wie sich 
aber dieses Recht neben die obligatio schieben kann und wie es 
sich geschichtlich rechtfertigt, dafür ist bisher, ausser von Wäch- 
ter, von Niemand eine Erklärung gegeben worden. Einen wei- 
teren Beweis für die Anlehnung der Abgabe des Emphyteuta 
und Superfiziar's an das tributum soli liefern die L. 16. § 2. 
L. 17. D. de pign. act. (13, 7) und die L. 15. D. qui pot. (20, 4). 
Ich verstehe diese Gesetze im Sinne Wächters dahin *), dass der 



mit Unrecht dieses solariam für eine öffentliche Abgabe. Budde, Entschei- 
dungen VII. p. 101 f. Dagegen Windscheid, § 220, Note 6. 

1) Windscheid, § 220, Note 6. 

2) L. 31. D. de pign. (20, 1). Huschke, Zeitschrift für vergl. RW. l, 
p. 198, Note 32. 

3) Windscheid, § 220, Note 5. Brinz, Pandekten, I, p. 822. 

4) Auch Windscheid, § 220, Note 5 billigt diese Erklärung entgegen 
der älteren Ansicht, die in der L. 15. eine hypotheca ausgesprochen fand. 
Lauterbach, coli. Bd. 43, 18. § 17. Niegolewski, de jure superficiario p. 68 

Matthiasa, die römische Grundsteuer und das Vectigalrecht. ^ 
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Eigentümer wegen des canon oder des Solarium dem Pfand- 
gläubiger vorgehe ^). Will der Pfandgläubiger nicht gewärtigen, 
dass der dominus das Grundstück einzieht, so muss er das So- 
larium oder den canon zahlen. Vergleicht man damit die von 
uns oben gegebene Interpretation der LL. 42. und 52. D. de 
pactis (2, 14), so dürfte die begrifiliche Gleichheit der Aus- 
gangspunkte für tributum soli, den emphyteutischen canon und 
das Solarium des Superfiziars sicher gestellt sein. 

2) Rückstände im Solarium und Canon sollen auf den neuen 
Erwerber des superficiarischen und emphyteutischen Rechtes 
übergehen. Wir berufen uns hier ebenfalls auf die oben ge- 
gebene Erklärung der L. 39. § 5. D. de leg. I ^). D.ie spätere 
Praxis scheint übrigens in Betreff der reliqua eine Verpflich- 
tung des neuen Erwerbers auch geradezu verneint zu haben. 
L. 2. C.J. de fund. rei privatae et salt. (11, 65) sagt: „nee ta- 
men decoctoris cujusque reliquis, qui novus accedit, onerabitur." 
Allerdings redet die L. 2. nicht von einer Veräusserung durch 
den Emphyteuta, sondern durch den Staat. Würde man nach 
L. 39. § 5. im Sinne der Compilation eine Verpflichtung des 
neuen Erwerbers annehmen, so wäre eine ganz analoge Er- 
scheinung festgestellt, wie sie eben bei der jugatio vorliegt. 

3) Schliesslich finden wir sogar die subsidiäre Haftung des 
alten Emphyteuta und damit des Superfiziar^s ausgesprochen in 
der L. 3. C. J. de fund. rei priv. et salt. (11, 65): 

Quicunque possessionem rei privatae nostrae acceptam sao 
nomine vel jure perpetuo et vel titulo conductionis ei crediderit 
esse tradendam^ qui pensare utilitatem patrimonii nostri sol- 
vendo non valeat, is pro eo, quem succedaneum surrogavit, 
perpetuae Solution! statuatur obnoxius. 

Das freie Veräusserungsrecht des Emphyteuta und Su- 
perfiziar bedingt also nicht, dass er durch Veräusserung 
seiner Verbindlichkeit ledig wird, so wenig das freie Veräus- 
serungsrecht des Eigentümers und die Verhaftung des neuen 
Erwerbers für die Rückstände die subsidiäre Haftung des 
früheren Eigentümers ausschlössen. Damit in Verbindung steht 



1) Holzschuher, Theorie u. Casuistik 11. § 123. 

2) Windscheid, § 220, Note 6. versteht die L. 39. folgerichtig von 
einer persönlichen Verpflichtung des Legatars. Diese wird von Wächter 
geleugnet, mit unrecht aber die L. 39. § 5 cit. auf öffentliche Abgaben 
bezogen. Nach unserer Auffassung würde damit nichts gewon&en sein. 
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der durch L. 3. C. J. de jure emphyt. (4, 66) eingeführte con- 
sensus des dominus bei Veränsserungen des emphyteuta. Diesen 
eonsensus hat der dominus stets zu erteilen^ wenn die persona 
des snccessor eine ;,non prohibita, sed concessa et idonea ad 
solvendum emphyteutieum canonem" ist. Thnt er es nicht, so 
findet die Veräusserung rechtmässig ohne den eonsensus statt. 
Diese Verlautbarung der Veräusserung ist vollkommen an die 
Seite zu stellen der sofortigen Verlautbarung der Veräusserung 
des Eigentumsrechtes in der professio. Die Vorschrift des eon- 
sensus hat aber die weitere Bedeutung, dass dem dominus die 
persönliche (schriftliche Erklärung vor der Behörde) Annahme 
des neuen Erwerbers vorgeschrieben war. Darin lag ein neuer 
Beleihungsakt. In diesen Fällen erklärt sich daher die Haftung 
des neuen Erwerbers eben aus dieser neuen Beleihung. Diese 
bietet wiederum ein Seitensttick zur professio des neuen Er- 
werbers. 

Die Analogie dieser Grundlasten mit dem tributum soli und 
der späteren Grundsteuer würde als historische Grundlage fllr 
das emphyteutische und superfiziarische Rechtsverhältniss das 
precarium erscheinen lassen. Diese Wurzel ist dann auch für 
die Emphyteuse in Anspruch genommen worden. Wie ich glaube 
mit Unrecht. Die bisherige Meinung leitet das einheitliche In- 
stitut der Emphyteuse aus dem weströmischen Vectigalrecht an 
städtischen Aeckern und der oströmischen Emphyteuse her, 
deren begrilBFliche Gleichheit Justinian zur Vereinigung veran- 
lasst habe ^). Worin bei prinzipieller Gleichheit beider Institute 
der Unterschied gelegen hat, ist immer noch nicht völlig klar^). 
Die agri vectigales waren allerdings Grundstücke der Städte 
und Tempel, während sich die Emphyteuse z. B. auch auf die kai- 
serlichen Besitzungen bezog. Ein einschneidender Unterschied 



1) Die begri£fliche Verschiedenheit beider Institute behauptet m. E. 
Windscheid, § 218, Note 5. durchaus nicht, wie Dankwardt, Jahrb. für 
Dogmatik Bd. 14. p. 290 ff. 324, Note 7 behauptet. 

2) Huschke, Zeitschrift für vergl. R. W. I. p. 197 ff. sieht den Un- 
terschied darin, dass die Emphyteuse bei peregrinischen Städten des 
Ostens und auch von Anfang an für jeden Grundbesitzer möglich ge- 
wesen sei. Sie habe eben des Charakters der Staatsabgabe und damit 
der staatsrechtlichen Unterlage, der Verpachtung durch mancipes ent- 
behrt, ferner der Vectigalklage, an deren Stelle eine ausserordentliche 
Klage gegeben war. 

5* 
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ist aber darin nicht zu finden; ebensowenig fand das emphy- 
teutische Rechtsverhältniss nur an unbebauten Ländereien statt, 
wenn auch der Name dorther stammt. Es geht das aus dem 
Paratitlon J. Gothofredi ad tit. C. Th. de locatione fund. (10, 3) 
klar hervor ^). Wichtiger wäre der Nachweis, dass die Emphy- 
teuse auch im reinen Privatverkehre im Orient üblich war. 
Einen Anhalt bieten dafür einige griechische Inscriptionen 2). 

Ager vectigalis und emphyteusis, meint nun Dankwardt^), 
hätten sich nicht aus locatio-conductio, sondern aus dem alten 
precarium entwickelt. Der Zweck dieser Entwicklung sei ge- 
wesen „die dem Prekaristen erteilte widerrufliche Goncession, 
welche durch stillschweigende Erneuerung von Erben zu Erben 
überging, in einen wirklichen auf die Erben des Prekaristen 
gestellten Vertrag, also die vorhandenen Prekaristen in Emphy- 
teutae umzuwandeln und ihnen für die Verbesserung ihrer Lage 
eine Abgabe aufzulegen." Dieser auf die Erben des Prekaristen 
gestellte Vertrag soll dann irrtümlich von einigen Juristen *) 
vor Zeno als Pacht anfgefasst sein , während andere ^) eine 
alienatio (venditio) darin gesehen hätten. Für die Entwicklung 
der Emphyteusis durch Umwandlung des alten precarium führt 
Dankwardt die nov. 7. c. 3 pr. an, in der von der Umwandlung 
eines precarium in eine Emphyteuse unter zwei gegebenen Par- 
teien die Rede ist. Allein, abgesehen von der zeitlichen Dif- 
ferenz, kann doch dieser spezielle Fall einer Umwandlung durch 
die Parteien nicht beweisen, dass sich ein ganzes Institut ans 



1) Die dortigen Unterschiede basieren auf den einzelnen Klassen von 
Grundstücken verliehenen Immunitäten und Privilegien in Betreff der 
Steuerzahlung. Das Rechtsverhältniss selbst erscheint als ein einheitliches. 

2) Herrmann, Alterthtimer III. p. 517. § 67, Note 2. C. J. (Böckh) 
I. 93. vgl. II. 3561. vgl. Note 2 der vorigen Seite. 

3) a. a. 0. p. 290 ff. 802. Auch Huschke, Zeitschr. f. vgl. R. W. 
I. p. 197 ff. entwickelt das Institut des ager vectigalis aus der possessio, 
die er in Parallele setzt zur possessio am ager public, pop. Rom. in 
Italien. Nach H. ist der prätorische Schutz für den ager vectigalis der 
Städte eingeführt (p. 199) nicht für den ager vectigalis der Städte und 
des römischen Volkes zugleich auch nicht von dem letzteren auf den ersteren 
tibertragen. Mühlenbruch, Pand. II. § 245. Puchta, Instit. II. § 245. 

4) L. l.pr. D. si ager vect. (6, 3). Gaj.III, 145. Dankwardt, a.a.O. 
p. 324, Note 2. 7. 

5) Theophil. 3. cap. 24. § 3. 
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dem andern entwickelt hat. Als wirtschaftlichen Gesichtspunkt 
führt Dankwardt an, dass der Grundherr einen Ertrag habe 
ziehen wollen aus Grundstücken, die er lange zur unentgelt- 
lichen Benutzung weggegeben hatte. Ich halte es für gänzlich 
unwahrscheinlich, dass der Grundherr, namentlich die Städte 
ihre Ländereien jemals unentgeltlich überlassen haben. Doch 
hätte auch im Wege der prekären Ueberlassung nach Dank- 
wardt selbst^) eine Abgabe aufgelegt werden können,. wie wir 
bei der Entwicklung des tributum soli erwähnten. 

Auf Grund der Quellen, die mit der grössten Bestimmtheit 
die locatio-conductio betonen, müssen wir an der herrschenden 
Meinung festhalten. Die agri vectigales wurden von den Städten 
auf längere Zeit und in perpetuum verliehen. Hieran schloss 
sich der prätorische Schutz, die actio in rem an und aus diesem 
entwickelte die Jurisprudenz die Dinglichkeit des Rechtes ^). 
Die locatio-conductio geht parallel der locatio des ager publi- 
cus populi ßomani. Die längeren Fristen und die Erbpacht 
erklären sich hinlänglich aus dem Bedttrfniss, einen reditus aus 
dem Acker zu haben und aus der dauernden Unmöglichkeit 
eigner Wirtschaft. War mit der dinglichen Klage auch der 
Gedanke des dinglichen Rechtes gegeben, so waren bei dem 
Umfange dieses dinglichen Rechtes die Zweifel der römischen 
Juristen zwischen Kauf und Miete gerechtfertigt^), indem sie 
sich bemühten das erst gewordene Institut unter vorhandene 
Begriffe zu subsumieren. Die gleiche geschichtliche Entwicklung 
hat auch die Superfizies erlebt. In beiden Fällen ist von einem 
Mietsvertrage *) oder Kaufvertrage nicht zu reden, wenn auch 
der Name gebraucht wird, sondern von einem eigenartigen Ver- 
äusserungsvertrage ^), Dieser stellt zwischen dem dominus und 



1) a. a. 0. p. 302. 

2) Gaj. III, 145. L. 1—3. D. h. t. Windscheid, § 218, Note 5. 
Huschke, Zeitschr. für vergl. R. W. I. p. 198 f. 

3) Diesem Zweifel liegt nicht etwa der frühere neutrale BegrifiP von 
locatio - cond actio oder emtio - venditio zum Grunde, sondern selbständig 
entwickelte Rechtsbegrifife. Degenkolb, Platzrecht und Miethe p. 141 f. 

4) So Degenkolb, Platzrecht p. 23 flf. Für möglich hält die Miete 
Mandry, Krit. Viertle Ijschr. Bd. 12. p. 518. Dagegen Wächter, a. a. 0. 
p. 81 f. 

5) Windscheid, § 223, Note 12. Wächter, a. a. 0. p. 58 f. 81 f. 
Dieser Yeräusserungavertrag kann in jeder Form auftreten. 
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dem BerechtigtcD in der That ein ganz ähnliches Yerbältniss 
her, als zwischen dem populus Romanus als Eigentümer des 
Proyinziallandes und dem possessor besteht. In beiden Fällen 
ist das Eigentumsrecht auf einen blossen Namen herabgedrückt ^). 
Es scheint nur zu existieren , um die Abgabe zu motivieren '). 
In beiden Fällen liegen die Motive zu dieser freiwilligen Min- 
derung des Eigentumsrechtes beim Eigentümer in der mangeln- 
den eignen Kapitals - und Arbeitskraft^). Aus dieser historisch 
gewordenen inneren Gleichheit erklärt es sich, wenn bei dem 
emphyteutischen und superfiziarischen Yerbältniss bezüglich des 
canon und Solarium ganz ähnliche ßechtssätze Eingang fanden, 
wie bei der Provinzialsteuer des tributum soli, dass sich daher 
bei beiden Rechtsverhältnissen eine Anlehnung an das precarium 
feststellen lässt. 

§ 10. 

b) Die Alimentenstiftungen ^) ynd Rentenschenkungen. 

Das Vectigalrecht wurde in den bisher dargestellten Er- 
scheinungen vom Eigentümer, der selbst nicht wirtschaften 
konnte, benützt, um aus dem Bodenkapital einen Ertrag zu er- 
zielen. In den Alimentenstiftungen und Rentenschenkungen 
wird es bewusst und absichtlich gewählt als die Form einer 
sicheren dauernden Kapitalsanlage. Während in den oben er- 
wähnten Fällen das Vectigalrecht eine Form ist, in der ähnlich 
wie bei der Pacht die Bodenrente vom Nichteigentümer gezo- 
gen wird, wird hier ein aufgewendetes Kapital derart mit dem 
Grundstück in Verbindung gesetzt, dass die Zinsen dieses Ka- 
pitals als Vectigal von dem mit dem Grundstück Beliehenen 
aufgebracht werden müssen. Wir haben hier eine neue Form 
des Realkredites^). Uebersteigt die Bodenrente den Zins, so 
ist die Kapitalsanlage eine eminent sichere; denn es wird sich 
stets ein Käufer des fundus vectigalis finden und dem Eigen- 



1) Windscheid, § 220, Note 4. 

2) Daher auch die Würdigung als „publicistische Hypothese". 

3) Laveley (Bücher), das üreigenthum. p, 492 f. 

4) Hirschfeld, Röm. Verwaltungsgesch. L p. 114 fg. 

5) Die Alimentenstiftungen dienten nicht allein zur Alimentation der 
Waisen etc., sondern sie bildeten eine Creditanstalt für den kleinen 
Grundbesitzer, der aus dem Alimentationsfond zu billigem Zins Darlehen 
erhielt. Hirschfeld, a. a. 0. p. 115. 
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ttimer bleibt die Möglichkeit eigner Wirtschaft. Nur dann, 
wenn die Bodenrente unter den Zins sinkt, ist die Eapitalsan- 
läge gefährdet. Die Rechtsform des Vectigalrechtes hat für 
gewisse Fälle den durch Pfandsicherheit gehobenen Personal- 
kredit verdrängt. Der Vorzug des Vectigalrechtes vor der hy- 
pothekarischen ßeleihung ist von vornherein klar. Beim Dar- 
lehn mit Pfandbestellung entäussert sich der Eigentümer des 
Kapitales vollkommen, er behält nur eine durch Pfandrecht am 
Grundstück gesicherte Forderung. Das römische Pfandrecht 
trägt aber die Unsicherheit in sich. Mit vollem Recht hebt 
man die mögliche Verschleierung der bereits auf dem praedium 
lastenden Hypotheken, die Pfandprivilegien und vor Allem die 
Unsicherheit des Eigentumsrechtes des Verpfänders selbst her- 
vor. Gelangt selbst der Gläubiger an das Pfand, so trifft ihn 
der Beweis der Verpfandung und der der Entstehung der For- 
derung, er muss gewärtigen durch den prior tempore potior 
jure ausgeschlossen zu werden. Der Indult schiebt ohnehin den 
Verkauf hinaus. Nach geschehenem Verkauf droht die Evic- 
tionspflicht ^). Diese Uebelstände stehen im Widerspruch zu 
den Zwecken, die mit den Alimentenstiftungen und Renten- 
schenknngen erreicht werden sollten. Das Vectigalrecht besei- 
tigte sie. Es findet eine Identifizierung des entäusserten Kapi- 
tales mit dem Grund und Boden statt. Während der Kapitalist 
das Kapital aus seinem Eigentum fortgibt und es der Beliehene 
zu vollem Eigentum erwirbt, tritt an die Stelle des Kapitales 
das Eigentumsrecht am Grundstück. Da aber nicht Kauf oder 
Tausch, sondern Darlehn beabsichtigt ist, so erhält der Be- 
liehene alle Eigentumsbefugnisse in der Rechtsform des Vecti- 
galrechtes zurück und zahlt den Zins als vectigal des Grund- 
stückes. Das Eigentumsrecht gibt dem Darleiher die grösste 
Sicherheit für Capital und Zins, andrerseits hat der Beliehene 
das grösste Interesse, die Bodenrente zu steigern und sich durch 
pünktliche Zinszahlung im Besitze des Vectigalrechtes zu er- 
halten, das ihn thatsächlich wie einen dominus stellt. Ich zweifle 
nicht, dass die Alimentenstiftungen von Trajan und Nerva, die 
uns in der tabula Vellejatum und Baebianorum ^) erhalten sind, 



1) Ktihnast, Untersuchung des Grundschuldbegriffes. (2- A.) p. 106 ff. 
Windscheid, § 230. Thibaut, civil. Abhandlungen p. 308 ff. 

2) Aurel. Vict. ep 12, 4. Bruns, fontes p. 224 ff. 
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in dieser Form vollzogen sind und dass eine hypothekarische 
Verpfändung der praedia nicht stattfand ^). Aus dem Ausdrack 
obligatio praediomm bestimmte Schlüsse zu ziehen^ ist zum 
mindesten bedenklich. Der Ausdruck ist an und für sich für 
Pfandrecht und Vectigalrecht gleich falsch und richtig und 
durch die Quellen sein Gebrauch in dem einen und dem andern 
Falle erwiesen 2). Die L. 7. § 2. D. de usufr. et quemadm. 
(7. 1) bezeugt aber ausdrücklich, dass die alimenta geradeso 
behandelt werden sollen, wie tributum, Stipendium und Solarium, 
wenn sie auf eine bestimmte Sache gelegt sind (ab ea re re- 
licta). Wir kennen nun aus den Quellen nur zwei Arten oder 
Formen des Alimenten Vermächtnisses, man konnte den Erben 
persönlich belasten und den Anspruch des Bedachten durch 
testamentarische Pfandbestellung sichern^), oder man übertrug 
an die Honorierten Eigentum unter Veräusserungsverbot, in wel- 
chem Falle dann die Honorierten zu einer bestimmten Fmcht- 
ziehung berechtigt waren*). In beiden Fällen wäre eine Zu- 
sammenstellung der alimenta mit dem tributum, Stipendium oder 
Solarium unzulässig. Die L. 7. § 2. cit. bezeugt vielmehr eine 
'Alimentenstiftung in der Form des Vectigalrechtes , wie in den 
oben genannten Inschriften. Der Hergang bei der Beleihung 
war folgender. Der Grundeigentümer, der ein Darlehen aus 
dem Alimentationsfond , sei es des Kaisers oder der Gemein- 



1) Henzen, tabula aliment. baebianor. Romai 1845. p. 25 ff. Bach- 
ofen, Pfandrecht p. 227 ff, der jedoch die Idee der Personifikation 
hineinbringt. Gegen das Vectigalrecht Huschke, Zeitschr. für vergl. R. W. 
I. p. 168 f. Bruns, fontes p. 224, Note 1. Mommsen, Staatsr. II. S. 998. 
Dagegen Huschke, Zeitschr. f. vergl. R.W. I. p. 168. Hirschfeld, Rom. 
Verwaltungsgesch. I, p. 115. p. 117. Savigny, venn. Schriften V, p. 57 f. 
Rudorff, Rechtsgesch. I, p. 228. 

2) Hygin, (Lachm. 116, 5, 19). L. 12. D. de alim. leg. (34, 1). L. 9. 
D. de ann. leg. (33, 1). 

3) L. 12. D. de alim. leg. (34, 1). L. 9. D. de ann. leg. (33, 1). 
Es ist zweifelhaft, ob die Inschrift bei Orelli 3116 = Gruter 1100, 6. 
Bruns, fontes p. 228. Hierher zu beziehen, oder auf einen Fall des 
vectigal. Huschke, Zeitschr. f vergl. R. W. I. p. 168, Note 3. 

4) Testament, des Dasumius b. Brans, fontes p. 228, v. 85 ff. Ru- 
dorff, Zeitschr. für gesch. R. W. Bd 12. p. 301 ff. 370 ff. L. 34. pr. D. 
de usu leg. (33, 2). L. 38, § 4. I). de leg. m. L, 4. pr. D. de alim. 
(34, 1). 
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den ^), entiiehmeD wollte^ profitierte ^) vor dem Beamten seinen 
Grundbesitz, dieser wurde geschätzt, nach dem Schätzungswert 
wurde die Höhe des Darlehens bemessen. Der Grundeigentümer 
mancipierte darauf dem kaiserlichen Beamten oder der Ge- 
meinde ^) seinen Grundbesitz, um ihn mit dem vectigal, das den 
Zins repräsentierte, zurtickzuempfangen *). Dieser Vorgang, der 
eigentlich in zwei Geschäfte zerfallt, wird durch einen kurzen 
Ausdruck in den tabulae alimentariae zusammengefasst. Am 
allereinfachsten stellt sich die Getrenntheit beider Akte dann 
heraus, wenn dieselben keinen inneren Bezug auf einander 
haben. In den griechischen Inschriften wird ein Vertrag des 
Inhaltes konstatiert, dass der Eigentümer des praedium dem 
Tempel das Eigentum überträgt auf Grund des Kaufvertrages, 
nnd es dann zu ewiger Pacht zurücknimmt^) (adtog xai oi i^ 
avrov) ®). Auch in der Rentenschenkung des Plinius ') treten 
beide Akte, obwohl der der mancipatio keine selbständige Be- 
deutung hat, klar hervor (agrum ex meis longo pluris actori 
publico mancipavi, enndem vectigali inposito recepi triginta 
milia annua daturus). Den tieferen Grund der Sicherheit der 
Kapitalanlage hebt Plinius vorzüglich zunächst in den Fragen: 
numeres rei publicae summam? verendum est, ne dilabatur. 
Des agros? ut pnblici negligentur, dann in den Worten hervor: 
per hoc enim et rei publicae sors in tuto nee reditus incertus 
et ager ipse propter id, quod vectigal large supercurrit, semper 
dominum, a quo exerceatur, inveniet. Ganz mit Unrecht schliesst 



i ) Hirschfeld, a. a. 0. I. p. 120. 

2) Die professio hat hier die gleiche Bedeutung, wie oben bei der 
Grundsteuer. 

3) Bachofen, Pfandrecht I. p. 227. vgl. Henzen, tab. alim. Baeb. 
p. 25 f. 

4) Gegen die Notwendigkeit der mancipatio und remancipatio 
Bruns, fontes p. 224, Note 1 , der das Gewicht auf den actus publicus 
und die Einwirkung des jus publicum legt. 

5) Der gebrauchte Ausdruck lässt freilich nur auf das Recht der 
Vererbung, nicht der Veräusserung schliessen, man vgl. aber Gaj. III, 
145: „neque ipsi Conducton neque heredi — auferatur. Huschke, Zeitschr. 
für vgl. R. W. I. p. 177. 

6) C. J. (Böckh.) IL 294, b. 2693, e. In diesem Falle tritt klar der 
Gesichtspunkt des Realkredites, der sicheren Kapitalsanlage heraus. 

7) epist. 7, 18. (Bruns, fontes p. 227.) Mommsen, Hermes UI, 
p. 161. Bachofen, Pfandrecht p. 229 f. Puchta, Institut. 2. p. 239. 
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Huschke ans dem Aasdrack dominas und ans den sich entsprechen- 
den mancipavi und recepi auf ein Eigentumsrecht des Plinius ^). 
Im Sprachgebrauch des gewöhnlichen Lebens kann derjenige, 
der alle Eigentumsbefugnisse hat, wohl dominus genannt wer- 
den. Plinius betont aber, dass die necessitas vectigalis pre- 
tium infringebat ^), Den gleichen Zweck der Rentenschenkung 
in der sicheren Form des Vectigalrechtes konnte auch der er- 
reichen, der nicht im Besitze eines geeigneten Grundstückes 
war. Der Schenker kaufte ein Grundstück von der Stadt für 
das zu schenkende Capital, er giebt es dann zurück mit der 
Bedingung, dass es zu Yectigalrecht ausgethan werde gegen 
einen dem Zins des Gapitals entsprechenden Canon. Hierher 
gehören die Inschrift von Ferentinum und eine pompejanische 
Quittungsurkunde ^). Dass das Yectigalrecht in allen diesen 
Fällen einen andern Charakter gehabt hat als in den früher 
dargestellten, ist nicht anzunehmen. 

c) Eine eigentümliche Anwendung fand das Yectigalrecht 
schliesslich noch in dem cloacarium und der pensitatio pro aquae 
forma oder aquae ductu. In beiden Fällen handelt es sich um 
die Gewährung der Benützung öffentlicher Einrichtungen. Dieses 
Recht der Benützung konnte entweder der Person durch den 
princeps oder die Gemeinde gestattet werden, es konnte aber 
auch einem Grundstück, in Gestalt der servitus cloacae immit- 



1) Huschke, Zeitschr. für vgl. R. W. I. p. 185 f. Rudorff in Puchta's 
Instit. II. p. 239, Note p. 

2) Puchta, Institut. 11. p. 239, Note p. 

3) Grut. 461. Mommsen, Hermes XII, p. 123 f. Huschke, Zeitschr. 
für vergl. R. W. I, p. 164 f. 185 f. Ich glaube nicht, dass es H. gelun- 
gen ist, seine BebauptuDgen überzeugend darzuthun, 1) dass es agri 
vectigales der Städte verschiedener Natur gegeben habe, solche die auf 
fünf Jahre durch Vermittlung des manceps ausgethan wurden (ager vec- 
tigalis der Pandekten) und 2) solche die auf 100 und mehr Jahre mit 
bedungenem Rückkaufrecht zu privatem Eigentum unter Belastung mit 
einem Vectigal (avitum et patritum) verkauft wurden. (Plinius ep. 7, 
18- Grut. 461. Pompejanische Quittung, tabulae alimentariae ; im letzten 
Falle soll das Rtickkaufsrecht ausgeschlossen sein.) DaETs „avitum et 
patritum'' in den im Text genannten Urkunden von dem Eigentumsrecht 
der Gemeinde zu verstehen ist, wie Mommsen, a. a. 0. will, wird gestützt 
durch L. 7. C. J. de omni agro deserto (11, 58). Dieselbe handelt von 
einem zu emphyteutischem Rechte besessenen fundus patrimonialis. Der 
Berechtigte hat ihn „velut domesticum et avita successione quaesitum^'. 
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tendae oder aquae ductus verliehen sein^), und in diesem Falle 
war es möglich, dass bei der Verleihung ein veetigal bestimmt 
wurde, wie es die L. 39. § 5. D. de leg. I. und die L. 41. D. 
de act. emti (19, 1) erwähnen. Das Servitutrecht konnte von 
jedem Eigentümer des betreffenden Grundstückes ausgeübt 
werden, so lange er das veetigal zahlte. Hierher gehört auch 
das veetigal, das Cicero an die Tnsculaner zahlte. Er sagt de leg. 
agrar. 2,9 : Ego Tusculanis pro aqua Crabra veetigal pendam, qui 
mancipio fundum accepi. Nur scheinbar ist in diesem Falle ein 
im vollen Privateigentum stehendes Grundstück der Gemeinde 
vectigalpflichtig. Vom dominus des herrschenden Grundstückes 
muss das veetigal gezahlt werden, weil sonst die Servitut er- 
löschen würde. Weil das Nutzungsrecht als Servitut formuliert 
ist, erscheint gewissermassen das praedium dominans als vecti- 
galpflichtig. Das veetigal wird ja auch garnicht für die Nutzung 
oder vermöge der Nutzung des mancipierten fundus entrichtet, 
sondern für die aqua Crabra^). Diese ist, wenn man so sagen 
darf, der fundus vectig'alis, der von den Tusculanern Cicero zur 
Nutzung eingeräumt wurde. Ob ein ähnliches Verhältniss nicht 
nur zwischen Staat und Privaten oder Gemeinde und Privaten, 
sondern auch zwischen Privaten und Privaten vorkam, muss 
dahingestellt bleiben. 

§ 11. 
Rückblick. 

I. Die Struktur des Vectigalrechtes ist, wenn wir von den 
späteren Versetzungen mit fremden Elementen absehen, wie sie 
sich tibereinstimmend bei der Emphyteuse und der Grundsteuer 
zeigen, eine gleichartige. Diese Erscheinung ist um so wichtiger, 
als sich auf diesem Gebiete privater und öffentlicher Vermögens- 
verkehr begegnen. Eine feste Grenze hat das römische Recht 
nicht gezogen und es hat eine solche auch nicht gegeben. Prin- 
zipiell ist der Staat an die Formen des Privatrechtes nicht ge- 



1) L. 1. § 41. 42. 43. D. de aqua cotidiana et aast. (43.20). L. 1. 
§ 9. D. de cloacis (43, 23). 

2) Huschke, Zeitschr. für vergl. R. W. I, p. 187 f. baut auf diese 
Stelle der agrarischen Rede seine Behauptung, es habe agri vectigales 
der Gemeinden im Privateigentum gegeben. 
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bandcD ^). Man geht aber zu weit, wenn man behanptet, es 
habe deshalb das Staats Vermögensrecht der römischen Republik 
einen prinzipiell anderen Charakter gehabt als das private. Es 
ist vielmehr erwiesen, dass der Staat sich nicht nur freiwillig in 
den Formen des Privatrechtes bewegte, sondern dass er auch 
in gewissen Fällen den gesetzlichen Beschränkungen des Privat- 
rechtes unterworfen ist^). Auch das Vectigalrecht in seiner 
frühesten Anwendung (dem tributum soli) liefert den Beweis, 
dass der Staat von den Begriffen des Privatrechtes ausging. Er 
stellte sich auf den Standpunkt des über seine Sache verfügen- 
den Eigentümers. Von dieser Basis aus entwickelte er dann 
zwar selbständig aber immer im bewussten Anschluss an Begriffe 
des Privatrechtes neue Geschäftsformen, so die possessio aus dem 
precarium. Das innere Motiv zu diesen Gestaltungen liegt in der 
Geltendmachung des Staatszweckes, die Competenz hierzu lag 
in der dominierenden Gewalt des Staates, speziell in der Gewalt 
der Beamten ^). Das Vectigalrecht liefert aber auch ein instruk- 
tives Beispiel dafür, dass derartige im öffentlichen Vermögens- 
verkehr entstandenen Institute auch auf den Boden des Privat- 
rechtes sich verpflanzten. Die Amtsgewalt der Verwaltungsbe- 
amten wurde so gleich der der Prätoren ein rechtsbildender 
Faktor für das Privatrecht. So erklärt sich die Anwendung 
der Grundsätze vom tributum soli auf den canon und das So- 
larium und die weitere konforme Gesetzgebung für die Grund- 
steuer und die Emphyteuse. So würde sich auch das cloacarinm 
und pro aquae forma erklären, wenn es nachgewiesen wäre, 
dass diese vectigalia auch rein privatrechtlicher Natur gewesen 
sind. Diese Beziehung des öffentlichen und privatrechtlicben 
veetigal tritt bei einer zusammenfassenden Construktion im Sinne 
der oben gegebenen Gesetzesinterpretation in klares Licht. 

II. Den Ausgangspunkt für die Construktion des Vectigal- 
rechtes finden wir in der dominierenden Gewalt des verleihen- 



1) Mommsen, Staatsrecht I, p. 163. 237, Stadtrechte von Salpensa 
uud Malaca p. 467. Jordaa, de praed. lit. et vind. p. 19. Die entgegen- 
gesetzte Ansicht vertritt bekanntlich Göppert, Zeitschr. für Rechtsge- 
schichte Bd. IV, p 253 f 

2) Heyrovsky, üeber die rechtliche Grundlage der leges contractus 
bei Rechtsgeschäften zwischen dem römischen Staat and Privaten. Leipzig 
1881. p. 15 flf. 

3) Heyrovsky, a. a. 0. p. 81 ff. 
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den Subjectes^). Diese tritt ganz besonders beim tributam soll 
hervor, die Eigenschaft des Staates als privater Eigentümer tritt 
hier zurück, ohne aber zur pnblicistischen Hypothese zu wer- 
den. Beim privatrechtlichen vectigal liegt sie in der Eigen- 
schaft des Subjektes als Eigentümer allein. Die Tendenz der 
Verleihung zu Vectigalrecht geht nun auf Seiten des Eigen- 
tümers dahin, die sämtlichen Befugnisse, die aus dem Eigen- 
tumsrecht entspringen auf den Berechtigten im Vectigalrechte 
dauernd^) zu übertragen, das nackte Eigentumsrecht aber zu- 
rückzubehalten. Dieser gewöhnliche Fall schliesst nicht aus, 
dass nicht auch einzelne Befugnisse in vectigaler Form aus dem 
•Eigentum ausgeschieden werden, wie das cloacarium und pro 
aquae forma beweisen. Dieses Innehaben sämtlicher Befug- 
nisse des Eigentümers führte zum dinglichen Schutz und ding- 
lichem Recht des Berechtigten, bei der possessio zum Eigentum. 
Aus dem Wesen des Vectigal rechtes folgt es nun keineswegs, 
dass auch von Seiten des Berechtigten ein vectigal gezahlt 
werde. Das Vectigal kann aber in dem Beleihungsakte ver- 
tragsojässig festgesetzt werden, es ist dann Inhalt der lex con- 
tractus. Beim öffentlichen vectigal ist die lex die Festsetzung 
durch den Beamten, die die Annahme seitens des Privaten zum 
rechtsverbindlichen Vertrage macht. Beim privaten vectigal ist 
die lex contractus die auf Einigung der Parteien beruhende 
Vertragsfestsetzung. Ein wesentlicher Unterschied besteht zwischen 
beiden nicht, wenigstens nicht der Entstehung nach^). Sieht 
man auf die Wirkung dieser leges contractus, so ist zu unter- 
scheiden : 



1) Degenkolb, Platzrecht p. 128. Soweit stimmen wir also mit Haschke, 
der alles Gewicht auf das*imperium legt, überein. Zeitschr. für vergl. 
K.W. I, p. 193 f. 

2) Dieser Umstand scheidet das Vectigalrecht streng von der Miete 
und Pacht; wenn man sagt, das Vectigalrecht enthalte alle essentialia 
der Miete und Pacht und es sei irrelevant, ob es noch eigentümliche 

^ Begriffsmomente an sich trage, man könne daher die Grundsätze von 
Miete und Pacht auf das Vectigalrecht anwenden, so ist dagegen zu * 
sagen, dass diese eigentümlichen essentialia das Vectigalrecht eben zu 
etwas Besonderem machen. Mandry, Krit. Vierteljahrschr. Bd. 12, p. 
511 ff. Dagegen Wächter, a. a. 0. p. 81 f. 

3) Dass der Staat die Offerte allein fixierte und von« derselben nicht 
abwich, kann einen wesentlichen Unterschied nicht machen. In beiden 
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a) Das Verhältniss vom Eigentümer zum Beliehenen and 
den beiderseitigen Universalsuccessoren. Die lex contraetas 
wirkt hier in zwei Richtungen. Durch die Annahme der lex 
contractus oder durch die freie vertragsmässige Einigung wird 
der Beliehene zur Zahlung des vectigal persönlich verpflichtet 
Der Eigentümer kann aber auch die Hand auf das Grundstück 
legen, wenn das vectigal nicht rechtzeitig gezahlt wird (secnn- 
dum legem contractus). Die Zahlung ist als Bedingung der 
Ausübung des Rechtes gedacht. Der Eigentümer vindiciert das 
Grundstück. 

b) Das Verhältniss vom Eigentümer resp. dessen Singular- 
successor und dem Singularsuccessor des Berechtigten. Nach der 
von uns verteidigten Auffassung der einschlägigen Quellenstelleii 
ist der lex contractus nicht die Wirkung zuzuschreiben, dass auch 
jeder Singularsuccessor zur Zahlung persönlich verpflichtet wäre. 
Es würde das allerdings in die Prinzipien des römischen Rechtes sehr 
tief einschneiden. Es wird hier vielmehr nur die zweite Wirkung 
eintreten, der Singularsuccessor muss die lex contraetas anerken- 
nen, widrigenfalls der dominus das Grundstück vindiciert. v Würde 
der Singularsuccessor sich darauf berufen, dass er ein vectigal 
zu zahlen nicht versprochen habe, so würde er dolos handeln. 
Vermöge der replica doli würde der Eigentümer mit der rei 
vindicatio durchdringen und der Singularsuccessor kann eventuell 
Regress an seinen Auetor nehmen (L. 7. D. de publican. (39,4)). 
Wenn man behauptet hat, diese Construktion setze voraus^ dass 
das vectigal bei Antritt der Ausübung des Rechtes entrichtet 
werden müsse, so hat man verkannt, dass secundum legem 
contractus das vectigal gezahlt werden soll, also auch nur so 
gefordert werden darf. Einer Anforderung contra legem con- 
tractus würde die exceptio doli entgegenstehen. In gleicher 
Weise ist dann auch der Singularsuccessor des dominus berech- 
tigt, auf Grund der lex contractus das vectigal zu fordern. Es 
wäre ebenso dolos gehandelt, ihm entgegenzuhalten, dass ihm 
nichts versprochen sei. Diese Wirkung der lex contractus beim 
Vectigalrecht liegt daher nicht sowohl in dem in ihr liegenden 
ausgesprochenen Willen — dieser würde die gegebene exceptio 
doli nicht zu motivieren im Stande sein — als besonders in der 



Fällen kommt es auf die Annahme an. Heyrovsky, a. a« 0. p. 1 ff. 
Bechmann, der Kauf I, p. 273 ff. 
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Natur des Rechtes selbst. Hätte die lex contraetns nicht auf 
irgend eine Weise gegen den Singularsuccessor geltend gemacht 
werden können, so konnte der Eigentümer durch die im Vectigal- 
recht liegende freie Veräusserungsbefugniss auch noch den 
letzten Vorteil seines nudum jus dominii einbüssen. Die darin 
liegende Unbilligkeit wurde gehoben durch die bezeichnete 
Wirkung der lex contractus. Es lässt sich nicht leugnen, dass 
in dieser Wirkung eine gewisse Verknüpfung des Forderungs- 
rechtes mit dem Eigentum .und der obligatorischen Verpflichtung 
mit dem dinglichen Rechte gegeben ist, aber eine indirekte, 
nicht eine direkte, wie sie in der Formulierung Windscheid's 
liegen soll. 

Bei der weiteren Verteidigung meines Standpunktes tiber- 
gehe ich hier die Bestrebungen, die vom Standpunkte der Wis- 
senschaft des deutschen Rechtes aus gemacht wurden, das Problem 
auf dem Gebiete des römischen Rechtes zu lösen. Fast jede 
Theorie, die die Natur der Reallast feststellen wollte, suchte 
im römischen Rechte Anknüpfung und Belege für ihre Resultate. 
Die Fragstellnng ist dadurch nicht klarer geworden, und die 
materielle Erörterung kann nicht gewinnen durch Hineinziehen 
der einander bekämpfenden Theorieen des deutschen Rechtes 
über die Natur der Reallast ^). Bleiben wir auf dem Gebiete 
des römischen Rechtes. Ihering^) geht von der Monstrosität 
der servitus oneris ferendi aus und behauptet die fortgeschrittenere 
Jurisprudenz würde den obligatorischen Nebeninhalt derselben 
nicht in die confessoria actio hineingezwängt, sondern eine actio 
in personam gegen den jedesmaligen Besitzer des dienenden 
Grundstückes gegeben haben. Der Beweis werde geliefert durch 
die Provinzial-Prädialservitut. Dass hier die Bestellung durch 
obligatorischen Vertrag (Gaj. II, 31) erfolgte und dass sie nur 



1) Ein neuerer Schriftsteller schliesst einen gelegentlichen Exkurs 
von den deutschen Reallasten aus auf unsre Frage mit dem Ergebniss, 
dass eine tiefere Vereinigung der Reallasten mit den Prinzipien des röm. 
Rechtes unmöglich erscheint. Ktihnast, a. a. 0. p. 73 f. Diese Ver- 
gleichungen stellen eben stets das entwickelte Institut der Reallasten in 
Parallele mit den Prinzipien des römischen d. h. justinianischen Rechtes. 
Das dazwischenliegende Gebiet wird gänzlich ignoriert. Eine daraufge- 
richtete Betrachtung kann allein einer Vergleichung den wahren Wert 
geben. 

2) Jahrbücher für Dogmatik Bd. 10, p. 554 ff. 
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eiiie perBÖnlicbe Wirkung erzengte, ist nicht za lengnen. Dass 
aber von vomberein ein direkter persönlicher Ansprach gegen 
den Singularsuccessor ging nnd fUr den Singularsaccessor 
enstand, ist weder aus den Quellen nachgewiesen noch an sich 
wahrscheinlich. Man kann hier an die Caution der L, 7. pr. D. 
si serv. (8, 5) erinnern: ^neque sc neqne successores pro- 
hibituros". Nach der L 27. § 4. D. de usufr. (7^ l) wird aber 
der lex contractus eine Wirkung zugeschrieben^, über diese 
Wirkung verbreitet sich L. 3. C. de serv. (3, 34): 

Et in provmciali praedio constitui servitus aquae ductus, 
vel aliae Servitutes possnnt, si ea praecesserint, quae Servitutes 
constituunt; tueri enim placita inter contrahentes debent^ quare 
non ignorabiS; si priores possessores aquam duci per praedia 
prohibere jure non potuerint cum eodem onere perferendae ser- 
vitutis transire ad emtores eadem praedia posse. 

Ich sehe hierin einen aussergewöhnlichen Schutz des von den 
Parteien in der lex contractus dauernd gewollten Becht£(inhalteSy den 
dieselben auf anderem Wege nicht erreichen können. Dieser Schutz 
der lex contractus tritt ein, si ea praecesserint, quae Servitutes 
constituunt; d. h. wenn alle sonstigen materiellen Erfordernisse 
eines Servitutrechtes vorhanden sind. - Dieser Schutz wurde ver- 
mutlich ebenfalls in der Form der exceptio doli erteilt. Daher 
wird die servitus, quae per stipulationem debetur in der L. 27. 
§ 3. 4. 5. D. de usufr. (7, 1) in Parallele mit den Vectigalien 
einerseits und, was den endlichen Erfolg betrifft^ mit der servi- 
tus (jure civili) imposita andrerseits gesetzt. Ihering führt dann: 

1) die L. 24. § 4. C. de fid. lib. (7, 4) an^). Die Ver- 
pflichtung zur manumissio des Sklaven aus dem fideicommissum 
geht schlechthin, d. h. ohne Rücksicht auf bona oder malafides 
auf beiden Seiten auf die Singularsuccessoren über, der Anspruch 
wird kein dinglicher, sondern bleibt ein persönlicher. 

2) Die Nebenverträge (leges) beim Verkaufe des Sklaven. 
Auch bei diesen geht, wie nicht zu leugnen, die obligatorische 
Verpflichtung und Berechtigung auf den beiderseitigen Singular- 
successor über 2). 

Diese Singularität bezüglich der libertas fideicommissaria 
erklärt Ihering selbst aus der Möglichkeit, dass der Erbe durch 
Veräusserung des Sklaven die Freiheit hätte vereiteln können. 

1) a. a. 0. p. 520 f. 

2) Ihering, a. a. 0. p. ö4d f. Bechmann, a. a. 0. I, p. 281 ff. 
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Es gab kein anderes Mittel, dem Sklaven zur Freiheit zu ver- 
helfen, wollte man nicht die Natur des fideicommissum gänzlich 
aufgeben und die libertas fiduciaria der direkten gleichstellen. 
Die zweite Singularität bedeutet ebenfalls einen EingriflF des 
objectiven Rechtes, der sich aus den socialen Zuständen der 
Kaiserzeit erklärt^). Diese Ausnahmsfölle lassen sich daher in 
ihrem letzten legislativen Grunde nicht aus der Rücksicht auf 
den bisherigan Eigentümer der Sache und aus der Anerkennung der 
lex rei suae dicta^) erklären. Eine Einreihung dieser Erschei- 
nungen unter andere, die aus dieser Quelle fliessen, ist daher 
so schlechthin nicht statthaft^). 

Was die Kraft der lex rei suae dicta überhaupt betriflFt, die 
der veräussernde Eigentümer seiner Sache mitgibt, so ist zu be- 
haupten, dass dieselbe zunächst durchaus nicht weiter reicht, 
als die einer jeden lex contractus. Diese lex rei dicta bedarf 
der Acceptation durch den andern Vertragsteil, wie jede andre. 
Ihre Geltung reicht soweit, als der Vertrag reicht Ueber- 
schreitungen der Dispositionsbefugniss durch den veräussernden 
Eigentümer können daher auch nur in dieser Grenze Wirksam- 
keit erlangen. Ich verstehe die L. 19. pr. D. comm. pr. (8, 4) 
daher nicht mit Iherfng*) von einem obligatorischen Vorbehalt 
in Form der Stipulation, durch den nach Art der Prädialservi- 
tuten in der Provinz eine Prädialservitut im obligatorischen Ge- 
wände begründet wird, wiewohl die Voraussetzungen einer 
Prädialservitut jure civili fehlen, sondern von einem rein obli- 
gatorischen Vertrage, der die Partei und ihre Erben zu einer 
Leistung verpflichtet. Die lex rei dicta, die hier die intendierte 
Absicht beider Parteien,^ eine Prädialservitut zu begründen, ent- 
hält, überschreitet hier nicht materiell das Mass der gewöhn- 
lichen Privatautonomie, nur in der gewählten Rechtsform liegt 
die Ueberschreitung. Die Intention der Parteien steht unter 
dem Schutz der bona fides ^) und wird aus diesem Grund soweit 
möglich aufrecht erhalten. Auch die L. 6. D. comm. (8, 4) 

1) Bechmann, a. a. 0. p. 281 ff. 

2) Ihering, a a. 0. p. 549. 569. 

3) Becbmann, a. a. 0. p. 283. 

4) a. a. 0. p. 553 f. 565 ff. 

5) Bechmann, a. a. 0. p. 639, Note 4. Aus welchem Grunde die 
L. 19 cit. in dem Titel über die Prädialservituten ihre Stellung gefunden, 
kann wohl nicht gut zweifelhaft sein. Ihering, a. a. 0. p. 566. 

Matthiass, die römische Grundsteaer und das Vectigalrecht. A 
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wird ohne Zwang 8o verstanden werden können^ wenn man der 
traditio die Veranlassung eines bonae fidel eontractus zum Grunde 
legt, noch mehr aber die L. 19. pr. D. de serv. (8, 1). Dass 
daher der veräussernde dominus durch die lex rei suae dicta 
die Schranken der Privatautonomie in dem Grade hätte durch- 
brechen können, dass jeder Singular successor die persönliche 
Forderung und Verpflichtung aus der lex erwerben konnte be- 
züglich tragen musste^ wird man nicht annehmen dürfen. 

Nur der Fall der Provinzial - Prädialservitut ist m. E. ge- 
eigenschaftet, als Analogie des Vectigalrechtes herbeigezogen 
zu werden. Folgen wir nun der Construktion Ihering's, so würde 
die lex rei dicta, mag sie sich in eine Stipulation oder ein 
pactum gekleidet haben, beim Vectigalrecht Recht und Ver- 
pflichtung auf die Singularsuccessoren tibertragen, wie auch 
Windscheid u. A. annehmen. Wie schiebt sich dann, diese Frage 
haben wir bereits oben aufgeworfen, neben diese obligatio das 
Recht des Eigentümers, die Ausübung des Vectigalrechtes nicht 
gestatten zu brauchen, wenn das vectigal nicht gezahlt wird? 
Eine Erklärung dieses dualistischen Apparates hat man nicht 
gegeben; denn durch das Hereinziehen der Grundsätze von der 
Miete und Pacht stört man die ganze Einheitlichkeit des Insti- 
tutes und ein selbständiges Privationsrecht neben einer obligatio 
bedürfte nicht weniger der Begründung. Dieser Dualismus er- 
scheint mir eben unhaltbar, sobald die Person des Singular- 
successor in Frage kommt. Der Widerspruch tritt aber noch 
deutlicher hervor, wenn man auf Grund unsrer Construktion des 
Vectigalrechtes beide Möglichkeiten für den Eigentümer neben- 
einander hält. Diese Construktion scheint auch Windscheid zu 
acceptieren, indem er Wächter in der Interpretation der L. 16. 
§ 2. L. 17. D. de pign. act. (13, 7) und der L. 15. D. qui pot. 
(20, 4) bestimmt. Da haben wir dann eine auf die persönliche 
Verpflichtung gegründete actio in personam neben einer rei 
vindicatio, die nur vermöge der aus Gründen der aequitas ge- 
währten replica doli wirksam ist. Von unserm Standpunkte aus 
erscheint der Dualismus als widersinnig. Würde man uns die- 
selbe Widersinnigkeit vorwerfen, weil wir dem Eigentümer gegen 
die Person des Beliehenen actio in personam und rei vindicatio 
geben, so ist zu bemerken, dass dem Eigentümer das Recht, 
was er gegen den Singularsuccessor auf Grund der Natur des 
Rechtes hat, nicht gegen den zuerst Beliehenen versagt werden 
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kann. Dieses Recht ist das primäre, die actio in personam das 
sekundäre lediglich aus dem Vertrage folgende und nach ihm 
bestimmte. 

Schliesslich verlässt uns aber auch die Analogie der Pro- 
vinzial-Prädialservitut, wenigstens schwächt sich dieselbe bedeutend 
ab. Wenn sich bei dieser die obligatorische Wirkung in der 
Person der Singularsuccessoren fortsetzt, so ist das erklärlich 
aus der gewollten Identität des Eechtserfolges mit dem der Be- 
stellung eines dinglichen Rechtes und der Unmöglichkeit eben 
dieser Bestellung des dinglichen Rechtes. Wie man anomaler 
Weise die persönliche Verpflichtung in die actio confessoria 
zwängte, so, es wäre denkbar, zwängte man hier, wie in den 
oben erwähnten singulären Fällen, das dingliche Moment in die 
persönliche Klage. Für das Vectigalrecht würde die Analogie 
eines dinglichen Rechtes, an das sich die persönliche Struktur 
hätte anlehnen können, zum dinglichen Rechte an eigner Sache 
führen. 

Die einheitliche Struktur des Vectigalrechtes ist m. E. in 
den Quellen erkennbar, selbst in denen der späteren Zeit. Wir 
erinnern hier an den häufigen Hinweis auf die lex locationis, 
contractus. Besonders instruktiv erscheint die L. un. § 3. 
D.'de loco publ. fruendo. (43,9): praetor ait e lege locationis; 
ultra legem enim vel contra, legem non debet audiri, qui frui 
desiderat. Dieser an die Anerkennung der lex geknüpfte prä- 
torische Schutz, lässt auf die Gewährung der replica doli gegen 
die exceptio des Singularsuccessor schliessen. 

Schliesslich wäre noch, wenn man annimmt, dass das rö- 
mische Recht eine so Y^eit gehende 'Wirkung der lex contractus 
anerkannt hat, die Frage aufzuwerfen, warum es auf diesem 
Standpunkt stehen geblieben ist und nicht gestattet hat, Obli- 
gationen willkürlich mit einem fundus in Verbindung zu setzen. 
L. 81. §1. D. de contrah. emt. (18, 1) verneint das entschieden : 
Lucius Titius ist Eigentümer er hat versprochen, de fundo suo 
centum milia modiorum frumenti annua praestare praediis Gaji 
Seji, er veräussert seinen fundus mit der ausdrücklichen lex: 
„quo jure quaque conditione ea praedia Lucii Titii hodie sunt 
ita veneunt itaque habebuntur". Scaevola verneint jede Ver- 
pflichtung des Käufers dem Sejus gegenüber. Auf das Ver- 
hältniss zum Titius kommt auch hier nichts an^). Diese Ent- 

1) Daraus, da^s Scaevola, die Nicbtschuld dem Sejus gegenüber be- 
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Scheidung fusst wie die der L. 12. D. de ann. leg. (33, 1) aller- 
dings darauf; dass eine Servitutbestellung in dem Versprechen 
nicht liege, es wird aber auch nicht einmal angedeutet; dass 
die Obligation in anderer Weise mit dem fundus verknüpft sein 
könne und der ausdrücklichen lex dicta beim Kauf wird auch 
nicht die geringste Wirkung beigelegt weder von Scaevola noch 
von Paulus. Das fUhrt uns auf die Bemerkung zurück, dass die 
lex dicta ihre Geltung dem Vertragszwange (bona fides) oder 
der eigentümlichen Natur des Geschäftes (Vectigalrecht, provin- 
zielle Prädialservitut) oder singulärer Rechtsvorschrift verdankt. 
Blieb das klassische Recht bei dieser Construktion des 
Vectigalrechtes stehen, so darf doch nicht verkannt werden, dass 
es mit den ihm ähnlichen Gestaltungen den Keim einer späteren 
Entwickelung in sich trägt. Dieselbe liegt jenseits der Grenzen 
des Justinianischen Rechtes. Zwei Sätze bezeichnen die An- 
fänge dieser Entwicklung aber schon im Justinianischen Recht, 
die dem Recht der Grundsteuer und Emphyteuse gemeinsam 
sind : das Zustimmungsrecht des dominus (als solchen betrach- 
tet sich auch der Staat) bei der Veräusserung und der Anspruch 
des dominus, dass der neue Erwerber die Lasten der Sache 
übernehme. Der erste Satz ist naturgemäss mehr bei der Emphy^ 
teuse, der letzte mehr bei der Grundsteuer aber nicht in voller 
Reinheit zum Durchbrnch gekommen. 



tont, kann man hier mit Recht schliessen, dass er demTitius gegenüber 
verpflichtet ist secnndum legem contractus, die durch die bona fides ge- 
schützt wird. 
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